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~ V Die Bundesversammlung - Das Schweizer Parlament 

Curia Vista - Geschäftsdatenbank 

97.046 - Geschäft des Bundesrates 

Luftfahrtgesetz. Änderung 

Einreichungsdatum 
- - -

Stand der Beratung 

28.05.1997 

Erledigt 

Botschaft vom 28. Mai 1997 zur Änderung des Luftfahrtgesetzes (BB11997 111 1181) 

Dokumente 

Zusammenfassung Botschaft / Bericht und Beratungen 

Amtliches Bulletin - die Wortprotokolle 

Chronologie I Wortprotokolle 

Entwurf 1 

Bundesgesetz über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz, LFG) 

Datum 

24.09.1997 

10.03.1998 

17.03.1998 

28.04.1998 

26.06.1998 

26.06.1998 

Rat 

NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 

SR Abweichend. 

NR Abweichend. 

SR Zustimmung. 

NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung 
angenommen. 

SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung 
angenommen. 

Bundesblatt 1998 3579; Ablauf der Referendumsfrist: 15. 
Oktober 1998 

Amtliche Sammlung des Bundesrechts 1998 2566 

Behandelnde Kommissionen 

Kommission tür Verkehr und Fernmeldewesen SR (KVF-SR) 
Antrag: Differenzbereinigung 
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Kommission für Verkehr und Femmeldewesen NR (KVF-NR) 
Antrag: Eintreten 

Behandlungskategorie NR 

111, Reduzierte Debatte (Art. 48 GRN) 

Erstbehandelnder Rat 

Nationalrat 

Deskriptoren: Hilfe 

Luftrecht Swissair Beförderung auf dem Luftweg Staatsmonopol Deregulierung 
liberalisierung 

Ergänzende ErschIiessung: 

Zuständig 

Departement fOr Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 

(UVEK) 

Sie sind hier: Das Schweizer Parlament> Suche> Geschaefte 
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97.046 - Zusammenfassung Ueberslcht 

97.046 Luftfahrtgesetz. Aenderung 

Lol sur I'avlatlon. Modlflcatlon 

Botschaft: 28.05.1997 (BB11997 111, 1181 / FF 1997 111, 1058) 

Ausgangslage 

Die Änderungen des Luftfahrtgesetzes (LFG) betreffen das Kapitel "gewerbsmässige Luftfahrt". Die 
Bedingungen für die Erteilung einer Betriebsbewilligung sowie für die Erteilung einer Streckenkonzession für 
Unternehmen mit Sitz in der Schweiz und für solche mit Sitz im Ausland sollen neu definiert werden. Artikel 
103 LFG, der ein faktisches Monopol im schweizerischen Linienverkehr schuf, soll aufgehoben werden. 
Zudem ist festzulegen, bis wann und in welchem Umfang die bisherigen Konzessionsrechte noch 
fortbestehen können. 

Nach Artikel 103 LFG werden die internen, kontinentalen und interkontinentalen Linienverbindungen, deren 
Führung im allgemeinen Interesse liegt, von einer gemischtwirtschaftlichen schweizerischen 
Luftverkehrsgesellschaft betrieben, an welcher der Bund finanziell beteiligt ist. Den Kantonen und Gemeinden 
steht die Beteiligung an dieser Gesellschaft ausdrücklich offen. Die Statuten der Gesellschaft unterliegen der 
Genehmigung durch den Bundesrat. 

Die Berechtigung eines gesetzlichen Monopols, wie es Artikel 1 03 LFG festschreibt, wurde bereits seit 
längerer Zeit in Frage gestellt. Mit der Liberalisierung insbesondere innerhalb d~r EU und angesichts des 
Wunsches der Schweiz, sich an diesem Markt zu beteiligen, drängte sich eine Anderung von Artikel 103 LFG 
zunehmend auf. Ein gesetzliches Monopol zugunsten eines Luftverkehrsunternehmens wäre mit dem 
Einbezug der Schweiz in den europäischen Markt unvereinbar. Die Liberalisierung hat aber auch 
innenpolitische Gründe: sie war den Westschweizer Kantonen in Aussicht gestellt worden, nachdem die 
Swissair entschieden hatte, ihr Langstreckenangebot von und nach dem Flughafen Genf-Cointrin zu 
reduzieren. 

Die Aufhebung der bisherigen Monopolstruktur erfordert zusätzliche flankierende Massnahmen. So sind 
beispielsweise die Voraussetzungen festzulegen, die eine Gesellschaft erfüllen muss, damit sie sich um 
Linienrechte bewerben kann; ein Gleiches gilt für die bei der Verteilung dieser Rechte angewandten Kriterien. 
Aus diesem Grund beschränkt sich die Vorlage nicht auf die Streichung von Artikel 103 LFG, sondern enthält 
auch eine Aenderung des Kapitels über die gewerbsmässige Luftfahrt (Art. 27-35). Zudem regelt sie die 
übergangsrechtliche Situation der bisherigen Konzessionsinhaberinnen. 

Verhandlungen 

NR 

SR 

NR 

SR 

NR/SR 

23./24.09.1997 

10.03.1998 

17.03.1998 

28.04.1998 

26.06.1998 

AB 1664, 1683 

AB 296 

AB616 

AB 467 

Schlussabstimmungen (169:1 /40:0) 

Im Nationalrat war unbestritten, dass die VorzugsteIlung der Swissair gegenüber anderen schweizerischen 
Gesellschaften aufgehoben werden soll. Zu reden gaben vor allem die vom Bundesrat vorgeschlagene 
elf jährige Frist bis zum endgültigen Fall der Sonderbestimmungen zugunsten der Swissair Ende 2008 sowie 
die Kriterien, die ausschlaggebend sein sollen, um einer Airline bei innerschweizerischer Konkurrenz eine 
Streckenkonzession zu erteilen. Bei der Streckenkonzession setzte sich mit 84 zu 69 Stimmen die Romandie 
durch: Das Departement müsse bei Erteilung einer Strecken konzession von Gesetzes wegen 
berücksichtigen, wie die nationalen Flughäfen bedient werden. So sollen jene Gesellschaften eine 
Konzession erhalten, die nicht nur Kloten, sondern auch Cointrin anfliegen. Ebenfalls gegen den Willen des 
Bundesrates stimmte der Nationalrat einem Antrag von Peter Baumberger (C, ZH) zu, wonach bei der 
Betriebsbewilligung eine ökologische Komponente als Bedingung eingeführt wird und nur Fluggeräte zum 
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Einsatz kommen sollen, die den international vereinbarten Mindeststandards bezüglich Lärm und 
Schadstoffen entsprechen. 

Bei den Uebergangsbestimmungen des Gesetzes war umstritten, wie lange der Swissair bei den geltenden 
Streckenrechten trotz neuem Gesetz eine VorzugsteIlung garantiert werden soll. Der Rat hatte zwischen zwei 
Wegen zu entscheiden. Westschweizer Parlamentarier forderten eine Verkürzung der zwölf jährigen 
Konzessionsdauer auf fünf Jahre, sonst behalte die Airline bis 2008 ein faktisches Monopol. Bundesrat und 
Kommissionsmehrheit verlangten demgegenüber, die der Swissair in der laufenden Konzession gewährten 
Versprechungen seien einzuhalten, da die Gesellschaft im Vertrauen auf diese Konzession langfristige 
Investitionen in Milliardenhöhe getätigt habe. Der Antrag, die Konzessionsdauer auf fünf Jahre zu kürzen, 
wurde mit 111 zu 58 Stimmen abgelehnt. 

Auch der Ständerat hielt am Monopol der Swissair für die bisher bedienten Strecken bis Ende 2008 fest. 
Linien, die von der Swissair aufgegeben wurden oder nicht genutzt werden, sind aber vom Monopol nicht 
mehr geschützt. Knapp - mit 20 zu 19 Stimmen - folgte die Kleine Kammer dem Nationalrat auch darin, dass 
der Bund beim Abschluss von bilateralen und multilateralen Abkommen die sogenannte 
Mehrfachbezeichnung (multiple designation) anzustreben hat. Das heisst, er soll Flugrechte möglichst nicht 
nur einer, sondern zwei oder mehreren regionalen Airlines zusprechen. Nicht einigen konnten sich die beiden 
Räte vorerst in der Frage, welchen Umweltstandards Fluggesellschaften genügen müssen, damit sie eine 
BetriebsbewiIIigung erhalten. 

In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat an seiner Umschreibung der ökologischen Auflagen bei der 
BetriebsbewiIIigung fest. Namens der Kommissionsminderheit setzte sich Daniel Vogel (R, NE) für die vom 
Ständerat neu eingefügte Anhörung der interessierten Kantonsregierungen und öffentlichen 
Transportanstalten vor einem Entscheid über eine Streckenkonzession ein. Dazu hielt Bundesrat 
Leuenberger fest, es bestehe kein Spielraum mehr für solche gesetzlich vorgeschriebenen Anhörungen, 
sobald das Luftverkehrsabkommen mit der EU vorliege. Mit 81 zu 61 Stimmen folgte das Plenum der 
Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat. Bei den verbleibenden zwei Differenzen schloss sich der 
Ständerat schliesslich dem Nationalrat an. 
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97.046 - Note de synthese Resume 

97.046 Lol sur I'avlatlon. Modlficatlon 

Luftfahrtgesetz. Aenderung 

Message: 28.05.1997 (FF 1997111, 1058/8811997111,1181) 

Situation Initiale 

Les modifications de la loi sur I'aviation (LA) concernent les dispositions relatives a I'aviation commerciale. Le 
projet introduit les elements suivants: 

- conditions d'octroi de I'autorisation d'exploitation aux entreprises de transport aMen domiciliees en Suisse 
ainsi qu'a celles qui ont leur siege a I'etranger; 

- conditions d'octroi de la concession de routes aux entreprises de transport aMen domiciliees en Suisse 
ainsi qu'a celles qui ont leur siege a I'etranger; 

- abrogation de I'article 103 LA qui creait un monopole de fait dans le trafic aerien de Iignes suisse; 

- dispositions transitoires reglant la portee et la duree de validite des droits actuels. 

Les articles 27 a 35 de la loi en vigueur reglent les questions relatives a I'aviation commerciale. En outre, on 
trouve a I'article 103, sous le titre marginal «societe mixte», une disposition de grande importance pour le 
marche suisse du transport aerien: «Le reseau interne, continental et intercontinental qui est declare etre 
d'interet general par le departement est exploite par une societe suisse de transports aeriens, de caractere 
mixte, a laquelle la Confederation participe financierement. Les cantons et les communes peuvent egalement 
participer acette entreprise. Les statuts de la societe so nt soumis a I'approbation du Conseil federal». 

Le monopole legal tel qu'i1 est defini a I'article 103 LA est remis en cause depuis un certain temps. Etant 
donne la Iiberalisation en cours, en particulier au sein de l'Union europeenne (UE) et compte tenu du desir de 
la Suisse de participer au marche communautaire, une modification de cet article s'impose de plus en plus. 
Un monopole legal en faveur d'une compagnie aerienne serait incompatible avec la participation de la Suisse 
au marcM europeen. La Iiberalisation a par ailleurs des motifs de politique interieure: elle a ete presentee 
comme une eventualite aux cantons romands apres la decision de Swissair de reduire ses vols 
intercontinentaux adestination et au depart de Geneve. 

La suppression du monopole necessite des mesures d'accompagnement. 11 convient notamment de definir les 
conditions qu'une entreprise doit remplir pour pretendre ades droits en matiere de Iignes, ou les criteres a 
appliquer pour I'octroi de tels droits. C'est pourquoi le projet ne se limite pas a la simple abrogation de I'article 
103, mais propose une modification des dispositions relatives a I'aviation commerciale; de plus, ses 
dispositions transitoires reglent la question des droits des entreprises concessionnaires. 

DelIberations 

CN 

CE 

CN 

CE 

CN/CE 

23/24.09.1997 

10.03.1998 

17.03.1998 

28.04.1998 

26.06.1998 

80 1664, 1683 

80296 

80616 

80467 

Votations finales (169:1 140:0) 

Le Conseil national a ete unanime a considerer que la suppression du monopole de Swissair par rapport 
aux autres compagnies suisses s'imposait. Le debat aporte essentiellement sur la proposition du Conseil 
federal de garantir a Swissair jusqu'en 2008 ses droits acquis. Les Romands ont lance plusieurs tentatives 
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pour favoriser d'autres aeroports que Kloten et d'autres compagnies que Swissair; cette offensive s'est soldee 
par un succes, puisque les deputes ont vote par 84 voix contre 69, et contre I'avis du Conseil federal, une 
proposition obligeant Berne a tenir compte de la desserte des differents aeroports nationaux, soit Zurich, mals 
aussi Bäle et Geneve, au moment de delivrer des concessions de routes aux compagnies d'aviation. D'autre 
part, et toujours contre I'avis du Conseil f9deral, les deputes ont accepte une proposition Baumberger (C, ZH) 
visant a subordonner I'octroi des concessions au respect d'une clause ecologique. 

S'agissant de la concession accordee a Swissair, les deputes avaient a choisir entre deux possibilites: les 
Romands proposaient de la r9duire a un delai de cinq ans, sous peine de laisser a la compagnie un 
monopole de fait; le Conseil federal et une majorite de la commission proposaient de la maintenir jusqu'en 
2008, comme prevu initialement, la compagnie ayant effectue des investissements a hauteur de plusieurs 
milliards dans une periode ou cette concession ne faisait I'objet d'aucune remise en question. La proposition 
des deputes romands a ete balayee par 111 voix contre 58. 

Le Conseil des Etats a enterine le maintien de la concession jusqu'en 2008. D'autre part, les deputes ont 
accepte par 20 voix contre 10 la clause dite de «designation multiple», aux termes de laquelle les autorites, 
lorsqu'elles negocieront de nouveaux accords de trafic aerien avec des Etats etrangers, demanderont que la 
Suisse obtienne la possibilite de confier les lignes concernees a plusieurs transporteurs. La Chambre des 
cantons acependant decide pour sa part d'assouplir les criteres de prise en compte du caractere ecologique 
des appareils pour I'obtention des autorisations de vol: I'exploitation devra etre «aussi respectueuse que 
possible de I'environnement». 

Le Conseil national a maintenu sa formulation initiale, rejetant par 81 voix contre 61 une proposition Vogel 
(R, NE) emise au nom d'une minorite de la commission et visant a entendre les gouvernements cantonaux et 
les entreprises de transport publiques avant toute decision relative a une concession de route: le conseiller 
federal Leuenberger a fait valoir que le futur accord avec l'Union europeenne sur le trafic aerien rendrait ces 
auditions impossibles. 

Deux divergences subsistaient, sur lesquelles le Conseil des Etats s'est finalement rallie au Conseil national. 
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Lol sur I'avlatlon. Modlfication 

An den Bundesrat - Au Conseil federat 

1664 

97.046 

I:,uftfahrtgesetz. 
Anderung 
Lol sur I'aviation. 
Modification 

N 23 septembre 1997 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 28. Mal 1997 (BBII1I1181) 
Message et projet de 101 du 28 mal 1997 (FF 1111058) 
Kategorie 111, Art. 68 GRN - Categorie 111, art. 68 ReN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Antrag Tschopp 
NIchteintreten 

Proposition de la commlsslon 
Entrer en matiere 

Proposition Tschopp 
Ne pas entrer en matiere 

Bezzola Durl (R, GR), Berichterstatter: Das heute gOltige 
Luftfahrtgesetz (LFG) stammt aus dem Jahr 1948. Es stammt 
also aus einer Zeit, in welcher die letzten Ratlonierungs­
massnahmen und DringlichkeitsbeschlOsse des Kriegsrechts 
aufgehoben wurden. Aus diesem Umfeld heraus ist der pro­
tektionistische, nationalistische Charakter des Gesetzes zu 
verstehen. 
Besonders offensichtlich tritt dies im Kapitel aber die gewerbs­
mässlge Luftfahrt zutage. Die Zeiten - wie es Herr Auer tref­
fend formuliert hat -, in denen eine schweizerische Fluggesell­
schaft mit einem in der Schweiz immatrikulierten Flugzeug und 
einer schweizerischen Besatzung, ausgestattet mit schweize­
rischen Verkehrsrechten, Schweizerinnen und Schweizer ins 
Ausland fliegt, gehören der Vergangenheit an. Die weltweite 
Liberalisierung im Luftverkehrsmarkt lässt staatliche Grenzen 
verschwinden. Im grenzenlosen Europa schwimmen der 
Swissair langsam, aber sicher die Felle davon. 
Mit den Veränderungen Im Luftverkehr kann das LFG aus 
dem Jahre 1948 nicht mehr Schritt halten. Eine Anpassung 
an wirtschaftliche und technische Realitäten liegt daher auf 
der Hand. Warum? 
1. Das Monopol der Swissair lässt sich mit dem angestrebten 
Luftverkehrsabkommen mit der EU nicht vereinbaren. Der 
freie Zugang zum und die Beteiligung am europäischen 
Markt ist fOr die Schweiz von vitalem Interesse. 
2. Eine innenpolitische Komponente hat die Revision be­
schleunigt: die Streichung von 13 interkontinentalen FlOgen 
der Swissair von Genf-Cointrln aus. Die Romandie forderte 
daraufhin die sofortige liberalisierung des Luftverkehrs und 
den Open-Sky-Status fOr den Flughafen Genf. 
Die Vorlage umfasst folgende Punkte: 
Erstes KemstOck der Revision: die Aufhebung des landesin­
ternen Monopols. Gestatzt auf den Artikel 103 LFG erteilte 
der Bund der Swissalr bisher das Recht, sämtliche Im öffent­
lichen Interesse liegenden Internen, kontinentalen und Inter­
kontinentalen Linienverbindungen zu betreiben. Die Aufhe­
bung des Monopols wird den innerschweizerIschen Wettbe­
werb ermöglichen. Alie schweizerischen Luftverkehrsgesell­
schaften können sich um die In unserem Land zur Vertagung 
stehenden Streckenkonzessionen bewerben. Dies mit der 
Einschränkung, dass Im betreffenden bilateralen Vertrag 
zwei oder mehrere Fluggesellschaften zur Bedienung einer 
Strecke vorgesehen sind, also eine Mehrtachbezeichnung 
vorgesehen Ist. Die ausländischen Gesellschaften sind von 
dieser Aufhebung nicht betroffen. Es gelten weiterhin die bi­
lateralen Verträge, welche die Schweiz mit den jeweiligen 
Ländern abgeschlossen hat. Die Aufhebung von Artikel 103, 
also des Monopols, soll mit flankierenden Massnahmen ge­
koppelt werden. 

Bulletin officlel de l'Assembll§e fl§dl§rale 

--

michael.tellenbach
Textfeld



23. September 1997 N 1665 Luftfahrtgesetz. Änderung 

Zu den Artikeln 27 bis 35 Im Kapitel «Gewerbsmässlge Luft­
fahrt»: Hier sind die Spielregeln enthalten, unter denen sich 
eine Luftfahrtgesellschaft um eine Betriebs- und Streckenbe­
willigung bewerben kann. 
Bel folgenden Fragen gingen die Meinungen In der Kommis­
sion zum Tell stark auseinander: 
1. Wie stark soilen ökologische Mindestanforderungen, und 
zwar sowohl In bezug auf den Einsatz als auch auf den tech­
nischen Standard der Flugzeuge, die Ertellung der Betriebs­
bewilligung bestimmen? 
2. Kann man eine ausgewogene regionale Bedienung aller 
nationalen Flughäfen anordnen, ohne den Markt zu berück­
sichtigen? Hier handelt es sich um den Schlüsselartikel. 
3. Wie soll bel der Ertellung von Betriebsbewilligungen und 
Verkehrsrechten an ausländische Gesellschaften verfahren 
werden? Sollen wir flexibel sein, oder soll beim betreffenden 
Land zwingend In jedem Fall ein Gegenrecht gefordert wer­
den? 
1;. In der Kommission heftig umstritten war die Regelung der 
Ubergangsbestlmmungen. Hier handelt es sich von mir aus 
gesehen um den zweiten Schlüsselartikel In diesem Werk. 
Soll das Monopol der Swlssalr mit sofortiger Wirkung - Innert 
fünf Jahren - aufgehoben werden, oder soll die Konzession, 
wie vom Bundesrat vorgeschlagen, auf jeden Fall bis Ins Jahr 
2008 bestehenbleiben? 
Vor allem zwei Fragen haben In der DetaIlberatung zu hefti­
gen Diskussionen geführt: erstens die ausgewogene Bedie­
nung der nationalen Flughäfen und zweitens die beantragte 
generelle Verkürzung der Konzessionsdauer In den Über­
gangsbestimmungen. 
Da die rasche Revision des Luftfahrtgesetzes vor allem von 
der Romandie verlangt worden war, stellte sich die Frage, ob 
deren Interessen in der Vorlage Eingang gefunden haben. 
Folgende Punkte sind deshalb speziell zu erwähnen: 
1. In der Revision wird das Ziel formuliert, bei bilateralen Ver­
handlungen Mehrfachbezeichnungen anzustreben, damit 
mehrere Fluggesellschaften eine Strecke anbieten können. 
2. Ebenfalls Bestandteil der Vorlage Ist die Absicht, bei der 
Ertellung einer Konzession die regionale Ausgewogenheit zu 
berücksichtigen. 
3. Weiter sehen die Übergangsbestimmungen vor, dass 
Streckenkonzessionen vorzeitig gekündigt werden können, 
z. B., wenn In der Romandie eine Fluggesellschaft gegründet 
und diese sich um eine Streckenkonzession bewerben 
würde. Nachteil dieser Möglichkeit In einem solchen Fall 
wäre, dass gegenüber der Swlssalr Schadenersatzpflicht be­
stünde. 
Bereits heute gibt es Strecken, die von der Swlssalr nicht ge­
nutzt werden. Um entsprechende Konzessionen könnte sich 
z. B. eine Fluggesellschaft aus der Romandie nach Inkrafttre­
ten der Revision sofort bewerben. 
Die Diskussion Im Zusammenhang mit der Revision des LFG 
Ist eine Sache, die Realität Im heutigen Luftverkehrsmarkt 
eine andere. Der Markt wird auch In diesem Fall die entschei­
dende Komponente sein. Während der Diskussion In der 
Kommission stlessen wir genau aus diesem Grunde Immer 
wieder auf grundsätzliche Problemstellungen. 
Ich möchte Ihnen einige nicht vorenthalten. 
1. Die Liberalisierung Im Luftverkehr findet weltweit statt. 
2. Der Verdrängungskampf Ist unerbittliCh; es wird mit harten 
Bandagen gekämpft. Über Sein oder Nichtsein bestimmt der 
Markt, das attraktivere Angebot. Wer nicht mithalten kann, 
verschwindet von der Bildfläche. 
3. Die Fluggesellschaften fliegen dorthin, wo es sich lohnt. 
Flüge, die nach einer gewissen Zelt nicht rentieren, werden 
wieder gestrichen. 
4. Derjenige Flughafen mit den attraktivsten Destinationen, 
den besten Preisen und den schnellsten Verbindungen hat 
die Nase vom. Ob diese Entwicklung richtig und gut Ist, Inter­
essiert den Kunden nicht. Wie viele Grossflughäfen und Alr­
lines In Europa existieren, Interessiert weltweit gesehen auch 
nicht. Nehmen wir an, es kommt - aus welchen Gründen 
auch Immer - zu einer Schwächung des Flughafens Kloten 
oder der Swlssalr: Wäre es dann der Flughafen Genf, der 
Kloten als Verkehrsdrehscheibe ersetzen würde? Wie die 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Dinge heute stehen - wohl eher nlchtl Lachende Dritte wären 
vielmehr Frankfurt und Amsterdam. Wir sind In der Kommis­
sion, kantons- und parteigrenzenüberschreitend, mehrheit­
lich zum Schluss gekommen, dass es müsslg Ist, über den 
Umstand zu lamentieren, dass Zürich schon wieder der Na­
bel unserer Welt Ist. 
Zusammenfassend Ist zu sagen, dass die Revision des LFG 
wichtig Ist, denn das Gesetz Ist veraltet. Das Monopol der 
Swlssalr Ist ein Anachronismus. Gleichzeitig muss die Revi­
sion des LFG der Tatsache Rechnung tragen, dass sich die 
liberalisierung Im Luftverkehrsmarkt nicht aufhalten lässt. 
Würden wir aus Rachegelüsten oder aus einem "Anti-Zürlch­
Reflex» heraus die Rahmenbedingungen für die Swlssalr 
verschlechtern, wäre dies höchstens ein EIgengoal. Man 
muss kein Prophet sein, um voraussagen zu können, dass 
das Ende des Monopols wichtig Ist, aber sicher kein Erdbe­
ben auslösen wird - zu sehr Ist der Markt auch In diesem Fall 
bestimmender Faktor. 
Im Namen der Kommission bitte Ich Sie, auf das Geschäft 
einzutreten und den Nlchtelntretensantrag Tschopp abzuleh­
nen, denn er würde nur eine Verzögerung nach sich ziehen, 
und das würde niemandem dienen. 

Beguelin Michel (S, VD), rapporteur. Deux ralsons rendent 
Indispensable la modlficatlon de la 101 sur I'avlatlon: 
1. la liberalisatlon du trafic aerlen qul s'accelere; et 
2. le changement Intervenu avec Swlssalr. 
En effet, iI n'y a plus de compagnie nationale. L'anclenne 
Swlssalr est devenue une entreprise comme une autre, sans 
autre but que la maxlmlsatlon du profit. J'lnslste, Swlssalr est 
une entreprise comme une autre, c'est-a-dlre aussl respecta­
ble qu'une autre, mals pas plus. Elle est a egalite avec les 
autres, comme iI se dolt dans un marche ouvert a la concur­
rence. Le Conseil federal a prls acte de cette dernlere evolu­
tion en mal 1996. Dans son communlque de presse de I'epo­
que, iI declarait: "Le Conseil f9deral est convalncu que les In­
ter~ts reglonaux et natlonaux du pays ne correspondent plus 
necessalrement a ceux de Swissalr. C'est pourquol iI a de­
clde de supprimer le monopole et de liberaliser la politlque 
aeronautlque sulsse.» 
Parailelement acette evolution, 11 faut ajouter que la liMrali­
satlon en cours dans le clel europeen exclut le malntlen d'un 
monopole legal pour une entreprise donnee. Ces grands 
principes etant admls, iI convlent de les completer par des 
mesures dltes d'accompagnement afin d'assurer une coM­
rence a I'ensemble et de faciliter la transition entre I'ancienne 
et la nouveile situation. 
Les travaux de la commlsslon. Votre commlsslon a entendu 
tout d'abord les divers Interesses (Ies aeroports, les dlrec­
teurs des compagnles aeriennes, les cantons de Sulsse oc­
cidentale) et elle a dlalogue avec eux. Ensulte, le debat s'est 
concentre sur deux points princlpaux: 
- le conflit entre l'lnter~t public et le marche; et 
- les contradlctlons de la suppression du monopole relatif de 
Swlssalr. 
l'ouverture au marcM est en principe admise par tous; votre 
commlsslon a d'ailleurs accepte I'entree en matiere sans op­
position. En revanche, la question des limltes de cette ouver­
ture est tres disputee. Certalns pensent qu'lI ne dolt absolu­
ment pas y avolr de IImltes au marcM, d'autres au contraire 
mettent en avant les Inter~ts superleurs du pays. Le pro­
bleme alnsl pose depasse largement les reactlons d'humeur 
ayant suivl le retralt partlei de Swlssalr a Colntrin. En effet, le 
probleme est beaucoup plus large; iI est national. Dans un 
marche totalement ouvert a la concurrence, le groupe Swlss­
air peut parfaitement trouver son Inter~t par le blals d'aJlian­
ces et concentrer une partie de ses activites aiileurs qu'a Zu­
rich: a Bruxelies OU Swlssalr Investlt, ou a Munlch par exem­
pie. La concentratlon en cours aux nlveaux mondlai et euro­
peen, aussl bien en ce qul concerne les aeroports geants que 
les compagnles, rend cette hypothese parfaltement plausible 
a moyen terme deja. 
Mals, a ce moment-la, qu'en sera-t-Ii des Investlssements 
masslfs realises par les collectlvltes publlques dans nos trois 
aeroports natlonaux afin d'assurer une desserte optimale du 

michael.tellenbach
Textfeld



Lol sur I'avlation. Modiflcatlon 1666 N 23 septembre 1997 

pays? Qu'en sera-t-i1 du rOle International de la Sulsse, I'un 
des elements essentlel de notre polltlque, si notre pays n'est 
plus, ou seulement Indlrectement, desservl par des vols Inter­
contlnentaux? Enfin, qu'en sera-t-II de I'egallte des chances 
entre regions, base fondamentale d'un Etat federal? 
Un rappel. Dans tous les moyens de transport, les ruptures 
de charge, les attentes de correspondance sont penallsantes 
en temps perdu et en complicatlons, pas seulement pour les 
membres des institutions Internationales, mals aussl par 
exemple pour notre tourisme a la clientele diffuse et variee. 
Sur cette question fondamentale marche/interet public, votre 
commlsslon s'est trouvee tres dlvlsee. Elle a accepte, par 
11 volx contre 10, de tenlr compte a I'artlcle 28 d'un element 
politlque superJeur: le malntlen de certalnes parts de traflc 
entre aeroports natlonaux. De meme, mals avec une majorite 
plus nette, votre commlsslon a accepte une autre clause d'in­
teret public superieur en Introduisant a I'article 27 un element 
de protectlon de I'environnement. 
Quelques mots sur les drolts de traflc. La Confederatlon ne­
gocle les drolts de traflc avec les divers pays selon le princlpe 
de la reciproclte. Selon les accords Intervenus, qui peuvent 
etre tres ouverts, comme par exemple avec les Etats-Unis, 
ou au contraire tres restrictifs - une seule compagnie po ur un 
seul aeroport -,la Confederatlon attribue ensuite des con­
cesslons de lignes. Selon son interet, Swlssalr les exploite ou 
non. SI elle les exploite dlrectement ou indirectement, elle be­
neflcle d'un monopole partlei dans la mesure ou aucune 
autre compagnle sulsse ne pourra exploiter la Iigne. En re­
vanche, toutes les Iignes non exploitees par Swlssalr a I'en­
tree en vlgueur de la 101 et toutes les nouvelles lignes qul se­
ront obtenues par la Suisse seront a disposition des compa­
gnles sulsses qul le desireront. De plus, ce sera le cas pour 
toutes les destlnatlons europeennes des que les negocla­
tlons bilaterales seront sous toit. 
Cette situation condult a certalns cas paradoxaux qu'lI faudra 
resoudre. Par exemple, aujourd'hul la liaison Zurich-Rlga est 
accordee excluslvement a Swlssalr qul la fait exploiter par 
une compagnle etrangere, en I'occurrence Austrian Alrlines, 
au depart de Vienne, alors qu'une autre entreprise suisse 
pourralt le faire au depart de la Sulsse avec un avlon sulsse 
et un equipage sulsse. Cet exemple iIIustre la position contra­
dlctolre de Swlssair qul, d'une part, revendlque avec force sa 
volonte de jouer a fond I'ouverture Integrale du marcM et, 
d'autre part, veut se preserver le plus longtemps posslble 
certalns avantages decoulant de sa situation de monopole 
helvetlque sur les Iignes exlstantes. 
Concretement Swlssalr aurait voulu beneficier jusqu'en 2011 
de sa position actuelle dominante sur le marcM, soit jusqu'a 
l'ecMance de la concession dont elle a demande le renou­
vellement en 1996. Le Conseil federal a ramene le delal au 
31 decembre 2008. Mals cela falt tout de meme une periode 
de 11 ans au cours de laquelle Swlssalr auralt toujours une 
situation dominante par rapport a d'autres compagnles suls­
ses. Meme si on peut comprendre les aspects jurldlques qul 
parlent en faveur de 2008, 11 faut bien comprendre que cette 
situation pourralt condulre a une sorte de liberalisatlon du clel 
sulsse a deux vltesses: d'un cOte, avec Swlssair et Kloten, al­
lies natureis, defendant bec et ongles des avantages acquls, 
mals destlnes a dlsparaitre progressivement; et, d'un autre 
cOte, d'autres compagnies et d'autres aeroports qui alme­
raient bien pouvolr jouer des malntenant leurs atouts d'ouver­
ture a la concurrence sur d'autres relations que seulement 
celles avec les Etats-Unis. 
En concluslon, je rappelle la declaratlon du Conseil federal 
de mal 1996: «Les Interets reglonaux et natlonaux du pays ne 
correspondent plus necessalrement a ceux de Swlssalr ... 
C'est preclsement la limite entre ces divers Interets que le 
projet de 101 s'efforce de deflnlr. 
Votre commlsslon vous recommande, sans opposition, I'en­
tree en matlere et je nous souhaite un debat aussl dlgne que 
constructif. 

Tschopp Peter (R, GE): Pourquoi cette proposition Indivi­
duelle de non-entree en matlere? Hier, un collegue m'a pris 
par le bras et m'a dlt: «Pourtant, on a falt quelques conces-

slons a la Romandie, je ne comprends pas pourquol vous fal­
tes la grosse tete ... Je suls tres sensible acette marque pa­
ternaliste d'amltle. J'al pourtant beaucoup de pelne avec 
cette 101, je m'en explique brievement. 
Soyez rassure, le debat sera digne, Monsieur le rapporteur 
de langue franoalse, je n'al pas l'lntentlon non plus de cele­
brer une «nevrose de profil .. , comme dlsent les Alemanlques, 
au bord du Röstigraben. Mals je suls convalncu qu'une 
mauvaise 101 est une mauvalse 101, meme si elle est pavee de 
bonnes Intentions, et je suls aussl convaincu que le plre fac­
teur de division, c'est de faire semblant qu'lI n'y a effectlve­
ment pas d'opposition fondamentale d'lnterets. Or, en la ma­
tiere, 11 y a opposition fondamentale d'lnterets entre Zurich­
Kloten et Geneve-Colntrin, entre Swlssalr, ex-compagnle na­
tionale, et le bassin lemanlque, les deux entltes luttant po ur 
leur survie - ce qul est legitime -, entre une conception my­
thlque de la Sulsse ou Swlssalr etait tel un PrometMe dans 
les airs, et la Sulsse Internationale desservle par cette Infra­
structure Importante de I'aeroport International. 
La 101 est mauvalse, et elle me semble aussl anachronlque. 
D'abord, Monsieur le Conseiller federal, 11 y a dlvorce net en­
tre le souvenir que nous avons de la declaratlon du 12 mal de 
I' «open sky Geneva .. et la realite ecrlte dans le projet de re­
vision, qui falt de cette revision une lex Swlssalr, et non pas 
une 101 sur la concurrence de I'avlatlon clvlle. Ensulte, comme 
d'ailleurs les rapporteurs I'ont dit, on est en train de consacrer 
un monopole prive jusqu'a des delals Invralsemblables -
2008 -, et on le falt sous la menace d'une Indemnit6. Parions 
de bonne fol, parions d'lndemnlte. Ce qu'on a completement 
occulte et dans le message et dans la dlscussion jusqu'lci, 
c'est qu'lI y a deux concesslonnalres: Swlssalr, qui a rompu, 
de mauvalse tol je dirais, le terme meme de sa concession 
par sa declslon de qultter unllateralement Geneve, et I'aero­
port de Geneve, qui est concesslonnalre. Et vous savez tres 
bien qu'un aeroport ne sert pas a grand-chose s'i1 n'y a pas 
sufflsamment d'avlons qul y atterrlssent ou qul en parte nt. 11 
ya donc deux concesslons qul sont en jeu. SI on nous rabat 
les oreilles avec des hlstolres d'indemnlte, je vous demande, 
Monsieur le Conseiller federal, pourquol vous n'envlsagez 
pas de payer a Geneve une Indemnlte puisqu'elle ne profite 
plus de la desserte qul a fonde le monopole de Swlssalr. 
A Geneve, nous avons d'ailleurs propose une alternative. 
Forts de cette promesse du Conseil federal de faire un «open 
sky Geneva .. , nous avons dlt: «Et si on sortalt I'aeroport In­
ternational de Geneve de la juridlctlon suisse en creant un 
aeroport International partlclpant des Infrastructures mlses a 
disposition de I'ONU et des autres organisations internatio­
nales par la Suisse internationale? .. On se seralt alnsl debar­
rasse de ces contralntes, que je comprends, de reclprocite. 
Par rapport a I'axe unilateral de Swlssalr, on auralt eu un outll 
Interessant s'lnsplrant de la politlque Internationale dont Ge­
neve s'honore d'etre le port d'attache pour la Sulsse. 
C'est pourquol je me permets de dlre, Monsieur le Conseiller 
federal, que votre projet est anachronlque. D'ailleurs, tous les 
deux paragraphes on lit qu'lI y a une exception pour d'ulte­
rieures concesslons negoclees avec I'ersatz de l'Espace 
economique europeen, avec l'Union europeenne. C'est bien 
la preuve que nous brlcolons la quelque chose qul sera 
chamboule dans son essence, saut le delai de gräce abusif 
pour Swlssalr, des qu'une negoclatlon aura enfln aboutl avec 
l'Union europeenne. 
Pour quelqu'un qul defend Icl - une fols n'est pas coutume -
les interets d'un canton qui a vote oul a I'EEE, c'est quand 
me me extraordlnalre de voir qu'au fond, nous aurions pu faire 
I'economie de toutes ces dlscussions si la Suisse avalt suivl 
la vole de la raison et accepte l'Espace economlque euro­
peen qul auralt consacre la fin de I'anachronlsme monopolls­
tlque de Swlssalrl 
Monsieur le Conseiller federal, je me permettral de vous po­
ser un certaln nombre de questions. La loi c'est une chose, la 
pratlque en est une autre. Beaucoup de gens, slmplement 
par I'observatlon et I'etude du dossier, volent dans l'Offlce fe­
deral de I'avlatlon clvlle, le fameux Bazi, une espece de suc­
cursale de Swlssalr. Est-ce que vous pouvez nous rassurer 
qu'a I'avenlr ce ne sera plUS le cas et que I'on appllquera 
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loyalement, dans l'lnteret d'un minimum de concurrence, la 
101 que vous nous proposez? 
Ensulte, j'almerals bien savolr si, sous le couvert de la recl­
proclte qul est celebree dans tous les discours et dans le 
texte du projet de 101, on ne servlra pas abuslvement les seuls 
interets de Swlssalr/Kloten? 
Quant a la question centrale, elle a deja ete soulevee: com­
ment le Conseil federal peut-II justlfler 11 ans de delal de 
gräce Ei un monopole, comment peut-il le faire alors que 
I'agrlculture qul a, que je sache, Investl plus de 6 milliards de 
francs dans ses Infrastructures, doit se contenter d'un delal 
de gräce jusqu'en I'an 2002 et La Poste, qul a aussl des in­
frastructures Importantes, d'un delal encore plus court? 
Enfin, je me pose encore une question, qui est Importante 
pulsqu'on celebre la notion d'entreprlse sulsse: qu'allons­
nous faire lorsque demaln Swlssalr sera contralnte de vendre 
ses operations volantes Ei la Lufthansa? 11 faudra de nouveau 
modlfler la 101 pour dlre que I'entreprise peut aussi etre subsl­
dlalrement allemande? 
Je vous remercle de vos reponses. 

Zwygart Otto (U, BE): Die LdU/EVP-Fraktlon Ist für Eintre­
ten. Die Hauptstossrichtung geht In Richtung liberalisierung. 
Wir unterstützen dieses Ziel. Es Ist aus diesem Grunde ei­
gentlich schade, dass es einen Anstoss aus der West­
schweiz brauchte, um etwas In dieser Richtung zu tun. 
Die Swlssalr steht unter grossem Konkurrenzdruck. Der Be­
richterstatter hat es hier In breiter Art und Weise dargelegt, 
wo überall dieser Konkurrenzdruck weh tut oder anderseits 
gute Selten hat. Die nun vorgeschlagene, zeitgemässe Revi­
sion darf aber trotz allem nicht zu überstürztem Handeln füh­
ren. Der Übergang zu freiem Markt darf nicht zur Aufgabe 
von Rechten Im Internationalen Geschäft führen, ohne dass 
man entsprechende Gegenrechte bekommt. Es braucht da 
eine Ausgewogenheit. 
Entsprechend sollten wir uns aber auch Intern nicht überflüs­
sige Behinderungen In den Weg legen. Das landesinterne 
Monopol darf ruhig fallen, die entsprechenden flankierenden 
Massnahmen sind vom Bundesrat In ausgewogener Welse 
vorgeschlagen. Was uns die Kommissionsmehrheit In 
Artikel 28 des Luftfahrtgesetzes mit der Formulierung «na­
mentlich die Bedienung der nationalen Flughäfen» beantragt, 
hat aber gewisse Fragen aufgeworfen. _ 
Piece de resistance sind auch aus unserer Sicht die Uber­
gangsbestimmungen. Das Monopol zum Schutz der Swlssalr 
ist verbrieft. Wir können es uns aus zwei Gründen nicht lei­
sten, dieses vor Ablauf der versprochenen zwölf Jahre aufzu­
heben: 
1. Der Bund würde wegen Verstoss gegen Treu und Glauben 
schadenersatzpflIchtig, was unter Umständen noch zu ak­
zeptieren wäre. Bei unserer maroden Bundeskasse sollten 
wir aber vorsichtig sein und solche Schritte tunllchst vermei­
den. Die von der Swlssalr getätigten Investitionen dürfen 
nicht einfach über Steuergelder abgeschrieben werden. 
2. Welt verheerender könnte sich auswirken, dass durch ein 
falsches Signal der Wert des Unternehmens Swlssalr und 
der angeschlossenen Gruppen In den Augen der Kapitalge­
ber verändert würde. Die Negatlvbewertung der Swlssalr 
könnte die Fluggesellschaft In Ihrer Substanz treffen, und 
eine geschwächte SAlr-Group könnte der Westschweiz noch 
weniger helfen als der Entscheid der Zentrale In Zürich, ge­
wisse Flüge nicht mehr auszuführen. Somit Ist dieser Grund 
der Schwächung des Namens von besonderer Bedeutung, 
und In der heutigen Zelt, wo der Markt verstärkt zu spielen 
beginnt, wäre das besonders verhängnisvoll. 
Im übrigen begrusst unsere Fraktion die Bestrebungen, den 
Umweltschutzgedanken zu verstärken. Wir unterstützen aus­
druckllch die Einfügung von Buchstabe e In Artikel 27 
Absatz 2 gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit. 
Zusammenfassend halte Ich nochmals fest, dass unsere 
Fraktion für Eintreten stimmen wird und LiberalIsierungen 
auch Im Luftverkehr begrüsst. 

Hollenstein Pla (G, SG): Die grune Fraktion stimmt der Än­
derung des Luftfahrtgesetzes zu. Im Hinblick auf die Liberall-
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sierung des europäischen Luftverkehrs Ist die Aufhebung des 
Swlssalr-Monopols der richtige Schritt, zumindest seit klar Ist, 
dass Im Zweifelsfall betriebswirtschaftllche Überlegungen 
auch bei der Swissalr staatspolitischen vorgehen. Letztlich 
geht es um Sein oder Nichtsein der Swlssalr im knallharten 
Kampf um Marktanteile. Die Aufhebung der gesetzlichen Mo­
nopolstruktur drängt sich auf, wenn man sich am europäi­
schen Markt beteiligen will. liberalisierung ja, aber nicht um 
jeden Preis. So erachten wir die vom Bundesrat vorgeschla­
genen flankierenden Massnahmen als richtig. 
Die grüne Fraktion begrusst es, dass bel den EntscheIdungs­
kriterien für die Ertellung von Konzessionen auch ökologi­
sche Bedingungen berücksichtigt werden sollen. Folgerichtig 
sind diese auch In Artikel 27 so, wie es die KommIssions­
mehrheit will, zu erwähnen. 
Der Bundesrat hat diese Vorlage sozusagen unter Vollzugs­
zwang des europäischen Liberalisierungsprozesses erarbei­
tet. Wir GrOnen hoffen natürlich, dass die Auswirkungen da­
von die Gesamtzahl der Flüge nicht noch mehr steigern, als 
eh zu erwarten ist. Es Ist ja unbestritten, dass die Luftfahrt zu 
den unökologischsten Transportvarianten gehört. 
Die grüne Fraktion bittet Sie, auf die Vorlage einzutreten und 
den Nichtelntretensantrag Tschopp abzulehnen. 

Christen Yves (R, VD): Dans cette affaire, on accuse les Ro­
mands de faire du reglonalisme apropos de la liberalisatlon 
du traflc aerien, comme on a accuse ausslies cantons de 
montagne de faire du reglonalisme quand IIs defendaient 
leurs drolts d'eau. Mals la Sulsse romande, Berne, Bäle et le 
Tessin ne sont pas de simples regions. IIs sont interesses Ei 
une bonne desserte aerienne de leur territolre. Ces villes et 
ces cantons font partie Integrante de la place economlque 
suisse ou particlpent, pour Geneve, aux objectifs de politique 
Internationale. 
On nous accuse aussl de voulolr la peau de Swlssalrl 11 est 
vral que sa decislon unilaterale du 3 avril 1996 de suspendre 
les long-courriers au depart de Geneve a cree en Suisse 
romande des sentiments d'lnlmitle a I'egard d'une compagnle 
qul est encore un fleuron de I'economle sulsse. Le courant ne 
passe plus entre Swlssalr et une partie du pays. La politlque 
de communlcatlon de notre compagnle nationale est peut-etre 
deficlente - la preuve nous en est encore donnee par I'arro­
gant Interview de son directeur, M. Brugglsser, dans I'edition 
d'hler d'un grand quotidlen alemanlquel Qu'en est-II vralment? 
Le Conseil federal a declde de llberaliser le trafic aerien dans 
le pays pour assurer une desserte correcte du territolre, pour 
donner Ei chaque aeroport une chance de developpement, 
pour permettre a des transporteurs dynamlques, dont Swlss­
air, et Innovateurs d'occuper des nlches et de creer des em­
plois en Suisse. L'exemple d'Alr Engladlna repris par le rap­
porteur de langue franvalse est frappant. Swlssalr ne cree 
plus d'emplols en Sulsse dans le domalne du trafic aMen. Au 
contraire, elle delocallse et peut-etre empeche-t-elle aujour­
d'hul des entreprises sulsses de conquerir le marche. 
Nous nous trouvons devant la meme problematlque que lors 
de la liberalisatlon de La Poste et de Telecom PTI. Le Parle­
ment ne s'est pas apitoye sur le sort de ces entreprises na­
tionales. Pourtant, a I'ere des nouvelles technologles de 
communlcatlon, la presence d'un operateur sulsse solide 
dans notre pays est autrement plus slgnlflcatlve pour notre 
economle qu'une compagnle d'avlatlon, par ailleurs Indispen­
sable pour autant qu'elle soit competitlve. 
Competltlve, Swlssalr le sera en acceptant d'etre remise en 
question. En beneficlant encore durant 11 ans du monopole 
sur les droits actuellement concedes, le jeu est fausse. La 
liberalisatlon regeneratrice est renvoyee aux calendes 
grecques. Tout se passe comme si on voulalt calmer le Jeu 
en falsant de grandes declaratlons d'intentlon. Dans la rea­
IM des falts, c'est-a-dlre dans la 101, on oublle d'lnscrire les 
princlpes de notre politique aeronautlque, a savolr une 
bonne desserte des aeroports sulsses. 
Lors de I'examen de detail, deux artlcles essentiellement fe­
ront I'objet de discusslons serrees. 
1. L'artlcle 28 qul fixe les criteres d'octrol des concesslons de 
routes. Selon la majorite de la commlssion, cet artlcle doit 
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clalrement exprlmer I'objectlf de notre polltlque, a savolr la 
desserte des aeroports natlonaux. 
2. Les dispositions transitolres qul fixent la duree de valldlte 
du drolt actuel. Cette dernlere, qui decoule de concesslons 
exlstantes, reste acqulse pour Swlssalr jusqu'a fln 2008. 
Le groupe radlcal-democratique est partage en deux camps 
presque egaux a cet egard. J'espere que vous aurez a coeur 
d'apporter au projet qui nous est soumls les amendements 
qul rendront posslble dans les mellleurs delals une IIberallsa­
tlon effectlve du trafic aerien sulsse pour le bien de tout le 
pays, y comprls de Swlssalr. 

Fischer-Seengen Ulrich (R, AG): Artikel 1 03 des Luftfahrtge­
setzes wurde schon bel der Revision von 1994 In Frage ge­
steilt, weil ein gesetzliches Monopol mit der angestrebten 
Marktöffnung Im Luftverkehr unvereinbar Ist und Im Rahmen 
des Luftverkehrsabkommens mit der EU eine solche Vor­
zugsstellung ohnehin fallen müsste. 
Die Revisionsvorlage, die der Bundesrat uns nun vorlegt, Ist 
deshalb folgerichtig und zweckmässlg. Richtig !:Ind nötig sind 
auch die flankierenden Massnahmen und die Ubergangsbe­
stimmungen, die dazugehören. 
Den Anstoss zur Revision bildete damals der Beschluss der 
Swlssalr, einige Langstreckenflüge von Genf nach Zürich zu 
verlegen. Die Vertreter Gents machen nun geltend, wenn 
eine Liberalisierung erfolgen solle, so gehöre dazu auch der 
Wegfall des Monopolschutzes der Swlssalr. Das Ist grund­
sätzlich richtig. Die Revision will genau das. 
Ich verstehe deshalb den Antrag Tschopp überhaupt nicht, 
der auf diese Vorlage nicht eintreten will, die im Grunde ge­
nommen ja das bringt, was die Genfer wollen. Aber wenn der 
freie Wettbewerb nun kommen soll, wenn die Fluggesell­
schaften dem freien Wettbewerb ausgesetzt werden, wenn 
das Monopol, die Vorzugsstellung, wegfällt, dann dürfen 
keine unnötigen staatlichen Beschränkungen aufgebaut wer­
den, dann darf es keine neuen Hindernisse geben. Gerade 
das wollen aber die Vertreter des Flughafens Genf. 
Bei der Erteilung von Strecken konzessionen soll die Bedie­
nung der nationalen Flughäfen ein Kriterium sein. Das helsst 
Im Klartext, die Konzessionsbehörde soll die Bedienung des 
Flughafens Genf über ein Konzessionsverfahren sicherstel­
len. Nicht das Passagieraufkommen bzw. die Wirtschaftlich­
keit sollen für die Konzesslonsertellung entscheidend sein, 
sondern regionale Anliegen. Ich erachte das als falsch. 
Wenn wir den freien Wettbewerb haben wollen, dann sollen 
die Konkurrenten selber wählen können, welche Strecken sie 
bedienen wollen. Staatliche Eingriffe sind hier schädlich und 
unzweckmässlg. Wir dürfen uns einer Erkenntnis nicht ver­
schliessen: Die Flughäfen sind für den Luftverkehr da - und 
nicht der Luftverkehr für die Flughäfen. Die Mehrheit der 
FDP-Fraktlon Ist In diesem Punkt für den Antrag der Minder­
heit der Kommission. 
Die zweite Frage, die zur Diskussion Anlass gibt, ist die GOI­
tlgkeltsdauer der bisherigen Konzession der Swlssalr. In den 
Übergangsbestimmungen Ist festgehalten, wie lange die Vor­
zugsstellung der Swlssalr künftig noch andauern soll. 
Das Ist für mich eine reine Rechtsfrage~ Politisch gesehen 
hätte Ich es gerne gesehen, wenn diese Ubergangszelt mög­
lichst kurz wäre, wenn der freie Wettbewerb völlig umfassend 
möglichst rasch eintreten würde. Aber hier muss der Grund­
satz «Pacta sunt servanda» gelten. Eine vorzeitige Aufhe­
bung der Betriebskonzession wäre ganz klar ein Eingriff In 
wohlerworbene Rechte, und nach ständiger Rechtspraxis 
sind solche Eingriffe entschädlgungspflichtlg. Dem Verneh­
men nach würde die Entschädigungsforderung der Swlssair 
einen hohen dreisteIlIgen MIllIonenbetrag ausmachen. Die 
Minderheit der FDP-Fraktlon Ist deshalb In diesem Punkt für 
die Kommissionsmehrheit und den Bundesrat. 
Ich bitte Sie, In diesem Sinne auf die Vorlage einzutreten. 

Burgener Thomas (S, VS): Wenn wir die verkehrspolitischen 
Dossiers anschauen, die gegenwärtig die Bundespolitik be­
schäftigen, so stellen wir fest, dass tür die vorliegende Minl­
revision des Luftfahrtgesetzes kaum die Dringlichkeitsstufe 
Nummer 1 angesagt Ist. Prloritär In der Verkehrspolitik - da 

sind wir uns wohl alle einig - Ist das Landverkehrsdossier, 
vorab Im Zusammenhang mit den laufenden bilateralen Ver­
handlungen mit der EU. Uber die Einführung und Ausgestal­
tung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe wird 
in der letzten Woche dieser Herbstsession beraten. Die 
LSVA-Vorlage Ist fOr uns zentral, dies sowohl Im Hinblick auf 
die bilateralen Verhandlungen als auch Im Hinblick auf die 
Umsetzung der Alpen-Initiative. 
Eine weitere Priorität stellt für uns die FöV-Vorlage dar. Diese 
wurde Im letzten Juni von uns In diesem Saal verabschiedet, 
und entgegen allen Gepflogenheiten wird Im Differenzberei­
nigungsverfahren dieses Dossier vom Ständerat verschleppt, 
was für uns völlig unverständlich Ist. 
Die Teilrevision des Luftfahrtgesetzes scheint uns trotz ande­
rer Prioritäten - Ich habe sie aufgezählt - zweckmässlg. Der 
Anlass dieser Gesetzesrevision - das haben wir bereits ge­
hört -liegt einerseits In der Liberalisierung des Flugverkehrs 
und zum anderen auch Im Entscheid der Swlssalr, wichtige 
interkontinentale Verbindungen von und nach Genf zu strei­
chen. 
Bereits In der Kommission haben die welschen Kollegen auf 
die schwierige Situation des Flughafens Genf-Colntrin auf­
merksam gemacht, und In der nun angelaufenen Debatte Ist 
dieser Punkt wieder thematisiert worden. Herr Kollege 
Tschopp geht sogar so welt, dass er - vermutlich wegen der 
aus seiner Sicht ungenügenden Liberalisierung - NIchteintre­
ten beantragt. Mit diesem Antrag erweist er der Westschweiz 
wohl aber den schlechtesten aller möglichen Dienste. Ein 
Blick auf die Fahne, auf die verschiedenen Anträge der Kom­
mission, zeigt nämlich, dass die Kommission auf die Anlie­
gen des Flughafens Genf und der Westschweiz weitgehend 
eingegangen ist. 
Zum ersten hat die Mehrheit der Kommission In Artikel 28 
Absatz 2 des Luftfahrtgesetzes eine Ergänzung angebracht, 
wonach das Departement bei der Ertellung von Streckenkon­
zessionen nicht nur darauf schaut, ob die Flüge im öffentli­
chen Interesse liegen, sondern bel der Verteilung der Kon­
zessionen auch jenen Fluggesellschaften den Vorzug gibt, 
welche die nationalen Flughäfen bestmöglich berücksichti­
gen. Wenn sich künftig, nach dem Auslaufen des Swlssalr­
Monopols, verschiedene Fluggesellschaften um Strecken­
konzessionen bewerben, so hat jene Gesellschaft den Vor­
zug, die die nationalen Flughäfen, mithin auch Genf, berück­
sichtigt. 
Zum zweiten beantragt die Kommission, In Artikel 30 einen 
Absatz 4 einzufügen, der festhält, dass der Bund beim Ab­
schluss von bilateralen und multilateralen Abkommen darauf 
achtet, die sogenannte Mehrfachbezeichnung festzuschrei­
ben. Das helsst, dass mehrere Fluggesellschaften bestimmte 
Destinationen von verschiedenen Flughäfen aus anfliegen 
können. Gerade für die Romands und für den Flughafen 
Genf Ist diese sogenannte «multiple designation» Im bilatera­
len Luftverkehrsabkommen von grösster Bedeutung. Ohne 
die Aufnahme der Mehrfachbezeichnung In den Staatsverträ­
gen würde die Swlssalr auch nach Ablauf der Konzession ein 
faktisches Monopol behalten, weil ja kaum anzunehmen Ist, 
dass In der Schweiz eine zweite, der Swlssalr ebenbürtige 
Fluggesellschaft auf die Beine gestellt werden kann; In die­
sem Fall wäre dann eben die Swlssalr jeweils am längeren 
Hebel. 
Was die Konzession der Swissalr anbelangt, so dauert diese 
gemäss einer Verfügung des Departementes noch bis zum 
Jahre 2008. Dies ist eine recht lange Zelt. Dadurch wird die 
anvisierte Liberalisierung zu einem gewissen Tell ausge­
höhlt. In diesem Punkt gehen wir mit der Kritik der West­
schweiz teilweise einig. Immerhin - das Ist wichtig - sind 
nach Inkrafttreten dieser GesetzesrevIsion Jene Strecken für 
neue Konzessionen frei, die zurzeit von der Swlssalr nicht ge­
nutzt werden. Das war bis heute nicht der Fall. 
Die Minderheit Christen will die Konzession der Swlssalr auf 
fünf Jahre beschränken (Zlff.1I Abs. 3). In der SP-Fraktlon 
sind wir grossmehrheitlIch der Meinung, dass es nicht an­
geht, eine bestehende Konzession - mithin ein verliehenes 
Recht; das Ist hier bereits mehrfach gesagt worden - In Ihrer 
Dauer einseitig zu kürzen. Zum einen liefe ein solches Vor-
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gehen unserer Meinung nach dem Grundsatz von Treu und 
Glauben zuwider. Zum anderen wOrde der Bund, wie dies die 
Botschaft des Bundesrates auch festhält, bei einer Konzessi­
onsbeschneidung riskieren, mit Schadenersatzforderungen 
seitens der Swlssalr konfrontiert zu werden. Ich meine, dass 
der Bund gerade im Verkehrsdossier andere Prioritäten set­
zen muss, als grobfahrlässig ein Rechtsverfahren mit der 
Swlssalr vom Zaun zu reissen. 
Ich bin auch der Meinung, dass eine Beschneidung der Kon­
zessionsdauer der Westschweiz und Colntrln Im speziellen 
weniger bringt, als einige hier Im Saal meinen. Was passiert 
beim Auslaufen der Swlssalr-Konzesslon? Diese Strecken 
werden neu ausgeschrieben, und wenn wir die derzeitige SI­
tuation anschauen - sie wird sich bis In fOnf Jahren vermut­
lich nicht grundlegend ändern -, so kann man davon ausge­
hen, dass 90 oder 95 Prozent der Konzessionen wieder der 
Swlssalr zugesprochen werden. Dann ändert sich an der An­
gelegenheit nicht viel. 
Wir verstehen zwar den Ärger der Westschweiz Ober den 
Entscheid der Swlssalr. Auch wir sind mit der Politik der 
SWlssalr, namentlich was die Personalpolitik anbelangt, nicht 
einverstanden. Trotzdem halten wir eine Strafaktion gegen 
die Swissalr durch eine Beschneidung der Konzession nicht 
fOr die richtige Aktion. 
Die Revision des Luftfahrtgesetzes bringt auch Neuerungen 
mit Bezug auf die Erteilung von Betriebsbewiiiigungen und 
Konzessionen. In Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe b des Ge­
setzentwurfes hat die Mehrheit der Kommission eine zusätz­
liche Anforderung an die Betriebsbewiiiigung von Unterneh­
men mit Sitz in der Schweiz aufgenommen. Neu sollen die je­
weiligen Unternehmen nicht nur einen sicheren, sondern auch 
einen «ökologisch bestmöglichen Betrieb .. gewährleisten. In 
Artikel 27 Absatz 2 will die Mehrheit der Kommission einen 
neuen Buchstaben e einfOgen, wonach die Betriebsbewilli­
gung erteilt wird, wenn das Flugunternehmen «Luftfahrzeuge 
einsetzt, welche dem jeweiligen Stand der Technik entspre­
chende Mlndeststandards bezOglich Lärm und Schadstoffen 
entsprechen ... Belde Ergänzungen In Artikel 27 machen Sinn 
und werden von der SP-Fraktlon einhellig unterstOtzt. 
Der Betrieb von Flugzeugen Ist - das ist unvermeidbar - mit 
Lärmbelästigungen verbunden. Darunter haben in erster LI­
nie die Anwohnerinnen und Anwohner der Flughäfen zu lei­
den. Diese Leute haben Anspruch darauf, dass nur Flug­
zeuge In die Luft gehen, die Insbesondere in bezug auf den 
Lärm MIndeststandards aufweisen, die dem jeweiligen Stand 
der Technik entsprechen. Wir sind uns bewusst, dass diese 
Massnahme allel ne das Lärmproblem nicht gänzlich lösen 
kann. Sie stellt aber einen wichtigen und auch einen richtigen 
Schritt dar. 
Im Sinne dieser AusfOhrungen Ist die SP-Fraktion fOr Eintre­
ten auf den Entwurf. Vorab Im Interesse der Westschweiz 
bitte Ich Sie bereits jetzt, den Nichteintretensantrag Tschopp 
abzulehnen. 

Steinemann Walter (F, SG): Wie wir gehört haben, stammen 
die Grundlagen des heute geltenden Luftfahrtgesetzes aus 
dem Jahre 1948. Sie sind heute sicher nicht mehr zeltge­
mäss. 
Die Fraktion der Freiheits-Partei befürwortet daher die ra­
sche Gesetzesrevision, welche fOr die Entwicklung eines li­
beralen Luftverkehrs notwendig Ist, und stimmt fOr Eintreten 
auf die Vorlage. 
Der angestrebte freie Markt stellt betriebswirtschaftllche Kri­
terien und die Interessen der Konsumenten In den Vorder­
grund. Staatspolitische Überlegungen haben Im Internationa­
len Luftverkehr kaum noch Bedeutung, es sei denn, es gehe 
um die Subventlonlerung einer EU-Luftfahrtsgesellschaft, 
wie z. B. der Air France. Indem keine einseitigen Rechte oder 
verbriefte AnsprOche auf Strecken rechte vorgesehen sind, 
wird die WettbewerbsfähigkeIt gewahrt. Streckenkonzessio­
nen werden strikte nur noch auf der Basis von Gegenseitig­
keit vergeben. Die Oberlang dauernde Übergangsregelung 
zugunsten der Swlssalr bis zum Jahre 2008 Ist jedoch markt­
widrig und von grossem Nachteil, weil auf Jahre hinaus neue 
Lösungen verunmöglicht werden. Zwar Ist aus GrOnden der 
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Garantie bestehender Verträge die lange Frist zu verstehen, 
aber die Lage auf dem Internationalen Flugmarkt hat sich In 
kurzer Zelt derart stark verändert, dass diese Oberlang dau­
ernde Übergangsfrist klar wettbewerbswidrig Ist. 
Wir werden deshalb die Minderheit Christen unterstützen, 
sind allerdings der Auffassung, dass der Entzug oder die Be­
schränkung bestehender Konzessionen In irgendeiner Form 
entschädigt werden mOsste. DlesbezOglich erwarte Ich vom 
Bundesrat heute einige Aussagen und/oder Vorschläge. 
In der Detailberatung werden wir bel Artikel 27 die Minderhei­
ten unterstOtzen. 
Da die Auslegung des Begriffs «öffentliches Interesse.. In 
Artikel 28 nicht klar festgehalten Ist, wäre es wOnschenswert, 
festzulegen, dass auch die besonderen Interessen der ver­
schiedenen Landesteile bzw. Ihrer Flughäfen an einem ange­
messenen und fachgerechten Luftverkehrsangebot mass­
gebIIch sind. Ebenso sollte der Grundsatz der Gleichbehand­
lung aller Bewerber um eine Konzession verankert werden. 
Der Begriff des öffentlichen Interesses darf nicht als Vorwand 
gebraucht werden, um zu verhindern, dass ein schweizeri­
sches Luftverkehrsunternehmen eine Streckenkonzession 
ausserhalb einer staatsvertrag lichen Regelung zugespro­
chen bekommt. 
Bei Artikel 28 werden wir mit der Minderheit stimmen, damit 
Im Regionalverkehr den besonderen Bedingungen, auch der 
Regionalflughäfen, Rechnung getragen werden kann. 
Bel Artikel 29 unterstOtzt die Fraktion der Freiheits-Partei die 
Minderheit, welche grundsätzlich am ReziprozItätsvorbehalt 
festhalten will. 

Maitre Jean-Philippe (C, GE): Nous avons jusqu'lci un mono­
pole consacre par I'artlcle 103 de la 101 sur I'avlatlon. En 
d'autres termes, jusqu'icl les objectlfs de la politique aero­
nautique sulsse se confondent avec les objectlfs de la com­
pagnle b9neflclalre du monopole. La situation est tres simple: 
«ce qui est bon pour Swlssalr est repute etre bon pour la 
Sulsse ... Un tel concept n'est evldemment plus possible; iI 
n'est plus tenable. 
La revision de la 101 pose des lors deux questions qul sont es­
sentielles. Elle nous demande d'abord de nous determiner 
pour savolr 51 la desserte aerienne de notre pays concerne 
une compagnle nationale ou, au contraire, concerne plu­
sieurs compagnles sulsses et etrangeres. 
La deuxleme question que cette revision nous pose, qul est 
tout aussl Importante, est de savolr si la desserte aerlenne de 
notre pays, sur le plan europeen et Intercontlnental, dolt etre 
assuree depuls un seul aeroport ou, au contraire, dolt etre as­
suree depuls plusleurs aeroports de notre pays. 
Les reponses a apporter sont tres clalres et la loi qul nous est 
proposee va dans le sens de ces reponses a apporter. De­
sormals, ce n'est, bien sOr, plus une seule, mals plusleurs 
compagnles suisses et etrangeres qul dolvent etre, ensem­
ble, les acteurs du developpement en Sulsse d'un trafic 
a9rlen de qualM par un reseau performant de lignes aMen­
nes. On passe donc de la notion, s'aglssant de Swissalr, de 
«compagnle nationale.. a la notion de «compagnle princi­
paie .. , tant iI est evident que Swlssalr dolt contlnuer a jouer 
un röle de premiere Importance dans la polltique aerlenne de 
notre pays. Par aiileurs on le salt, ce changement de concep­
tlon est necessaire parce que notre legislatlon actuelle n'est 
de toute evldence plus eurocompatlble. 
La deuxleme question qul est posee dolt recevolr une re­
ponse tout aussl clalre. La desserte a9rlenne de notre pays 
ne concerne pas un seul aeroport, mals plusleurs aeroports 
sulsses. Ce point est essentlel pour trois ralsons: 
1. Une raison de politlque economlque: les aeroports, nous le 
savons bien, dans la mesure ou IIs sont correctement desser­
vls, sont des Instruments essentlels au dynamlsme economi­
que des differentes regions de notre pays. En d'autres ter­
mes, le developpement economlque equllibre de notre pays 
serait freine, volre mame compromis, si les differentes re­
gions de notre pays ne pouvaient pas compter sur une des­
serte aerienne correctement dlmenslonnee. On a bien vu, a 
cet egard, que la decislon de Swlssalr de rapatrier sur Kloten 
I'essentlel de ses vols long-courrlers n'etalt pas un probleme 
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de Geneve en tant que tel. Cela a concerne I'ensemble de la 
Sulsse occldentale et les multiples Interventions sur le plan 
economlque aupres du Conseil f9deral, que ce solt des PME, 
que ce solt des multinationales, pour dlre que leur presence 
etalt desormais compromlse sont 180 pour en apporter le te­
molgnage. Le Conseil f9deral a d'ailleurs, 80 juste tltre, soull­
gne que I'un des enjeux de cette 101, c'etalt de malntenlr une 
decentrallsatlon economlque aussl bonne que posslble. 
2. 11 Y a une autre raison 80 cette deuxleme question qui doit 
lltre traMe: c'est un Interllt du point de vue polltlque sulsse. 
Nous le savons tres bien, les concentratlons economlques 
dans notre pays sont perilleuses pour la coh9slon f9derale. 
Swissalr a dlt, lors des dlscusslons qul ont sulvl la declslon 
qu'elle avait prise, qu'elle n'avalt pas 80 s'occuper du f9dera­
IIsme, mals de ses actlonnalres. Ca a au molns le mente de 
la franchise. Mals franchise pour franchise, le Parlement, lul, 
dolt s'occuper du federallsme et non pas des actionnalres de 
Swlssalr, mllme 51 Icl - et je le signale conformement 80 notre 
usage - Je represente preclsement un des actlonnalres de 
Swlssalr, comme canton et comme membre du Gouverne­
ment d'un canton qul, 80 ce titre, m'a confie la charge de pre­
slder le conseil d'admlnlstratlon de I'aeroport de Geneve. 
Je voudrals dlre sur ce point une chose 80 l'lntentlon de 
M. Tschopp qul a soullgne qu'i1 y avait un antagonlsme d'ln­
terllts entre Geneve et Kloten. Je pense personnellement 
que tel n'est pas le cas et que, si vous me permettez I'expres­
slon un peu familiere, nous sommes tous dans le mllme bain. 
Compte tenu d'une dlfference de taille et d'une dlfference 
d'echelle, les problemes que connait Geneve sont probable­
ment quelque peu anticlpes par rapport 80 ceux que pourralt 
connaitre Kloten demaln. Et pourquol? On nous dlt toujours 
qu'lI y aura en Europe quatre grands «hubs»: Londres, Paris, 
Francfort et Amsterdam. Quand on regarde la taille de ces 
grands «hubs» et qu'on prend le traflc en passagers du plus 
petit d'entre eux - ou du moins grand d'entre eux - qui est 
Schiphol-Amsterdam, on constate que lurich falt en 80 peu 
pres un peu plus que la moltie du trafic de Schlphol-Amster­
dam. Qu'est-ce que cela slgnlfie? Ca slgnifle que 51 la these 
des quatre grands «hubs» est juste, lurich se trouvera 80 
terme exactement dans la mllme situation que Geneve. En 
d'autres termes, nous n'avons pas interllt 80 cultlver les anta­
gonlsmes. Nous devrions, au contraire, avoir Interllt 80 expri­
mer le plus t6t possible ce qul peut nous conduire 80 I'ouver­
ture et au dynamisme que nous reclamons. 
3. Un autre argument condult 80 penser que la desserte de no­
tre pays ne concerne pas un seul aeroport, mals plusieurs 
aeroports sulsses. C'est un argument qul est de politlque 
etrangere. On le salt, le Conseil f9deral le dit 80 juste tltre et 80 
relterees reprises, les organisations Internationales pour les­
quelles notre pays est un pays d'accuell et qul se trouvent 80 
Geneve sont I'un des Instruments essentlels de la polltique 
exterieure du pays. 
Or, 11 n'y a pas d'organisations Internationales sans Infra­
structures. En d'autres termes, iI n'y a pas d'organisations In­
ternationales sans un aeroport correctement desservl en re­
seaux long-courriers. 11 faut savolr que 51 nous ne parvenons 
pas 80 assurer dans les meilleures condltlons posslble - et 
evldemment tout est dans le «possible» - la desserte equili­
bree des dlfferents aeroports nationaux de ce pays, c'est 80 
terme un des elements essentlels de la politlque etrangere du 
pays que nous mettons en penl. 
En concluslon, le groupe democrate-chretlen votera I'entree 
en matlere. 11 constate que la revision qul nous est proposee 
va dans le bon sens, mllme si elle s'arrllte parfols 80 ml-chemin. 
La commlsslon a d'ailleurs renforce le texte sur deux points 
essentlels: tout d'abord, en ce qul concerne les objectifs de 
politlque aeronautlque, on y a Introdult ce que I'on pourralt 
appeler par raccourcl de langage la clause ecologlque; puls, 
on y a Introdult la clause relative 80 la desserte des aeroports 
natlonaux. On aura I'occaslon d'y revenlr dans I'examen de 
detail. On a, par ailleurs, Introduit dans cette 101 la clause dlte 
de «designatlons multiples». M. Burgener y a fait alluslon 
tout 80 I'heure. C'est tres Important et cela est en parfaite con­
cordance avec le Conseil federal et ses propres Intentions, 
teiles qu'elles sont afflchees dans le message. 

On pourra bien sOr discuter des dispositions transitoires et iI 
n'est pas douteux que I'un des aspects les plus vlfs du debat 
sera confine aux dispositions transitolres. Nous les trouvons 
80 certalns egards desequillbrees, car elles malntlennent une 
situation de falt et surtout elles creent de tres graves inegali­
tes de traitement entre les compagnles. 
A I'occaslon des clrconstances qul ont conduit 80 accelerer le 
mouvement qul devalt de toute falfon lltre engage pour la re­
vision de cette 101, on a dlt parfols, et on I'a lu dans certalns 
quotldlens sulsses alemanlques, que la Sulsse romande 
pleurnichait, qu'elle etalt 180 en attitude de quemandeuse. 
Rien n'est plus faux. La Suisse romande ne pleurnlche pas. 
SI elle avait cette attitude de quemandeuse, elle aurait de­
mande que Swlssalr revlenne sur sa declslon. SI elle avalt 
une attitude de quemandeuse, elle auralt demande que la 
Confederatlon vienne, par exemple, subventlonner un certain 
nombre de lignes deficitalres. C'est Ifa qui aurait ete une atti­
tude de quemandeuse. Nous ne I'avons pas falt, parce que 
nous voulons nous battre avec des armes nouvelles qui sont 
ce lies de I'ouverture et, en partlculier, de I'ouverture 80 la con­
currence. 11 faut, par la revision de cette 101, veritablement 
IIberer des energles qul ne demandent qu'a s'exprimer. 

Ziegier Jean (S, GE): Vous vous lltes rendu compte qu'i1 y a 
une sorte d'unlon sacree 80 Geneve. Vous avez entendu 
M. Tschopp (radlcal-democrate), M. Maitre (democrate-chre­
tien) et maintenant moi. Cette fin de monopole est une affaire 
qul concerne toute la population genevolse, mals je preclse 
tout de suite que ce n'est pas en raison d'un provlnclalisme 
etrolt, d'lnterllts corporatlstes de cette petite republique sl­
tuee 80 I'extrllme pointe occldentale de la Sulsse. 11 s'aglt 
d'une question de prlnclpe. Aussl paradoxal que Ifa pulsse 
paraitre, je parle Icl comme membre de la Commlssion de po­
litlque exterieure, car je ne fais pas partie de la commlsslon 
qui s'est occupee de la presente revision de 101. 
Au niveau de la Commlsslon de politlque exterieure, nous ac­
complissons des efforts tout 80 falt extraordlnalres - et aussl 
chaque contrlbuable sulsse - pour malntenlr la Geneve Inter­
nationale. Nous falsons des sacriflces financlers, nous pre­
nons des Initiatives, nous luttons contre des adversaires tres 
puissants (Bonn, Montreal, etc.) pour malntenlr cette Geneve 
vitrine de la Sulsse, a un moment ou notre pays est Isole -
comme vous le savez - sur les plans europeen et mondlai 
puisque nous ne sommes membre nl des Nations Unles nl de 
l'Unlon europeenne. Ca tlent du mlracle qu'un non-membre 
de I'ONU abrite le quartier general europeen des Nations 
Unles et 111 organisations gouvernementales et non gouver­
nementales. Malntenant, comme Swlssair garde son mono­
pole jusqu'en I'an 2008, nous ne pouvons pas chercher de 
solutions alternatives. Bref, nous souffrons de ces coupures 
d'avec le monde, notamment d'avec le tiers monde, qul nous 
font un tort conslderable et qul mettent en question le maln­
tien de la Geneve Internationale. 
Je prends un exemple tres precls pour vous montrer de quol 
iI s'aglt. 11 n'ya plus de liaisons dlrectes avec l'Afrique 80 partlr 
de Geneve, plus aucun vol dlrect avec l'Afrique noire. Or, Ge­
neve est en train de perdre ces jours-elle siege du dernler se­
cretarlat executif du sulvl de la Conference mondlaie sur I'en­
vlronnement, tenue 80 Rio en 1992. Le Conseil d'Etat gene­
vols falt un dernler effort pour le retenlr et M. Cottl, conselller 
f9deral, entreprendra une derniere demarche le 4 octobre 
prochaln 80 la conference de Rome pour essayer de rattraper 
le coup et conserver le secretariat de la lutte contre la deser­
tificatlon. Ceux concernant I'envlronnement et la biodiverslttli 
sont deja perdus. 
Or, M. Arba Diallo, secretalre general de ce secretariat es­
sentlel, travaille princlpalement avec l'Afrique, car c'est le Sa­
hara qui avance de 10 kilometres par an. La desertiflcatlon 
concerne essentlellement l'Afrique, et c'est pour Ifa que ce 
secretariat etalt Installe 80 Geneve, autrefols carrefour des 
liaisons avec I' Afrlque, surtout I' Afrique nolre. S'II faut aller 80 
Bruxelles, 80 lurich ou 80 Londres pour rejoindre les capltales 
africalnes, 11 n'y a plus aucune raison, nous n'avons plus 
aucun argument, nl le Conseil d'Etat genevols, nl M. Cottl, ni 
la Commlsslon de politlque exterieure, pour retenlr 80 Geneve 

Bulletin offlclel de l'Assembl6e f6d6rale 

michael.tellenbach
Textfeld



23. September 1997 N 1671 Luftfahrtgesetz. Änderung 

le secretariat de la lutte contre la desertlflcatlon. Nous allons 
donc le perdre. Vous avez la un exemple concret, actuel, In­
dlscutable qul vous montre quelles consequences totalement 
desastreuses a la declslon de Swissalr pour la Geneve inter­
nationale. C'est un argument Indlscutable et aucun Bruggls­
ser ne me fera dlre le contraire. 
11 est donc absolument urgent que ce monopole tombe. 11 est 
absurde d'attendre jusqu'en 2008. Ce delal dolt etre ramene 
a 5 ans ou a molns, autrement la Geneve Intematlonale sera 
par terre et tous nos Investlssements, nos efforts, pour maln­
tenlr cette vitrine de la Suisse dans le monde auront ete 
valns. 

Maspoll Flavlo (0, TI): Da Ich kaum zehn Minuten sprechen 
werde, hat Herr Ziegler bereits etwas von meiner Zeit vor­
weggenommen; es Ist also alles In Ordnung. 
11 nostro gruppo sostlene I'entrata In materia. Personalmente 
ho ascoltato con un po' dl compatlmento I'accorata mobliita­
zione dei colleghl romandi. Sono gll stessl colleghl che, allor­
quando si trattava dl favorlre 11 Lötschberg, dlcevano al got­
tardlstl dl non fare dei regionallsml. Sono gli stessl colleghl ro­
mandi che dicevano che bisogna guardare 11 mercato globale 
e non perdersl nei rigagnoll dei federallsmo, che per moltl di 
loro sembra essere sorpassato, fin quando Ii tocca sul vivo; e 
allora ecco che non e plu sorpassato, ma ritoma dl grande 
Importanza. In sei annl che ho avuto 11 placere di stare In que­
sta sala, non ho mal visto una volta un romando difendere 11 
Tlclno, pertanto non vedo perche dovrel fare 10 l'lnverso oggl. 
Entriamo in materia, e non gia percM la Swlssair ci risulta 
partlcolarmente slmpatlca. 11 fatto che essa si faccla ammlnl­
strare In Indla non pub farcl placere. L'abbandono progres­
slvo delle prerogatlve che hanno fatto della compagnla dl 
bandlera 11 fiore all'occhlello dei clell Intemazlonall, non pos­
sono e non devono sOddlsfarcl, cosl come non pub placercl 11 
fatto che pur scegllendo Swlssalr, cl si vede Imbarcare su un 
vellvolo austriaco 0 belga. Nulla contro gli AustrlacI, nulla 
contro I Belgl - ma nol sostenevamo 11 fatto che se uno dlce 
ccvogllo volare con la Swlssalr», abbla pol 11 dlritto di fario ve­
ramente. 
Questl sembrano comunque essere I tempi, questa sembra 
essere la dura legge dei mercato. Ebbene, se queste sono le 
regole che la Swlssalr impone al paese, non si caplsce come 
mal la stessa Swlssalr si Indlgna al momente In cui iI Consl­
gllo federale declde dl IIberalizzare iI mercato e dl abbattere 
iI monopolIo dl cul la compagnla dl bandlera gode fino a que­
sto momento. 11 callce va bevuto fino In fondo, e va bevuto an­
che da parte della compagnla di bandiera. 
Relnhard Mey canta~a che sopra le nuvole, la liberta dev'es­
sere senza confinl: ccUber den Wolken muss die Freiheit wohl 
grenzenlos sein.» Ebbene, allora introduclamo questa liberta 
anche sotto le nuvole, e lasclamo che anche altra gente 
possa approfittare dei mercato IIberalizzato nel plu ampio 
modo posslbile. 
Nell'ambito dell'artlcolo 27, 11 nostro gruppo sostiene la mag­
gloranza, anche percM slamo convlntl che sia molto plu fa­
cile convlncere la popolazione ad accettare nella sua regione 
un aeroporto, allorquando I mezzl tecnlcl Impegnatl slano 
all'altezza della situazione. Per dirla In parole povere, fa­
cendo un esemplo: E plu faclle convlncere qualcuno dl abl­
tare viclno ad un aeroporto quando su quell'aeroporto atterra 
e parte 11 ccConcordlno», che quando sullo stesso aeroporto 
atterra e parte un ceTupolew», tante per fare un nome. 
AII'articolo 28 Invece, cl troviamo d'accordo con la mlnoranza 
Vogel, proprio perche credlamo, come ha detto dei resto an­
che iI collega Maltre - una delle poche cose che condlvido dei 
suo dlscorso -, che 10 svlluppo degli aeroportl regionall e di 
fondamentale Importanza per 10 sviluppo dell'economla In­
tera. Dunque e glusto che se ne tenga conto. Teneme conto 
e un dovere dl queste Parlamento, 10 credo. 
Qualora iI collega Ziegier volesse ancora parlare un po', ha 
ancora tre minuti a disposlzlone. 

Binder Max (V, ZH): Die SVP-Fraktion beantragt Ihnen ein­
stimmig Eintreten auf die Vorlage. Laut Artikel 103 des Luft­
fahrtgesetzes erteilte der Bund der Swlssalr das Recht, als 
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gemeinwirtschaftlIche schweizerische Luftfahrtgesellschaft 
die Intemen, die kontinentalen und die Interkontinentalen L1-
nienverblndungen zu betreiben. Das bedeutete, dass die 
Swlssair mit Artikel 103 ein gewisses Monopol, aber beileibe 
kein totales Monopol erhielt. 
Nun wurde diese TeilmonopolsteIlung seit längerer Zelt, be­
reits bel der Revision 1994, also vor dem Swlssalr-Entscheld, 
kritisiert und In Frage gestellt. Mit der Liberalisierung des 
Luftverkehrs, Insbesondere In der EU, und dem Wunsch der 
Schweiz, sich daran zu beteiligen, drängte sich die Revision 
von Artikel 103 Immer mehr auf. Nach dem Abschluss eines 
umfassenden Luftverkehrsabkommens wird die Schweiz to­
tal in die Liberalisierung Integriert. Dieser Schritt Ist mit dem 
Teilmonopol der Swlssalr nicht mehr vereinbar. 
Neben diesen aussenpolItischen Gründen fOr die TeIlrevision 
bzw. Änderung der Luftfahrtgesetzgebung gibt es aber auch 
einen Innenpolitischen Ansatz, dies zu tun. Sie erinnem sich 
an den Entscheid der Swlssalr, Ihr Langstreckenangebot von 
und nach Genf zu reduzieren. 13 von 519 FlOgen pro Woche 
von und nach Genf wurden nach ZOrlch verlegt: 13 von 5191 
Daraufhin hat man den empörten Westschweizer Kantonen 
bzw. deren Politikem die Revision von Artikel 103 und damit 
den Schritt In Richtung mehr freier Markt In Aussicht gestellt. 
Die Aufhebung von Artikel 103 allein löst aber das Problem 
noch nicht. So wird Im wesentlichen das ganze Kapitel .. Ge­
werbsmässlge Luftfahrt» geändert. Die Swissalr als von der 
Vorlage direkt und besonders betroffene Gesellschaft Ist mit 
dem Systemwechsel grundsätzlich einverstanden. Es Ist 
nicht so, dass die Swissair völlig gegen diesen Systemwech­
sel wäre, wie das Herr Maspoll dargestellt hat. Dies allerdings 
unter der zu Recht gestellten Bedingung, dass Ihre durch die 
heutige Konzession erworbenen Rechte durch eine ange­
messene Übergangsbestimmung, eine angemessene Über­
gangsregelung, gewahrt bleiben. Die heute geltende Kon­
zession wurde 1993 verlängert und hat nun bis Ins Jahr 2008 
GOltlgkeit. 
Die SVP-Fraktio_n stimmt dieser Regelung einstimmig zu. Es 
geht bel dieser Anderung um die Freiheit Im Markt, um Libe­
ralisierung; ob das nun gut oder schlecht sei, bleibe dahinge­
stellt. Aber, wenn Sie schon In diese Richtung gehen, dann 
tun Sie es konsequent. FOr die SVP-Fraktlon helsst das, auf 
die Vorlage einzutreten und dem Bundesrat zu folgen - mit 
Ausnahme von Artikel 29 Absatz 2, wo wir der Minderheit 
Bircher zustimmen werden. Hier verlangen wir die zwingende 
Form der Bewilligungsverweigerung, wenn der betreffende 
Staat gegen Ober schweizerischen Untemehmungen nicht In 
gleichwertiger Welse Gegenrecht gewährt. 
Im Obrigen haben wir Verständnis, dass sich die Kolleginnen 
und Kollegen der Romandie fOr regionale, ja sogar lokale An­
liegen einsetzen, nachdem sie sich nach dem Swlssalr-Ent­
scheid - der zugegebenermassen vielleicht etwas unge­
schickt veröffentlicht wurde, aus dem wirtschaftlichen Blick­
winkel des Untemehmers aber zweifellos richtig war - viel­
leicht doch etwas welt, vielleicht eben zu welt aus dem 
Fenster gelehnt haben. 
Meine Damen und Herren, die Sie so geme von Liberalisie­
rung sprechen, nehmen Sie zur Kenntnis, dass damit der 
Markt entscheidet. Mit Ihren regionalen Anliegen wollen Sie 
Ihren Flughafen stärken, vergessen dabei aber, dass Sie die 
Position unseres Landes schwächen. Gerade In diesem Ge­
schäft haben Partikularinteressen wenig oder keinen Platz. 
Wir mOssen dafOr sorgen, dass wir unser Land als Gesamt­
heit im intemationalen Luftverkehr positionieren können. 
Wenn Sie solchen regionalen Anliegen zustimmen, beruhi­
gen Sie zwar Ihr Gewissen und geben vor, etwas fOr Ihre Re­
gion getan zu haben. In Tat und Wahrheit wOrde es sich aber 
um reine Papiererklärungen handeln. Im Intematlonalen Ver­
gleich wäre fOr die Schweiz ein grosser Flughafen gerechtfer­
tigt; wir haben deren drei. Der Markt und nicht die Politik wird 
entscheiden, welcher der drei die wichtigste Destination sein 
wird. 
Deshalb bitte Ich Sie namens der SVP-Fraktion, dieses Ge­
schäft mit der unbedingt notwendigen Sachlichkeit - ohne 
Emotionen und falsche Hoffnungen weckend - zu behan­
deln. Die SVP-Fraktlon wird auf das Geschäft eintreten, den 
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Antrag Tschopp ablehnen, ansonsten dem Bundesrat zu­
stimmen, ausser bel Artikel 29 Absatz 2. 

Frlderlcl Charles (L, VD): Le groupe liberal approuve dans 
ses grandes lignes le projet de modlflcatlon de la 101 sur 
I'avlatlon, qul nous est presente et, par la mame occaslon, 
vous propose de refuser la proposition de non-entree en ma­
tiere Tschopp, qul se resumeralt par un parfait autogoal. Je 
vous donne nos arguments. 
Les profondes mutations qul Intervlennent dans le marcM In­
ternational des transports necessitent une rapide revision 
d'une 101 elaboree 11 y a 50 ans afln de permettre a I'ensemble 
des compagnles sulsses d'aborder avec quelque chance de 
succes un marcM toujours plus ouvert et dispute. Pour cette 
raison, 11 nous semble que maintenlr la 101 actuelle et le mo­
nopole de falt de la compagnie Swissalr n'amelioreralt pas la 
situation. En effet, jusqu'a ce jour, SWlssalr beneflcle d'un 
quasi-monopole en matlere de trafic aerien International et ce 
ne sont pas les autres compagnles suisses, beau coup plus 
petltes ou dont le capltal est contrOle en majorite par elle, qul 
lul font une tres grande concurrence. Pourtant, 11 convlent de 
se souvenir du dynamisme de la soclete Crossair a ses de­
buts et des paris falts par ses dlrigeants lors de I'ouverture de 
nouvelles routes aeriennes Internationales, pour se rendre 
compte que le developpement de I'avlatlon clvile passe aussl 
par I'emergence de nouvelles socletes qul pratiquent une po­
litlque de nlches dans un marcM en constante evolution. 
C'est alnsl que, dans un premier temps, Swlssalr toleralt que 
Crossair essule les plätres lors de I'etablissement de nouvel­
les relations aeriennes et que, le succes aidant, notre princl­
pale compagnie aerienne a ete Interessee a reprendre I'ex­
ploltatlon de ces lignes a son compte une fols I'equilibre fi­
nancler trouve. Par la suite, la majorite du capltal etant sous 
contrOle, Swlssalr a confie la gestion de certalnes relations 
peu rentables a Crossair, celle-cl ayant une structure de 
conts plus favorable du falt d'une mellleure maitrise des frais 
generaux, engendree par la plus faible taille de la societe. 
Dans un marcM sulsse relatlvement ferme et a I'abri du pre­
mier choc provoque par la liberalisatlon du marcM ameri­
caln, les aeroports regionaux ont ainsl pu se developper har­
monleusement, cecl jusqu'a I'annonce de la liberalisatlon du 
marcM europeen du transport aerien. Crossair ayant son 
siege a Bäle, I'aeroport de Bäle-Mulhouse a connu un essor 
rejoulssant, renforce par son caractere International. 
Deuxleme aeroport de Sulsse, Geneve-Cointrin conservait 
une place envlee du falt de l'lmplantatlon de nombreuses so­
cletes d'lmportance mondlaie de premier plan, plus ou molns 
liees aux organisations Internationales. Les aeroports de 
Belp et d' Agno se sont egalement developpes gräce aux 
compagnles regionales et a I'ouverture de routes aerlennes 
dlrectes avec des pOles europeens de seconde Importance 
ou des aeroports secondalres aux abords des princlpales 
metropoles europeennes. 
La llberalisatlon du marcM des transports aMens oblige les 
prlncipales compagnles a redeflnlr leur polltlque d'entreprise. 
Ces nouveaux plans ont une incldence non seulement pour 
les compagnles elles-mames, mals egalement pour les aero­
ports qu'elles desservent. 
Dans son appreclatlon du projet qul nous est presente, le 
groupe liberal a ete tres attentif aux nouvelles options strate­
glques prises par Swlssalr qu'lI convenalt de quallfler du titre 
envle de <ccompagnle nationale» tant qu'elle desservalt d'une 
manlere plus ou molns equilibree les deux prlnclpaux aero­
ports du pays. Acette f1n, nous soutiendrons toutes les pro­
positions qul permettront aux aeroports regionaux de se de­
velopper harmonleusement afln de ne pas tomber d'un sys­
teme ou une seule compagnie avalt pratlquement le mono­
pole des concesslons dans un autre ou un aeroport 
obtiendralt le monopole des lignes Intercontlnentales, volre 
mame Internationales. 
11 convlent de rappeier Icl I'emotion suscltee par Swissalr en 
Suisse romande et mame dans la Suisse entlere, lorsqu'elle 
a manifeste son Intention de replier sur Zurlch-Kloten la 
quasl-totallte de ses relations intercontinentales, oubliant de 
ce falt que Geneve etalt, de par le nombre des Institutions In-

ternatlonales qui y siegent, une piece Importante de la pollti­
que etrangere de la Confaderation. Le Conseil federal, cons­
cient que les engagements pris a I'egard des organisations 
Internationales, dont les accords de siege ne seralent plus 
garantls a tres court terme, a Immadlatement promis de revl­
ser la 101 sur I'avlatlon, notamment son artlcle 103. Alors que 
la mobillte devlent un facteur evident de developpement, 11 
convient que nous gardions a I'esprit de la revision de cette 
101 l'lmportance que celle-cl peut avolr sur l'lmplantatlon de 
nouvelles organisations Internationales a Geneve, volre 
mame celle de grandes entreprises attlrees par la qualite de 
nos Infrastructures, que ce solt au niveau des hautes ecoles 
ou des synergles avec d'autres Industries de pointe deja Ins­
tallees en Sulsse. 11 en va donc du developpement harmo­
nleux des differentes regions du pays alnsl que de la forma­
tion generale de notre maln-d'oeuvre. 
C'est alnsl que nous devons tenlr compte dans I'elaboratlon 
des nouvelles dispositions de la 101 sur I'avlatlon des condl­
tions particulieres propres aux divers aeroports regionaux, 
alnsl qu'aux compagnles exlstantes ou a ceiles qul pourralent 
voir le jour ces prochalns mols ou prochalnes annees. Les 
dispositions de cette 101 doivent donc rester dans un cadre 
tres general afln que la Confaderatlon puisse negocler bilate­
ralement de la manlere la plus soupie posslble. C'est le cas 
notamment en matlere de deslgnatlons multiples po ur I'attri­
butlon des drolts de trafic. 
En ce qul concerne les dispositions transltolres de la 101 revl­
see, le groupe liberal est d'avls que l'ecMance de 2008 est 
trop lolntalne, a plus forte raison l'ecMance de 2011, qul 
nous est proposee dans une proposition Individuelle. C'est la 
raison pour laquelle nous soutlendrons, mals nous aurons 
I'occaslon d'y revenlr, la proposition qul limiterait a cinq ans 
la valldlte des concessions encore en vigueur. 
Le groupe liberal vous propose donc d'entrer en matlere et 
d'offrir toutes les qualItes de souplesse necessaire acette 
nouvelle 101 sur I'avlatlon, afln que le Conseil federal et l'Of­
flce faderal de I'avlatlon clvile pulssent a I'avenlr attrlbuer des 
concesslons a la fols a toutes les compagnles sulsses, mals 
egalement tenlr compte des Interats des regions et des aero­
ports reglonaux. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Zuerst zum Nichteln­
tretensantrag Tschopp, obwohl Herr Tschopp nicht Im Saal 
Ist: Ich gehe davon aus, dass er ebenfalls der Meinung Ist, die 
schweizerischen Luftverkehrsgesellschaften sollten und 
mOssten auch in Zukunft ohne Subventionen auskommen. 
Wir wollen keine Mittel zur VerfOgung stellen, um den Luftver­
kehr zu subventionieren. Das bedeutet, dass der Markt ent­
scheidet, welche Destinationen angeflogen werden. 
Zum Vorwurf der oberflächlichen Gesetzgebung eine Bemer­
kung: Der Gesetzentwurf lehnt sich an das EU-Abkommen 
an, und nach den entsprechenden Abklärungen bin Ich der 
Meinung, dass er wohldurchdacht Ist und grOndlich bearbei­
tet wurde. Der Vergleich zur Post, zur Postreform, zur libe­
ralisierung der Telecom, stimmt auch nicht, weil wir fOr die 
Telecom, nun Swlsscom, ebenfalls flankierende Massnah­
men beschlossen haben. Wir haben eine Grundversorgung 
und damit einen Teil Monopol, der weiterhin gOltig Ist. Auch 
deshalb darf man die Post nicht In allen Fällen mit der Luft­
verkehrsunternehmung Swlssalr vergleichen. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Anlass zu dieser Revision 
war gewiss der damalige Entscheid der Swlssalr, Interkontl­
nentalflOge ab dem Flughafen Genf-Colntrin zu streichen, 
wobei zu betonen Ist, dass diese Revision Im Hinblick auf ein 
allfälliges bilaterales Abkommen mit der Europäischen Union 
ohnehin hätte vorgenommen werden massen, dann aller­
dings zusammen mit den Obrigen notwendigen Gesetzesän­
derungen. 
Der Inhalt der Revision besteht u. a. darin, dass das Monopol 
der Swlssalr aufgehoben und an der entsprechenden Über­
gangsfrist, Ober deren Dauer wir uns In der Detailberatung 
noch unterhalten können, festgehalten wird. 
Heute Ist es so, dass linien Im allgemeinen Interesse fOr die 
Swlssalr reserviert sind. Faktisch helsst das, dass die Swlss-
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air entscheidet, was von allgemeinem Interesse Ist und was 
nicht. Müsste eine politische Behörde verlangen, dass gegen 
den Willen der Swissalr eine Linie beflogen werden müsste, 
hätte sie diese zu entschädigen. Andere schweizerische 
Fluggesellschaften dürfen Linien nur Im Einverständnis mit 
der Swlssair befliegen. Dafür erhält die Swissalr eine Kon­
zession. Diese Konzession Ist bis jetzt Immer fOr fünfzehn 
Jahre erteilt worden. Das letzte Mallst das 1993 geschehen. 
Ich möchte hier bereits betonen, dass der Bundesrat die Kon­
zession Im Jahre 1996, als diese wiederum um drei Jahre 
hätte verlängert werden sollen, nicht verlängert hat, und zwar 
deswegen, weil dieses Gesetz, das Sie nun beraten, sich In 
Vorbereitung befand und weil er nach dem Entscheid der 
Swlssalr bezüglich Genf erklärt hat, dass er bel allen künfti­
gen Interessengegensätzen zwischen der Swlssalr und der 
Romandie zugunsten der letzteren entscheiden wolle. 
Somit wird die erteilte Konzession, auf die gestOtzt die Swiss­
air Investitionen vorgenommen hat, im Jahre 2008 auslaufen. 
Diese sehr lange Dauer liegt In den grossen und langfristigen 
Investitionen, die dieses Unternehmen tätigen muss, begrOn­
det. 
Alle schweizerischen Unternehmungen erhalten nach dem 
neuen Gesetz Streckenkonzessionen, wenn sie solche ver­
langen und die entsprechenden Rechte vorhanden sind. Im 
neuen Gesetz werden auf allen Linien MehrfachbezeIchnun­
gen angestrebt. Damit soll die Möglichkeit geschaffen wer­
den, dass zwei verschiedene Schweizer Unternehmungen 
die Linie bedienen können, so dass eine Konkurrenz unter­
einander entstehen kann. 
Es soll auch die regionale Verteilung gefördert werden. Ein 
ausdrOckliches Kriterium für die Ertellung einer Konzession 
soll die Bedienung der verschiedenen Flughäfen In diesem 
Lande sein. Ich muss aber betonen, dass ein Zwang zur Be­
dienung eines bestimmten Flughafens durch die konzessi­
onserteIlende Behörde nicht erfolgen kann. Sie kann aber 
zum Beispiel sagen: Wir bewilligen nur vier von sechs bean­
tragten Flügen ab dem Flughafen Zürich und empfehlen Ih­
nen, die zwei anderen Flüge ab Genf zu machen. Die politi­
sche Behörde kann aber die Swissair oder wer immer das 
sein wird nach neuem Recht nicht zwingen, die beiden ande­
ren Flüge ab Genf zu machen. 
Wird ein bilaterales Abkommen mit der EU zustande kom­
men, fällt das Monopol der Swlssair im Bereich der Europäi­
schen Union, und alle schweizerischen Unternehmungen 
können dann alle europäischen Destinationen anfliegen. 
Herr Tschopp hat bel der BegrOndung seines Rückweisungs­
antrages zwei Fragen gestellt, von denen Ich zwar annehme, 
er kenne die Antwort, aber die Antwort interessiert viele Leute 
In diesem Land: 
Zunächst zur Frage, was nach dieser Gesetzesrevision ge­
schehen würde, wenn die Swissalr mehrheitlich im AktIenbe­
sitz der Lufthansa wäre: Wenn das bilaterale Abkommen mit 
der EU, für dessen Abschluss Sie sich ja auch einsetzen, zu­
stande käme, würde nichts geschehenL weil nach europäi­
schem Recht und den entsprechenden Ubereinkommen Ka­
pital aus der EU schweizerischem Kapital gleichgestellt 
würde. Es könnte umgekehrt auch die Swissair eine Mehr­
heitsbeteiligung an einer anderen europäischen Gesellschaft 
halten, und es dürfte das entsprechende Land deswegen 
nicht eine Konzession verweigern. Das wäre Gegenstand 
des bilateralen Abkommens. Käme ein solches bilaterales 
Abkommen nicht zustande, dann würde die Konzession der 
Swlssair bel einer Übernahme erlöschen. Der Bundesrat hat 
diese Klausel ausdrOcklich In der neuen Konzession, welche 
dieses Jahr nach dem Umbau der Swissair erteilt wurde, vor­
gesehen. 
Es müsste also dann ein neuer Entscheid getroffen werden, 
und zwar durch den Bundesrat. Die entsprechende Delegatl­
onsnorrn ist in Artikel 27 des Gesetzes, über welches Sie ent­
scheiden werden, festgehalten. Der Bundesrat könnte dann 
entweder entscheiden, dass die Konzession auf die bisherige 
und die neue Gesellschaft mit neuen Mehrheiten des Kapi­
tals Übertragen wird, oder er könnte die Konzession einer völ­
lig anderen Gesellschaft erteilen, z. B. einer rein schweizeri­
schen. 
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Als zweites wollte HerrTschopp wissen, warum der Flughafen 
Genf, der ja auch eine Konzession habe, durch den Bund nicht 
entschädigt worden sei, nachdem die Swissalr ihre Interkon­
tinentalen Flüge gestrichen habe. Es gibt ein Rechtsverhältnis 
zwischen dem Flughafen einerseits und der an- und abflie­
genden Fluggesellschaft anderseits. Es wäre Sache dieser 
belden Gesellschaften, Entschädigungsforderungen zu stei­
len, wenn sie meinen, sie selen voneinander im Stich gelassen 
worden. Der Flughafen Genf hat keine solche Entschädigung 
gegenüber der Swlssalr geltend gemacht. Er hat schon gar 
keine solche Entschädigungsforderung gegenüber dem Bund 
geltend gemacht, weil die Leitung des Flughafens Genf das 
Recht sehr genau kennt. Herr Tschopp kennt es natürlich 
auch, aber die Antwort sei Ihm jetzt gegeben. 
Herr Tschopp hat aber neben diesen Fragen einen Rückwei­
sungsantrag gestellt und das Gesetz als schlecht bewertet. 
Da die materielle Substanz dieser Wertung dann gefehlt hat, 
habe Ich nichts In den Händen, um Ihnen zu entgegnen, denn 
ich will nicht demselben Fehler verfallen und sagen, es sei 
ein gutes Gesetz. Glaubensbekenntnisse wollen wir hier ja 
nicht zelebrieren. 
Herr Tschopp hat gesagt, das Bazi sei das «VorzImmerhünd­
chen» der Swissalr. Ich muss Immerhin darauf hinweisen, 
dass das bisherige Gesetz der Swlssair ein Monopol oder zu­
mindest eine Sonderstellung eingeräumt hat und dass dies 
auch zum Tell die Aufgabe des Bazi gewesen ist. Aber In der 
Zwischenzeit hat der Bundesrat ausdrücklich gesagt, bel In­
teressenkonfllkten würden die Interessen der Sulsse ro­
mande stärker gewichtet als jene der Swissalr. Ich möchte 
doch auch festgehalten haben, dass das Bazi In der Zwi­
schenzeit In diesem Sinn gehandelt hat. So entschied es bei­
spielsweise, der Gulf-Alr die fOnfte Freiheit zu gewähren, ge­
gen den starken Protest der Swlssalr. Das erfolgte zugunsten 
der Romandie. Dass nachher die Gulf-Alr ihre Rechte nicht 
wahrgenommen hat, ist wieder eine andere Frage, nämlich 
eine des Marktes, auf die Ich auch noch zu sprechen kom­
men muss. 
Herr Tschopp hat dem Bundesrat einen weiteren Vorwurf ge­
macht - das muss Ich schon sagen -, Indem er meinte, des­
sen Versprechen vor eineinhalb Jahren und die Realität stün­
den in einem Widerspruch. Ich möchte dazu folgendes be­
merken: 
Gewiss hat uns der Entscheid der Swissair damals einmal 
mehr den Umstand vor Augen gefOhrt, dass die regionale 
Ausgewogenheit dieses Landes nur teilweise gegeben Ist 
und es wirtschaftlich regional schwächere und wirtschaftlich 
regional stärkere Gegenden gibt; diese Tendenz hat sich 
noch verstärkt. Der Bundesrat bedauert diesen Umstand, 
geht doch seine gesamte Politik dahin, bel der wirtschaftli­
chen Stärke eine regionale Ausgewogenheit zwischen allen 
Gegenden dieses Landes zu erreichen; zumindest die Chan­
cengleichheit sollte gewahrt sein. Es kommt dazu, dass die 
Art und Welse, wie dieser Entscheid damals gefällt und auch 
wie er kommuniziert wurde, fOr die Romandie verletzend war. 
Das hat der Bundesrat damals ebenfalls festgehalten. 
Nun war aber damals die einhellige politische Meinung Im 
Lande die, dass über das Mittel der Liberalisierung und des 
Open Sky die Stellung des Flughafens Genf schon wieder 
«gerichtet werden» könne. Da muss Ich leider einmal mehr 
wiederholen, was ich schon damals gesagt habe: Wir können 
zwar «den Himmel öffnen», aber entscheiden wird weder der 
Bundesrat noch der Flughafen Genf, sondern der Markt. Sie 
müssen eben sehen: Der Markt richtet sich nicht nach Krite­
rien der regionalen Ausgewogenheit, sondern die Liberalisie­
rung hat zur Folge, dass sich der Markt an der wirtschaftlich 
stärksten Region ausrichtet, wo am meisten Geld vorhanden 
ist. Sie können das Fell nicht mit dem Wasser der Liberalisie­
rung waschen und sich nachher wundern, dass das Fell nass 
geworden ist. Sonst müssten Sie zur «Trockenreinigung» 
des Monopols schreiten, verbunden mit der finanziellen Ab­
geltung für verlangte Strecken, die dann der Bund zu zahlen 
hätte. Das wäre die ganz andere Methode, und Ich betone: 
Niemand hat sie verlangt. 
Nach dem jetzigen Gesetz wäre diese Methode denkbar: Wir 
könnten die Swlssair zwingen, eine bestimmte Linie von Genf 
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nach Irgendwo In den USA zu fliegen, und wir mOssten pro Li­
nie den Verlust von einigen Millionen Franken bezahlen. 
Doch niemand hat die Forderung aufgestellt, es mOsse so et­
was getan werden. 
Wenn Sie sich also zum Mittel der liberalisierung bekennen, 
dann mOssen Sie auch die Konsequenzen tragen. Ich 
möchte Sie bitten, Ihren Wählern und WählerInnen In der Ro­
mandie das zu vermitteln und nicht den Eindruck zu erwek­
ken, es sei der böse Bundesrat, der hier helmtOcklsch und 
nichtstuend dafOr sorge, dass der Flughafen Gent «ausge­
trocknet» werde. 
Ich habe Ihnen noch ein ganz kleines Trostptlästerchen: 
Auch der Kanton ZOrich gehört zur Schweiz. (Heiterkeit) 
Auch er hat es nicht leicht, seine wirtschaftliche Kompetltivi­
tät gegen Ober dem Ausland durchzusetzen, das auch In Kon­
kurrenz zu Ihm steht. 
Ich ersuche Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Präsidentin: Herr Tschopp, wolien Sie Ihren Nlchtelntretens­
antrag' zurOckzlehen? 

Tsehopp Peter (R, GE): Je voudrals taire une breve declara­
tion personnelle. 
J'ai ecoute tres attentivement les propos de M. Leuenberger, 
conseiller federal. J'aimerais le remercier de la cl arte de son 
propos, et aussi d'avolr eu l'lntelligence et la prevoyance de 
ne pas prolonger la concesslon jusqu'en I'an 2011 - je crois 
que c'est a vous que nous devons ce delai, que je trouve en­
core remarquablement long, jusqu'en 2008. Ce que je vou­
drais souligner icl, c'est que vous avez dit - et pour moi c'est 
plus qu'un «Trostptlästerli», c'est un pansement en bonne et 
due forme - que, desormais, le Conseil tederal va arbltrer les 
conflits qul opposent Swissalr a la Suisse romande en tonc­
tion des inter~ts de la Suisse romande. Si ce sont la les direc­
tives que vous donnez a M. Auer, qui est tout saut «ein Vor­
zimmerhOndlein», -!fa, je ne I'aurais pas dit mol-m~me -, je 
crois que c'est inutile de perseverer dans les barouds d'hon­
neuro 
J'al donc effectivement, Madame la presldente, I'honneur de 
retirer ma proposition de non-entree en matlere, et de m'ex­
cuser aupres des collegues. J'ai en effet un peu joue sur ce 
que Mme Grendelmeier nous a suggere: les procedures sont 
quelquetols absurdes, et lorsqu'on veut dlre quelque chose 
dans ce Parlement, iI taut se retugier derrlere des trucs. Au 
Bureau d'en tirer les consequencesl 

Präsidentin: Eintreten ist nicht mehr bestritten, Herr 
Tschopp hat seinen Antrag zurOckgezogen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiare est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Luftfahrt 
Lol federale sur I'avlatlon 

DetaIlberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. Iintroduetion 
PropositIon de la commlsslon 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 Bst. a, c, d 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2 Bst. b 
Mehrheit 
b ..... um den sicheren, ökologisch bestmöglichen Betrieb 
von .. .. 
Minderheit 
(Binder, Bezzola, Christen, Fischer-Seengen, Frlderlcl, He­
getschwelier, Seiler Hanspeter, VetterIi) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2 Bst. e (neu) 
Mehrheit 
e. Luftfahrzeuge einsetzt, welche dem jeweiligen Stand der 
Technik entsprechende Mindeststandards bezOglich Lärm 
und Schadstoffen entsprechen. 
Minderheit 
(Binder, Bezzola, Fischer-Seengen, Frlderlcl, Hegetschwel­
ler, VetterII) 
Streichen 

Abs.3,4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Baumberger 
Abs. 2 Bst. b 
b ..... um den sicheren, im Rahmen des Möglichen ökologi­
schen Betrieb von .... 
Abs. 2 Bst. e (neu) 
e. Luftfahrzeuge einsetzt, welche dem Jeweiligen Stand der 
Technik, mindestens aber den International vereinbarten 
Mindeststandards bezOglich Lärm und Schadstoffen entspre­
chen. 

Art. 27 
Proposition de la commlssion 
AI. 1 
AdMrer au projet du Conseil tedaral 
AI. 2 let. a, c, d 
AdMrer au projet du Conseil tederal 

AI. 2 let. b 
Major/te 
b ..... la securlte et une exploitation aussi acologique que 
possible des aaronets; 
Minor/te 
(Binder, Bezzola, Christen, Fischer-Seengen, Frlderici, He­
getschweller, Seiler Hanspeter, VetterIi) 
Adharer au projet du Conseil tedaral 

AI. 2 let. e (nouvelle) 
Major/te 
e. utilise des aaronets qui repondent aux normes techniques 
actuelles et, notamment, aux normes minimales exlgees en 
matiere de bruit et de substances nocives. 
Minor/te 
(Binder, Bezzola, Fischer-Seengen, Frlderlci, Hegetschwei­
ler, VetterIi) 
Biffer 

AI.3,4 
AdMrer au projet du Conseil fedaral 

Proposition Baumberger 
AI. 2 let. b 
b ..... la sacurlta et, dans la mesure du possible, une exploi­
tation acologique des aeronets; 
AI. 2 let. e (nouvelle) 
e. utilise des aeronets conformes aux normes techniques ac­
tuelIes ainsi qu'aux normes internationales minimales conve­
nues en matiere de protection contre le bruit et d'amlssion de 
substances nocives. 

Binder Max (V, ZH), Sprecher der Minderheit: Die Mehrheit 
will in Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe b das Element des «öko­
logisch bestmöglichen Betriebes» Ins Gesetz aufnehmen. 
Das Ist aus meiner Sicht und aus Sicht der Minderheit ein 
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Gummiparagraph der Sonderklasse. Der Betrieb wäre ökolo­
gisch bestmöglich, wenn er gänzlich eingestellt würde. Die 
Definition des ökologisch bestmöglichen Betriebes Ist meines 
Erachtens unmöglich. Diese Formulierung Ist nichtssagend 
und lässt einen nicht zu verantwortenden Spielraum offen. 
Diesem Anliegen wird schon In den Artikeln 12, 39 und 58 
des Luftfahrtgesetzes Genüge getan. In Artikel 12 helsst es 
In Absatz 1: «Der Bundesrat erlässt polizeiliche Vorschriften, 
namentlich zur Wahrung der Flugsicherheit, zur Verhinde­
rung von Anschlägen, zur Bekämpfung von Lärm, Luftverun­
reinigungen und anderen schädlichen oder lästigen Einwir­
kungen des Betriebes von Luftfahrzeugen.» Absatz 2 lautet: 
«Er erlässt ferner Vorschriften zum Schutze der Natur.» 
In Artikel 39 Absatz 2 helsst es: «Bel der Gebührengestal­
tung berücksichtigt der Flugplatzhalter auch die unterschied­
liche Lärmerzeugung und Schadstoffemission der Luftfahr­
zeuge.» 
In Artikel 58 geht es um die Prüfung von Luftfahrtgeräten; 
Absatz 2 lautet: «Das Departement erlässt Bestimmungen 
über die Anforderungen an die Lufttüchtlgkeit. Ferner erlässt 
es im Einvernehmen mit dem Eidgenössischen Departement 
des Innern Bestimmungen über die zulässige LärmentwIck­
lung und Schadstoffemission der Luftfahrzeuge mit motori­
schem Antrieb.» 
Ebenfalls auf diese Problematik hingewiesen wird In der Ver­
ordnung über die Luftfahrt. Insofern bringt diese neue Ver­
sion eine Wiederholung, vor allem aber unnötige Sicherheit. 
Im Sinne einer vernünftigen Gesetzgebung, die nicht der­
massen gestaltet werden darf, dass unsere Flughäfen letzt­
lich nicht mehr angeflogen werden, bitte Ich Sie auch Im Na­
men der SVP-Fraktlon, der Minderheit zuzustimmen. Es gilt 
dies nicht nur für Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe b, sondem 
ebenfalls für die Minderheit bel Buchstabe e. Wir haben all 
diesen Wünschen bereits mit der gültigen Gesetzgebung und 
mit der Verordnung über die Luftfahrt Genüge getan. 
Ich möchte Ihnen noch mitteilen, dass meine persönliche 
Meinung zu den Anträgen Baumberger genau die gleiche Ist: 
weil unnötig, sind sie abzulehnen. 

Baumberger Peter (C, ZH): Bevor Ich meine Anträge be­
gründe, ein Wort zu meiner Interessenbindung, auch wenn 
das In diesem Rat nicht Immer Sitte Ist: Ich bin Vizepräsident 
des Komitees «Pro Flughafen Zürich». Das sind jene Leute, 
die seinerzeit die Ausbauvorlagen für unseren Flughafen In 
der Volksabstimmung zum Erfolg geführt haben. Aber auch 
In dieser Eigenschaft bin Ich Anhänger des Open-Sky-Prln­
zlps. Auch auf dem Flughafen Kloten suchen wir den Open 
Sky, aber wir dürfen auf dem Weg dahin zwei Fehler nicht 
machen: 
1. Wir dürfen keine Strafaktionen gegen die Swissalr durch­
führen. Wir alle sind nach wie vor an einer starken Swlssalr 
Interessiert. 
Ich erlaube mir hier einen Einschub Im Hinblick auf Äusserun­
gen, die während der Eintretensdebatte gemacht wurden: Es 
Ist weder so, dass die Swlssalr den Monopolartikel, 
Artikel 103 des Luftfahrtgesetzes, verletzt hätte, der ja jetzt 
zu Recht aufgehoben wird, noch Ist es so, dass die Swlssalr 
je die Konzession verletzt hätte. Ich habe mir als Jurist die 
Konzession vorgenommen und muss Ihnen sagen, dass Ich, 
darauf gestützt, zum klaren Ergebnis komme, dass auch die 
Fragen der Entschädigung nicht einfach «des hlstolres» sind, 
wie das Kollege Tschopp gesagt hat. Ich glaube, Bundesrat 
Leuenberger hat dazu das Notwendige ausgeführt. 
2. Wir dürfen, damit komme Ich zu meinem Antrag zu 
Artikel 27, keine EIgengoals zu Lasten aller -Ich betone: al­
ler - Gesellschaften machen, die in der Schweiz ihren Stand­
ort haben und hier domiziliert sind. Also dürfen wir auch keine 
EIgengoals zu Lasten der neuen Gesellschaft, die beispiels­
weise mein Freund Jean-Charles Simon auf die Beine stellen 
will, schlessen. Es geht bel meinem Antrag nicht um einen 
Swlssalr-Artlkel, auch wenn die Swlssalr sich damit ganz of­
fensichtlich einverstanden erklären kann, sondern es geht 
um einen Artikel für alle. 
Artikel 27 Absatz 2 L1terae bund e: Da sind Anforderungen 
für Betriebsbewllllgungen aller Gesellschaften In der Schweiz 
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umschrieben. Ich schlage Ihnen vor- und insoweit bin Ich mit 
Kollege Binder einverstanden -, dass wir hier keine Auflagen 
machen, die nicht auch von ausländischen Gesellschaften 
voll eingehalten werden müssen. Wir sollten also nicht un­
sere schweizerischen Gesellschaften strafen. 
Die Mehrheit - deswegen bin Ich mit der Mehrheit nicht ein­
verstanden - will nun ökologische Standards verlangen, die 
verabsolutiert sind. Die Minderheit Binder will Im Prinzip 
nichts festlegen. Was die Swlssalr anbelangt - Ich erinnere 
Sie daran -, so Ist sie In Ihrer Flottenpolitik auch bezüglich 
Lärm und Luftschadstoffen führend. Entsprechende ökologi­
sche Anforderungen können wir somit grundsätzlich stellen, 
aber wir dOrfen sie nicht so formulieren, wie das die Kommis­
sionsmehrheit macht. Wenn es da helsst: Man müsse den 
«ökologisch bestmöglichen Betrieb» anstreben, so wird da­
mit alles andere ausgeblendet. Das Ist gefährlich, das ist für 
die Wettbewerbssituation der Swlssalr und aller anderen Ge­
sellschaften nachteilig. 
Richtig Ist eine Formulierung, wie sie In der französlschspra­
chlgen Fahne steht. Dort helsst es nämlich «aussl ecologlque 
que posslble». «Im Rahmen des Möglichen» soll ein ökologi­
scher Betrieb stattfinden, und Ich beantrage Ihnen, gen au 
das in der deutschen Sprache umzusetzen. Es geht «um den 
sicheren, Im Rahmen des Möglichen ökologischen Betrieb». 
Das Ist ein vernünftiges Kriterium. 
Ähnliches gilt für Litera e. Hier wird von der KommissIons­
mehrheit gesagt, es mOsse der jeweils aktuelle Stand der 
Technik eingehalten werden. Das Ist In dieser Absoluthelt gar 
nicht möglich. FlottenpolItik Ist etwas Langfristiges. Flotten­
polItik braucht AmortisationszeIten. Aber selbstverständlich 
können wir gewisse Standards setzen. Wir können den 
Stand der Technik als Mass nehmen, aber wir müssen einen 
unteren Einschlag Im Sinne meines Antrages vorsehen. Es 
darf ein Mlndeststandard nicht unterschritten werden. 
Ich habe den Eindruck, dass die KommissionsmehrheIt nicht 
zur Kenntnis genommen hat, dass es In diesem Bereich bei­
spielsweise die Europäische Zivilluftfahrt-Konferenz (ECAC) 
und die Internationale ZIvIlluftfahrtorganisation (ICAO) gibt. 
Diese erarbeiten ja auch solche Standards nach Massgabe 
der technischen Gegebenheiten. Wir sollten Im Sinne meines 
Antrages festlegen, dass Luftfahrzeuge «dem jeweiligen 
Stand der Technik, mindestens aber den International verein­
barten Mlndeststandards» entsprechen müssen. Das können 
wir verlangen. Jede Firma, auch die Swlssalr -Ich nehme an, 
auch alle anderen Gesellschaften -, Ist dazu In der Lage und 
dazu bereit. 
Ich bitte Sie also, meinen belden Anträgen zuzustimmen. 
Ökologische Anforderungen ja, aber - analog zur franzö­
slschsprachlgen Fahne - Im Rahmen des Möglichen und Im 
Rahmen des Im Vergleich zu den ausländischen Gesell­
schaften Vernünftigen. 

Hollenstein Pia (G, SG): Der Bundesrat erwähnt Im Kom­
mentar zu Artikel 27, auf Seite 6 der Botschaft, als eines von 
verschiedenen EntscheidungskrIterIen für die Ertellung von 
Konzessionen die «Berücksichtigung ökologischer Bedin­
gungen». Im Gesetz hat es der Bundesrat dann aber unter­
lassen, ökologische Kriterien zu erwähnen. Die KommIssi­
onsmehrheit hat diese Unterlassungssünde des Bundesrates 
mit der vorliegenden Ergänzung aufgehoben. So wird der 
Gesetzestext kongruent mit der Botschaft, mehr nicht. 
Da die Immissionen des Luftverkehrs welt höhere Zuwachs­
raten als diejenigen anderer Verkehrsträger aufweisen, 
drängt sich eine Anbindung an ökologische Mindeststan­
dards auf. Wir Grünen halten die ökologischen Probleme im 
Flugverkehr für derart gravierend, dass wir uns wünschten, 
die Konzesslonsertellung Im Falle konkurrenzierender Offer­
ten direkt von den ökologischen Leistungen der betreffenden 
Luftfahrtgesellschaften abhängig zu machen. 
Der Vorschlag der KommissionsmehrheIt Ist ein Minimum. 
Die Formulierung der Mehrheit - Herr Baumberger - hat 
nichts mit einer Strafaktion gegen die Swissalr zu tun. Heut­
zutage sollte diese Formulierung der Kommissionsmehrheit 
In Anbetracht der gravierenden Auswirkungen des Flugver­
kehrs eigentlich selbstverständlich sein. 
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Die grane Fraktion lehnt die MInderheItsanträge ab und bittet 
Sie, den Anträgen der Mehrheit zuzustimmen. 

Martl Werner (S, GL): Im Namen der SP-Fraktlon beantrage 
Ich Ihnen, der Mehrheit zuzustimmen und sowohl die Anträge 
der Minderheit als auch den Antrag Baumberger abzulehnen. 
Dass Herr Binder, Sprecher der Minderheit, mit der Ökologie 
wenig am Hut hat, verstehe Ich; dass sich seine Ablehnung 
aber bis Ins Luftfahrtgesetz hineinzieht, Ist fOr mich nicht un­
bedingt verständlich. Dass die Ökologie auch bel der Kon­
zesslonsertellung berackslchtigt werden muss, hat der Bun­
desrat bereits In seiner Botschaft festgehalten, und dass 
diese Voraussetzung eine wichtige Voraussetzung Ist, geht 
ebenfalls aus dem Text der Botschaft hervor. Es Ist deshalb 
nur richtig und auch logisch notwendig, dass diese Voraus­
setzung Im Gesetz selbst vorgesehen wird. Es Ist nicht so, 
dass das bereits andernorts geregelt wird, denn bei Artikel 27 
geht es um die Voraussetzungen fOr die Konzession; dann 
muss auch In den entsprechenden gesetzlichen Bestimmun­
gen festgehalten werden, welche Voraussetzungen verlangt 
werden können. 
Dass diesen Aspekten der Ökologie Rechnung getragen 
werden muss, sieht auch Herr Baumberger ein, denn nur so 
können AusbauwOnsche bel Flughäfen realisiert werden; an­
ders lässt es sich gar nicht machen. Mit seinem Antrag macht 
er aber meines Erachtens eine Kurve zuviel. Wenn Im Rah­
men des Möglichen ein ökologischer Betrieb gefordert wird, 
muss es der bestmögliche ökologische Betrieb sein. Wir ge­
hen belde davon aus, dass er ökologisch und möglich sein 
muss. Weil wir zwei Kriterien haben, das ökologische und 
das mögliche, muss es gezwungenermassen das bestmögli­
che sein. Es wäre sinnlos, wenn man hier eine Einschrän­
kung machen wOrde; dann wOrde man bel der einen Zielset­
zung einen Abstrich machen. 
Das gleiche betrifft den Abänderungsantrag Baumberger bel 
den Mlndeststandards. Es versteht sich von selbst, dass hier 
die schweizerischen, also die von uns vorgegebenen Min­
deststandards eingehalten werden massen. Es wäre nicht 
einzusehen, weshalb bel der Luftfahrt eine Ausnahme ge­
macht werden mOsste, wobei meines Wissens keine Unter­
schiede zwischen europäischen und schweizerischen Mln­
deststandards bestehen, so dass auch hier seine Präzlsle­
rung Ins Leere geht. 
Ich ersuche Sie deshalb, dem klarer gefassten Antrag der 
Mehrheit zuzustimmen und die MInderheitsanträge Binder 
und ebenso den Antrag Baumberger abzulehnen. 

Präsidentin: Die liberale Fraktion teilt mit, dass sie die Min­
derheit Binder unterstatzt. 

Maltre Jean-Phllippe (C, GE): A I'article 27, on a a traiter une 
adjonctlon qul resulte des travaux de la commlsslon sous 
forme d'une clause ecologlque. En realite, 11 s'aglt de savolr 
si nous voulons preclser ou non dans la 101 ce qul est un des 
objectlfs de la politlque aeronautlque suisse, ou une des con­
dltlons de la polltlque aeronautlque sulsse teile qu'elle est de­
crlte dans le message. 11 ne doit pas y avolr de dlvergence de 
point de vue avec le Conseil federal, qul dit tres clalrement 
que parml les criteres importants qul dolvent etre retenus, 11 y 
a la prise en compte des condltlons ecologlques. Cela figure 
tout a falt clalrement dans le message. 
La minorite Binder propose de bitter cette adjonctlon qul re­
suite des travaux de la commlsslon, et M. Baumberger, dans 
une proposition Individuelle, souhalte qu'on y apporte des 
nuances. 
En reallte, sur le fond, j'al bien le sentiment qu'on a affaire a 
un debat qul est une sorte de non-dlt apropos duquel une 
partie de la reponse se trouve aussl a I'artlcle 28. Je m'expll­
que. 11 y a lIeu dans ce debat de tralter des objectlfs essen­
tlels de la nouvelle politique aeronautlque sulsse. Apropos 
de la clause ecologlque de I'article 27, on constate en realite, 
et ya nous a ete dlt en commlsslon, qu'lI ne s'aglt de rien 
d'autre que de mettre dans la loi - ce qul est loglque pulsque 
c'est un objectlf essentlel - ce qul correspond en reallte a la 

pratique. On ne va pas plus loln que la pratique actuelle, qul 
respecte notamment un certaln nombre de conventions Inter­
nationales auxquelles la Sulsse, dans sa pratlque d'au­
jourd'hul, a d'ores et deja declde de faire reference. 
11 y a quand me me un certaln nombre de contradictlons, et 
Mme Hollenstein y falt alluslon de manlere assez clalre: on 
soutlent I'adjonctlon de la majorite de la commlsslon EI 
I'artlcle 27, EI savolr Inclure dans le texte de 101 ce qul est un 
objectlf Important de la polltlque aeronautlque suisse, la 
clause ecologlque, et on refuse cette meme adjonctlon EI 
I'artlcle 28, dont on dlscutera dans un Instant, quand iI s'agit 
de la desserte des aeroports natlonaux. 
Ii est assez stupeflant de volr que ce qui est un objectlf d'un 
cöte, devlent tout EI coup derisolre d'un autre cöte, et qu'on 
ne peut plus le soutenlr. Or, ces deux arguments sont lies, de 
par leur nature, parce que ce sont des objectifs Importants de 
la polltlque aeronautlque suisse nouvelle teile qu'elie est vou­
lue par le Conseil federal, comme IIle dlt dans son message. 
et 11 est legitime qu'lIs flgurent dans la 101. 
lis sont egalement lies pour une autre raison. SI, a I'artlcle 28, 
vous ne soutenez pas la clause de desserte des aeroports 
natlonaux, cela slgnlfle, Impllcltement en tout cas, que vous 
etes d'accord avec des concentratlons Indesirables sur un 
seul aeroport. C'est evidemment Indeslrable egalement du 
point de vue ecologique. 
Ii s'aglt donc, a cet egard, d'etre ralsonnable. La disposition 
prevue a I'artlcle 27, dans la teneur retenue par la majorite de 
la commlsslon, recuellie l'adMslon du groupe democrate­
chretlen, et nous la soutlendrons. 

Präsidentin: Die Fraktion der Freiheits-Partei unterstOtzt bel 
Artikel 27 die Minderheit, und die LdU/EVP-Fraktlon unter­
statzt die Mehrheit. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Das Monopol wird 
aufgehoben, und es geht In diesem Artikel um die flankieren­
den Massnahmen. 
Sie haben vielleicht auf der Fahne gesehen, dass Ich zur Min­
derheit gehöre, auch In diesem Fall. Ich werde hier nach be­
stem Wissen und Gewissen die Meinung der KommIssIons­
mehrheit vertreten. 
Artikel 27 regelt die Ertellung von Betriebsbewilligungen an 
Unternehmer mit Sitz In der Schweiz. Die bisher hauptsäch­
lich in der Verordnung festgehaltenen Voraussetzungen fOr 
eine BetriebsbewIllIgung werden mit dieser Revision In das 
Luftfahrtgesetz aufgenommen. 
Zu den Minderheitsanträgen und den Anträgen Baumberger: 
Zu Artikel 27 Absatz 2 Litera b und Litera e: Im Absatz 2 
Litera b will die Mehrheit die Ergänzung, die bereits erwähnt 
wurde, und zwar muss eine Unternehmung fOr eine Betriebs­
bewIllIgung nicht nur den «sicheren .. , sondern auch den 
«ökologisch bestmöglichen Betrieb .. Ihrer Luftfahrzeuge ge­
währleisten. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit soll die 
ErfOliung ökologischer Kriterien eine Voraussetzung bei der 
Erteilung einer Betriebskonzession sein. Mit dieser Revision 
will man die Möglichkeit schaffen, die Aspekte der Ökologie 
auf Gesetzesstufe zu verankern. 
Zum Antrag Baumberger: Er lag der Kommission nicht vor. 
Herr Baumberger will den Antrag der Mehrheit noch um die 
Formulierung «Im Rahmen des Möglichen .. ergänzen. Ich 
persönlich könnte diesem Antrag zustimmen. 
Der Flugverkehrsmarkt Ist ein Wachstumsmarkt. Es Ist des­
halb eine realistische Annahme, dass das Verkehrsvolumen 
In Zukunft noch weiter zunehmen wird. Die Fluggesellschaf­
ten und die Flughafenbetreiber, nicht aber die Anwohnerin­
nen und Anwohner werden davon Nutzen haben. Deshalb 
will die Mehrheit mit dieser Ergänzung einen sinnvollen öko­
logischen Einsatz der Flugzeuge sicherstellen, Insbesondere 
was die regionale Verteilung betrifft. 
FOr die Kommissionsminderheit Ist die Ergänzung unter 
Litera b eine hehre Absicht, die der Wirklichkeit nicht stand­
halten kann. Damit verschärft man die International gOltlgen 
Vorschriften. Die geltenden Gesetze in unserem Land - Sie 
haben es von Kollega Binder gehört - gehören zu den slcher-
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sten und strengsten auf der Welt, und dies soll gemäss An­
trag der Minderheit genügen. 
Die Kommission hat mit 13 zu 9 Stimmen dieser Ergänzung 
zugestimmt. Ich bitte Sie, auch bel Artikel 27 Absatz 2 Lite­
ra b dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 
In Artikel 27 Absatz 2 Litera e geht es ebenfalls um Kriterien 
für die Erteilung von Betriebsbewiliigungen. Es soll sicherge­
stellt werden, dass die Luftfahrzeuge, die die Unternehmen In 
Betrieb haben, ebenfalls dem Stand der Technik entspre­
chen und dass sie den Mlndeststandards bezüglich Lärm und 
Schadstoffen ebenfalls genügen. Die technischen Mlndest­
standards sollen also nicht im nachhinein ergänzt werden, 
sondern bereits bel der Erteilung der Betriebsbewilligungen. 
Zum Antrag Baumberger: Mit diesem - von mir aus gesehen 
vernünftigen - Antrag soll hier ergänzt werden, dass man den 
Internationalen Standards nachlebt und diese nicht zusätz­
lich noch ergänzt oder verschärft. Diese Mlndeststandards 
sollen also durch die International vereinbarten Mindestvor­
aussetzungen ergänzt werden. 
Ich bitte Sie Im Namen der Mehrheit der Kommission, 
Artikel 27 Absatz 2 Buchstaben bund e entsprechend ihrem 
Antrag zuzustimmen. 
Persönlich werde Ich dem Antrag Baumberger zu Artikel 27 
Absatz 2 Buchstabe e zustimmen. 

Leuenberger MOritz, Bundesrat: Der Bundesrat hält an sei­
ner eigenen Variante als erste Priorität fest. Zweite Priorität 
hätte die Formulierung von Herrn Baumberger, und die dem 
Bundesrat am wenigsten angenehme Lösung wäre diejenige 
der Minderheit. 
Sie müssen sehen, dass es - wie immer diese Bestimmung 
dann formuliert sein wird - einer gewissen Interpretation den­
noch bedarf. Was helsst schon «ökologisch bestmöglicher» 
Flugverkehr? Die sauberste Methode Ist wahrscheinlich ein 
Segelflugzeug, das gar nicht erst angeschleppt wird. Wir wer­
den nicht darum herumkommen, da gewisse Interpretationen 
zu machen. Die Formulierung Baumberger geht da sicher in 
die gesetzgeberlsch optimale Richtung. 

Abs. 1,2 Bst. a, c, d-AI. 1, 2 let. a, c, d 
Angenommen - Adopta 

Abs. 2 Bst. b - AI. 2 let. b 

Abs.2 
Mehrheit 
Das Departement prüft bel der Erteilung .... liegen, und be­
rücksichtigt dabei namentlich die Bedienung der nationalen 
Flughäfen. 
Minderheit 
(Fischer-Seengen, Bezzola, Binder, Diener, Glezendanner, 
Hegetschweiler, Hollenstein, Hubacher, Theiler, Vetterli) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Vogel, Beguelln, Bezzola, Christen, FridericI, Maitre) 
. ... und Tarifpflicht. Im Regionalverkehr trägt er den besonde­
ren Bedingungen der Regionalflughäfen Rechnung. 

Antrag Simon 
Abs.2 
Gemäss Mehrheit 
Abs. 2bis (neu) 
Zu diesem Zweck strebt das Departement beim Abschluss 
von bilateralen Abkommen die Mehrfachbezeichnung an. 

Antrag Gros Jean-Michel 
Abs.5 
. ... der Flugplan-, Betriebs- und Beförderungspflicht. Er kann 
das Verfahren betreffend die Notlfizlerung der Tarife regeln. 

Art. 28 
Proposition de la commission 
AI. 1 
AdMrer au projet du Conseil federal 

AI. 2 
Major/ta 
Lors de la delivrance d'une concesslon, le departement exa­
mine en partlculier si les vols sont d'lnterAt public et tlent 
compte, a cet effet, de la desserte des aeroports natlonaux. 
Minor/te 
(Flscher-Seengen, Bezzola, Binder, Diener, Glezendanner, 
Hegetschweiler, Hollenstein, Hubacher, Theiler, Vetterli) 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Abstimmung - Vote 

Eventuell- A mre prallmlnaire 
Für den Antrag Baumberger 
Für den Antrag der Mehrheit 

79 Stimmen AI. 3, 4 

Definitiv - Dafinitivement 
Für den Antrag Baumberger 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2 Bst. e - AI. 2 let. e 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre pralimlnalre 
Für den Antrag Baumberger 
Für den Antrag der Mehrheit 

Definitiv - Dafinltlvement 
Für den Antrag Baumberger 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 3, 4 -AI. 3, 4 
Angenommen - Adopta 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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75 Stimmen AdMrer au projet du Conseil federal 

AI. 5 
94 Stimmen Major/ta 
62 Stimmen AdMrer au projet du Conseil federal 

Mlnor/te 
(Vogel, Beguelin, Bezzola, Christen, Friderlcl, Maltre) 
.... et de tarifs. Dans le trafic regional, iI tlent compte des con­
dltlons partlculieres propres aux aeroports reglonaux. 

Proposition Si mon 
90 Stimmen AI. 2 
68 Stimmen Selon la majorite 

AI. 2bis (nouveau) 
Dans ce but, le departement veillera a obtenir, lors de toute 

105 Stimmen negoclatlon bilaterale, des «deslgnatlons multiples» po ur les 
57 Stimmen drolts de trafic. 

Proposition Gros Jean-Mlchel 
AI. 5 
.... en matiere d'horaire, d'exploitatlon et de transport. 11 peut 
regler la procedure de notiflcation des tarifs. 

Fischer-Seengen Ulrlch (R, AG), Sprecher der Minderheit: 
Wie wir gesehen haben, besteht das Ziel dieser Revision 
darin, eine Marktöffnung herbeizuführen und die Vorzugs-
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stellung der Swlssalr gegenüber anderen schweizerischen 
Fluggesellschaften aufzuheben. 
Ich möchte hier festhalten, dass von einem Monopol In einem 
engeren Sinne nicht gesprochen werden kann. Die Swlssalr 
hat auf Internationalen Strecken nirgends das absolute Mo­
nopol, da alle Strecken in Konkurrenz mit ausländischen Ge­
sellschaften beflogen werden. Die Vorzugsstellung betrifft 
also nur die Position gegenüber schweizerischen Gesell­
schaften. Das noch zur KlarsteIlung. 
Die Marktöffnung bedingt nun aber, dass man so wenig staat­
liche Eingriffe wie möglich vorsieht. Wenn man staatliche 
Eingriffe machen will, dann soll man sich auf solche be­
schränken, welche der Sicherheit dienen, welche die ausrei­
chende Qualifikation der Gesellschaft und Ihre wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit betreffen sowie die Reziprozität gegen­
Ober dem Ausland beinhalten. Es kann aber nicht angehen, 
dass die Ertellung von Streckenkonzessionen vom Anfliegen 
bestimmter Flughäfen und von der Berücksichtigung regiona­
ler Anliegen abhängig gemacht wird. 
Die Fluggesellschaften stehen in einem harten wirtschaftli­
chen Wettbewerb. Das verlangt von diesen Fluggesellschaf­
ten, dass sie optimal operieren können, denn sie tragen das 
wirtschaftliche Risiko. Die Swissair erhält - wie Sie wissen -
keine Subventionen, im Gegensatz zu den Bahnen. Die 
Swlssair operiert ohne staatliche Unterstützung. 
Zu dieser wirtschaftlichen Verantwortung, zu diesem wirt­
schaftlichen Risiko gehört als Pendant selbstverständlich, 
dass jene Flughäfen angeflogen werden können, die vom 
Passagieraufkommen her am günstigsten sind, die in wirt­
schaftlicher Hinsicht am meisten Möglichkeiten bieten. Der 
Markt soll bestimmen, welche Flughäfen angeflogen werden, 
nicht die Politik. 
Der Eingriff des Staates In die Wahl der Destinationen Ist eine 
Beeinträchtigung der Wirtschaftlichkeit und muss deshalb 
abgelehnt werden. Wenn man das trotzdem wollte, dann 
müsste man wie bel den Bahnen das Bestelisystem einfüh­
ren und gewissermassen eine gemeinwirtschaftliche Lei­
stung mit entsprechenden Subventionen abgelten. Das wol­
len wir aber nicht. 
Die Swlssalr hat 13 von 519 wöchentlichen Flügen von Genf 
nach Zürich verlegt; das sind 3 Prozent des Verkehrs in Genf. 
Die Swissalr ist aber nach wie vor einer der grössten Arbeit­
geber in Genf. Zudem sind diese internationalen Flüge durch 
einen Shuttle Genf-Zürich kompensiert worden, der bel 
Langstreckenflügen gratis angeboten und auch erfolgreich 
betrieben wird, wie die Verkaufszahlen zeigen. 
Ich verstehe deshalb die Weltuntergangsstimmung, wie sie 
von gewissen Politikern verbreitet wird, nicht. Diese Weltun­
tergangsstimmung ist nicht am Platz. Es gibt keinen Grund, 
den Luftverkehr mit einem staatlichen Korsett von Vorschrif­
ten Ober die Bedienung von Flughäfen zu erschweren. 
Ich habe es bereits erwähnt und möchte es noch einmal er­
wähnen: Die Flughäfen sind zur Bewältigung des nachge­
fragten Luftverkehrs da. Der Luftverkehr ist nicht wegen der 
bestehenden Flughäfen da. Diesen Unterschied müssen wir 
machen. Wir sollten also das Pferd nicht am Schwanz auf­
zäumen. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Mehrheit im liberalisierten Luft­
verkehrsrecht abzulehnen und In dieser Frage dem Antrag 
der Minderheit zuzustimmen. 

Vogel Danlei (R, NE), porte-parole de la minorite: Dans le 
message accompagnant la revision de la loi sur I'aviation, le 
Conseil federal mentionne la desserte adequate des diverses 
regions du pays comme I'un des objectlfs de la politique ae­
ronautique suisse. 
Pour que cette affirmation ne reste pas une clause de style, 
11 aurait ete necessaire que la concretisation de cette affirma­
tion figure dans la 101. Gette absence lalsse planer des doutes 
sur les intentions reelles du Gonseil federal. J'ai des doutes 
pas seulement sur la problematlque qul concerne les aero­
ports Internatlonaux de Kloten et de Gointrin, mais aussl sur 
les intentions reelles de I'administration en ce qui concerne 
les aeroports reglonaux. 

Monsieur le Gonseiller federal, je suls bien d'accord avec 
vous que Zurich fait partie du pays, mals je tiens aussi a rap­
peler que le pays ne s'arr~te pas aux alentours de Zurich, et 
rappeier egalement que la 101 sur I'aviatlon s'applique Ei tous 
les aeroports de Suisse. Si la revision en cours dolt tenter de 
regler les problemes poses par Swlssalr Ei Gointrin, elle doit 
aussi lalsser une place a la prise en consideratlon des partl­
cularites regionales en matlere de transports aerlens. Plu­
sieurs regions ont compris I'importance economlque de leurs 
aeroports reglonaux. 11 s'agit de petlts aeroports comme 
Berne, Lugano, Sion, La Ghaux-de-Fonds, Samedan, etc. 
Ge sont les autorites regionales, cantons et communes, qul 
ont developpe ces Infrastructures ou sont en train de le faire. 
Ges efforts sont consentis en mobillsant les moyens flnan­
ciers propres de ces regions. 11 faut donc des conditions-ca­
dres qul nous assurent que la politlque aeronautique du Mur 
permette et soutienne les Initiatives et les actlons des re­
gions. Gette necessite doit ~tre prise en compte en partlculier 
et principalement au niveau de l'Office federal de I'avlatlon ci­
vile (OFAG). 
Au moment ou se met en place le plan sectoriel de l'lnfra­
structure aeronautique, iI est judicleux d'ancrer dans la 101 un 
principe general qul reconnalsse l'lmportance du transport 
aerien pour les regions decentralisees qul disposent d'un 
aeroport regional. Pour ces regions, le transport aerien est 
devenu un facteur determlnant de promotion economlque. Le 
Tessin, les Grisons, le Valais, Salnt-Gall et Neuchätel ont 
compris ce que signifie le transport aerien pour leurs Indus­
tries, pour leur tourisme. IIs appreclent les atouts que repre­
sente pour leur region le falt par exemple de pouvolr ~tre di­
rectement relles a l'Europe, sans sublr les desagrements 
d'une situation geographlque desavantageuse et les Incon­
venients de voles de communlcatlon insuffisantes. 
Le transport aenen regional est un instrument de la politlque 
des transports dont le coOt est aisement maTtrisable au ni­
veau des entites economlques regionales. La mise en valeur 
et I'exploitation de ces infrastructures aeronautiques est un 
espoir pour I'avenlr des regions decentralisees. Mals, po ur 
cela, iI faut des condltions-cadres qui reconnaissent la specl­
ficit8, les partlcularltes propres aux regions. 11 ne s'agit pas de 
laisser libre cours a l'lmaglnatlon des regions et de cautlon­
ner une politique desordonnee. Dans notre esprit, conditlon­
cadre signifie aussl necessite de coMrence entre les aero­
ports regionaux de notre pays. 
En resume, nous demandons que I'OFAG supervise, mais 
laisse une marge de manoeuvre aux aeroports regionaux. 
Gette coMrence juridique repose pour l'lnstant unlquement 
sur le statut concesslonne des aeroports regionaux. Je vous 
invlte donc a soutenlr ce point de vue et a completer la 101 sur 
I'aviation en y Inscrlvant Ei I'alinea 5 de I'artlcle 28 la recon­
nalssance des particularit8s propres aux aeroports reglonaux. 

Simon Jean-Charles (G, VD): Permettez-mol tout d'abord de 
vous avouer mes Inter~ts: je suls admlnistrateur de SWA, 
cette compagnie aenenne dont les vols Intercontlnentaux au 
depart de Geneve debuteront cette annee encore. Le projet 
SWA est ne, rappelons-Ie, pour combler les besolns Indis­
pensables en liaisons aerlennes dlrectes de la Sulsse ro­
mande a la suite de la defectlon de Swlssalr et de I'abandon 
de ses devoirs confederaux. 
G'est trop peu dire que ces modiflcatlons de la loi sur I'avla­
tion sont les bienvenues. En fait, rien ne justifie plus le mono­
pole obsolete de SWissalr, et le pire qul pourralt arriver c'est 
que nous concoctions une loi qul permettrait de le malntenlr 
malgre tout sous une forme plus ou molns grosslerement ma­
quillee. Gette 101 doit ~tre changee tout simplement pour que 
les Inter~ts elementalres des regions solent defendus. G'est 
pourquol 11 est indispensable a mes yeux que la proposition 
de la majorIte a I'alinea 2 de I'article 28 soit retenue. Mals 11 
ne suffit pas de dire qu'on tlendra compte de la desserte des 
aeroports nationaux, encore faut-II pouvoir le faire. Gar, Ei 
quoi cela servlrait-iI de pretendre soutenlr les aeroports natio­
naux si ceux-ci n'avalent aucune ligne a offrir a leur «home 
carrier», comme on dit? Ge serait un parfait marche de du­
pes, et au-dela de I'avlatlon, un sale coup, un de plus, porte 
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a la coheslon nationale. C'est donc bien acette place precise 
qu'lI convlent d'lnslster dans la 101 sur I'absolue necesslte de 
la «designation multiple». 
S'iI fallait trouver encore un autre argument pour etayer ma 
proposition, 11 me suffiralt de reprendre I'exemple sulvl par le 
rapporteur de langue fran~alse, celul de ces lignes que 
Swlssalr, actuelle seule detentrice des drolts de traflc, falt 
operer par des avions et des equlpages etrangers via une ca­
pltale etrangere, empechant ainsl une compagnle sulsse 
d'entrer sur le marche. 
Bref, le traflc aMen est en plelne expansion, la technologie 
en plelne evolution. Le congestionnement de Kloten est deja 
a I'ordre du jour. Le developpement non seulement des 
autres aeroports natlonaux, mais aussi, demaln, de certalns 
aeroports reglonaux, comme le disalt tout a I'heure M. Vogel, 
est donc a prevolr serieusement. 
C'est parce qu'lI faut penser a I'avenir que je vous demande 
de soutenlr ma proposition a I'artlcle 28 alinea 2bls, Incitant 
le Conseil federal a negocier des droits de trafic en pensant 
desormals toujours a plusleurs compagnles sulsses, et non 
pas comme au temps revolu du monopole, a une seule. 

Gros Jean-Mlchel (L, GE): A I'alinea 5 de I'artlcle 28, nous 
donnons au Conseil federal la competence de regler la pro­
cedure pour I'octrol des concesslons de routes. C'est une de­
legation de competence Importante, et nous devons acette 
fin etre sürs de I'usage qU'en fera notre Gouvernement. 
Ma proposition vlse a exclure les tarifs fixes par les compa­
gnles des obligations a respecter pour I'obtention d'une con­
cesslon. On peut bien sür se dire que le Conseil federal, ou 
plus preclsement l'Offlce federal de I'avlatlon clvlle, ne fera pas 
usage de cette posslbllit8. A cet argument, je repondral cecl. 
1. Le message est peu clalr a ce sujet. 
2. Les experiences passees nous Incltent a etre prudents. Ii 
semble en effet bel et bien que des tarifs particulierement 
avantageux aient joue un röle non negligeable dans de re­
cents refus de concession. 
Ce qul est par contre tout a falt clalr dans le message (p. 9), 
c'est la phrase sulvante: « .... au niveau europeen, I'approba­
tlon des tarifs par les Etats n'exlste plus». Ii existe par contre, 
semble-t-II, une obligation de notifler les tarifs pour I'explolta­
tlon d'une Iigne aerienne. C'est la raison pour laquelle ma 
proposition ne se borne pas a biffer purement et slmplement 
le terme «tarifs» a I'alinea 5, mals bien a donner au Conseil 
federal la competence de regler la procedure de notification 
des tarifs, sans que ceux-cl pulssent devenlr pretexte a un re­
tus de concesslon. 
Soyons clalrs. Nous pensons que l'ldee que I'autorite puisse 
se prononcer sur les tarifs est contraire atout le processus de 
liberalisatlon du trafic aenen. On remarque d'ailleurs qu'une 
teile täche devlent pratlquement impossible a rempllr des lors 
que les tarifs de reference n'ont, a I'heure actuelle, qu'une va­
leur Indlcatlve, les marchandages ayant malntenant quasl­
ment force de 101. Mals 11 ne s'aglt pas non plus d'octroyer des 
concesslons ades compagnles pratlquant des tarifs telle­
ment bas que ceux-ci ne permettralent plus la maintenance 
des avlons. SI la securite des vols devalt etre mise en cause, 
le Conseil federal garderait la posslbilite de retuser une con­
cesslon et me me I'autorisatlon d'exploltatlon, gräce notam­
ment a I'artlcle 27. 
Je vous demande donc d'accepter cette proposition qui est 
dans le drolt fU de la legislatlon Internationale. Elle reste ega­
lement dans I'esprit qul a preside acette modificatlon de la loi 
sur I'avlatlon, solt une timide IIberalisatlon de I'espace aMen 
sulsse. 
Encore un mot sur la procedure de vote. Ma proposition ne 
s'oppose en aucun cas a la minorite Vogel, que je soutlens 
par ailleurs. Ii convlendralt donc a mon avis de voter separe­
ment sur ma proposition qul complete la version du Conseil 
federal, et seulement ensulte sur le complement de la mlno­
rite qul concerne les aeroports reglonaux, solt un tout autre 
sujet. 

Hollenstein Pla (G, SG): Ich spreche zu Artikel 28 Absatz 2. 
Der Antrag der Kommissionsmehrheit bringt zum Ausdruck, 
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dass es vielen mit der liberalisierung doch nicht so recht 
ernst Ist. Wenn wir mit dem Gesetz die liberalisierung er­
möglichen wollen, ist es nicht logisch, gleichzeitig dem De­
partement vorzuschreiben, dass bel der Konzesslonsertei­
lung die Bedienung der nationalen Flughäfen berücksichtigt 
werden muss. 
Aus der Sicht der grünen Fraktion Ist es unsinnig, eine solche 
Verpflichtung im Gesetz zu verankern. Die Konzesslonsertei­
lung muss viel eher von der Bedarfsnachfrage abhängig ge­
macht werden. Wenn wir schon wieder einschränken wollen, 
wären auch hier ökologische Kriterien viel eher gerechtfertigt. 
Es dürfte Im Gesamtinteresse liegen, dass bel konkurrieren­
den Offerten dasjenige Unternehmen die Konzession erhält, 
das am ehesten Gewähr für den am wenigsten umweltbela­
stenden Betrieb bietet. 
Ich bitte Sie Im Namen der grünen Fraktion, der Kommissi­
onsminderheit und dem Bundesrat zuzustimmen. Damit wird 
dem Bundesrat die Gelegenheit offengehalten, die bestmög­
liche Streckenkonzession zu erteilen. Wenn Sie der Mehrheit 
zustimmen, muss der Bundesrat die Bedienung der nationa­
len Flughäfen berücksichtigen, auch wenn der wirtschaftliche 
Bedürfnisnachweis fehlt. Das Ist ein Unsinn. 
Bel Absatz 5 unterstützt die grüne Fraktion die Mehrheit. 

Maltre Jean-Phiiippe (C, GE): L'artlcle 28 alinea 2 exprime 
qu'iI est necessaire de tenir compte de l'lnteret public au mo­
ment de I'octroi de la concesslon. La majorite de la commis­
slon a voulu par une Indlcatlon complementalre mettre en evi­
dence I'un des aspects de cet Interet public, a savoir la des­
serte des aeroports nationaux. Ii est evident qu'lI s'aglt Ici 
d'un enjeu fondamental; c'est meme I'un des enjeux les plus 
importants de la revision de la 101. 
La minorite Flscher-Seengen voudralt totalement blffer ce 
complement qul a ete porte a la definition de l'lnteret public 
prevu a I'article 28 alinea 2. Ce falsant - et iI faut que les cho­
ses soient tres clairement dites -,la minorite va contre la vo­
lonte du Conseil federal. En effet, ce dernler a exprime de 
manlere expliclte, en page 6 de son message, que la des­
serte des aeroports sulsses constltualt un des objectifs de la 
revision legislative parce que ~ constltuait un des objectifs 
de la nouvelle polltlque aeronautlque sulsse. C'est tres clai­
rement exprime dans le message. 
Je voudrais vous dlre que tout recemment encore M. Leuen­
berger, conseilier federal, 10rsqu'lI a accorde a I'aeroport In­
ternational de Geneve une concesslon-cadre dans le cadre 
du programme d'lnvestlssement de I'ordre de 450 millions de 
francs sur 10 ans qul va etre engage a Geneve, a eu des pro­
pos tout a falt Importants. Je me permets de vous clter la con­
cession-cadre: «En ce qul concerne les aeroports natlonaux, 
les objectifs suivants sont deja connus. La Suisse ne doit pas 
rester une t1e en matlere de polltlque de transports aerlens; 
les aerodromes, en partlculier les aeroports natlonaux et re­
glonaux, sont des portes Importantes s'ouvrant sur les re­
gions volslnes, l'Europe et le monde. 11 est capltal que ces 
portes restent ouvertes. Le concept des aeroports natlonaux 
decentralises, a savolr Bäle, Geneve et Zurich, dolt etre 
malntenu. Leur capacit8 concurrentlelle au niveau Internatio­
nal dolt etre garantie.» On pourralt crolre que c'est mol qul ai 
ecrit ce texte, mals non, c'est une plume beaucoup plus auto­
risee que la mlenne, c'est celle de M. Leuenberger, conseiller 
federal, qul ajoute: «L'agrandlssement et la modernlsatlon de 
Zurich sont en marche - pulsqu'on se refere aussl a un pro­
gramme de Geneve sur lequel porte la concession-cadre -, iI 
s'agit a present de prendre en compte l'lnteret de I'ouest de 
la Sulsse a conserver un acces au trafic aerlen International 
et Intercontinental et a etre en mesure de le consolider. Par 
ailleurs, privee de cet acces, la Geneve Internationale, qui a 
largement contribue au rayonnement de la Sulsse, risquerai1 
de connaitre un declin Inquletant.» On ne sauralt mleux dlre, 
et c'est M. Leuenberger, conseiller fllderal, qul le dlt. 
Ii ne s'aglt pas, Monsieur Flscher-Seengen, d'lmaglner qu'on 
va mettre un corset etatlque en parlant de la desserte des 
aeroports natlonaux comme objectif de la politlque aeronau­
tique sulsse nouvelie. Je dols dire qu'en falt de corset eta­
tlque, on ne falt pas mieux que le monopole que nous som-
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mes en train d'abandonner. 11 s'agit slmplement, en flxant 
dans la 101 cet objectlf essentlel comme on I'a falt apropos de 
la clause ecologlque, de confirmer, d'une part, une Intention 
tres clalrement mentlonnee par le Conseil federal dans le 
message et, d'autre part, par cette Indlcatlon polltlque evi­
dente, de permettre aux aeroports de developper enfin une 
politlque promotionnelle qu'lIs n'ont pas aujourd'hui la capa­
cite de developper de maniere suffisante parce que I'interet 
des aeroports n'est pas encore reconnu comme objectlf de la 
polltlque aeronautlque sulsse. Volla pourquol la version de la 
majorlte a I'artlcle 28 alinea 2 est extremement Importante et 
qu'iI faut la voter, de meme qu'lI est parfaltement coMrent de 
soutenlr la proposition de minorite Vogel. 
En ce qul conceme la proposition Simon, elle est tout a fait 
coMrente avec le contenu de I'artlcle ou on parle de la desi­
gnation multiple apropos des compagnles etrangeres, et iI 
seralt loglque d'adopter aussl pour les compagnies sulsses 
ce qu'on a estlme pertlnent de faire pour les compagnles 
etrangeres. La proposition Simon est donc parfaitement co­
Mrente et elle devralt etre soutenue. 
Quant a la proposition Gros Jean-Mlchel, elle ne devralt sou­
lever aucune difficulte des lors que M. Gros prevoit la compe­
tence du Conseil federal de regler la procedure de notlflcation 
en matlere de tarifs. C'est parfaltement eurocompatible, et 
c'est une disposition, une competence reslduelle, qul dolt ef­
fectlvement demeurer en malns du Conseil federal. Sur le 
fond, pretendre aujourd'hul par une disposition de caractere 
legal ou reglementalre, que ce solt au niveau de I'ordon­
nance peu Importe, regler ce qui est du niveau des tarifs, 
c'est evldemment une vaste illusion. Tout le monde sait 
aujourd'hul que les tarifs se negoclent et que n'ont en reallte 
guere de valeur ceux qul sont Imprlmes dans une publication 
ou dans un horaire; ils sont tres rapldement depasses par la 
reallte. 
Voila la raison pour laquelle la proposition Gros Jean-Michel, 
qul malntlent la competence du Conseil federal, mals unlque­
ment en cas de notlficatlon des tarifs, est tout a falt adequate 
et, au demeurant, parfaltement eurocompatlble. 

Burgener Thomas (S, VS): In Artikel 28 Absatz 2 hat die 
Kommissionsmehrheit eine Bestimmung eingeführt, wonach 
künftig bel der Ertellung von Streckenkonzessionen darauf 
geachtet wird, ob die gesuchsteIlende Gesellschaft die natio­
nalen Flughäfen und somit auch Genf-Colntrin bedient. Die 
SP-Fraktlon kann sich grossmehrheitlich der Kommissions­
mehrheit anschllessen. 
Bundesrat Leuenberger hat In seinem Votum zum Schluss 
der Eintretensdebatte gesagt, dass weder der Bundesrat 
noch das Departement und erst recht nicht das Bundesamt 
für ZIvilluftfahrt entscheidet, wer wohin fliegt, sondem dass 
dies der Markt entscheiden wird. Das Ist Im Grundsatz sicher 
richtig. Trotzdem gibt die neue Bestimmung In Absatz 2 von 
Artikel 28 den zuständigen Behörden die Möglichkeit, jener 
Gesellschaft den Vorzug zu geben, die auch andere Flughä­
fen als beispielsweise nur Kloten berücksichtigt. Wenn nach 
Ablauf des Swlssalr-Monopols sich beispielsweise neben der 
Swlssalr auch eine Westschweizer Gesellschaft für eine be­
stimmte Destination bewirbt, so soll jene Gesellschaft den 
ZUschlag erhalten, die belde Flughäfen berücksichtigt. 
Herr Fischer hat gesagt, man solle die staatlichen Eingriffe li­
mitieren. Meines Erachtens, wenn man diesen Artikel richtig 
Interpretiert, Ist dies eben kein staatlicher Eingriff, sondem le­
diglich eine Bevorzugung jener Gesellschaft, die eine best­
mögliche Bedienung für Flugpassagiere anbietet, Indem sie 
nicht nur von einem Flughafen abfliegt. 
Auch Frau Hollenstein hat In etwa In dieselbe Kerbe gehauen 
wie Herr Fischer. Es geht nicht darum, dass die zuständigen 
Instanzen bestimmen, dass eine Gesellschaft ab Flughafen 
X oder Y abfliegen muss, sondern es geht lediglich darum -
nun wiederhole Ich mich -, dass bei mehreren Bewerbungen 
Jene Gesellschaft den Zuschlag erhält, die nicht nur einen 
Flughafen berücksichtigt. Hier wird also voll der Markt spie­
len: Jene Gesellschaft, die ab Zürich und ab Genf fliegt, wird 
künftig den Vorzug gegenüber jener Gesellschaft haben, die 
eben nur ab einem Flughafen abfliegt. 

In bezug auf Artikel 28 Absatz 5 unterstützt unsere Fraktion 
die Mehrheit der Kommission. 

Christen Yves (R, VD): Dans I'artlcle 28 alinea 2, iI s'agit des 
condltlons de I'octrol des concesslons de routes. 
Le Conseil federal prevoit de tenir compte de I'interet public 
des vols. Dans le message, 11 complete cette notion assez va­
gue en fixant les principaux criteres de la manlere sulvante: 
capaclte de I'entreprise a assurer les services pendant au 
molns deux p9riodes d'horalre, quallte du prodult, prix, usage 
judlcieux des drolts concedes, condltlons ecologlques. Mals, 
a ce propos, 11 est surprenant d'entendre Mme Hollenstein -
qul n'est plus la d'ailleurs - et son groupe se referer a la 101 
du marcM, alors que precisement son groupe a sou halte In­
troduire des criteres ecologlques pour I'autorisatlon d'explol­
tation figurant a I'artlcle 27 - ce qu'iI a obtenu. Mals, Madame 
HOllensteln, les lols du marcM ne respectent pas forcement 
les lols de la nature, nl ce lies de la coMslon nationale que 
par ailleurs vous soutenez tres souventl 
Parml ces criteres, dans le message, iI y a evldemment celul 
de la desserte des aeroports suisses. C'est un des elements 
centraux de la loi. Le Conseil federall'affirme au chiffre 12 
page 4 du message, qu'i1 consacre aux objectifs de politique 
aeronautlque suisse. 11 dit: « .... iI faudra prendre en compte 
l'lnteret qu'ont les differentes regions du pays a disposer 
d'une offre adequate." Le Conseil federal prevolt de fixer des 
crlteres dans I'ordonnance d'execution. Or, une forte minorite 
du groupe radlcal pense qu'lI est necessaire de donner des 
assurances a toutes les regions concemees du pays - Ge­
neve, Bäle, Beme, le Tessln -, et d'lnscrire cet obJectlf polltl­
que dans la 101. Un refus du Parlement ne ferait qu'accentuer 
le sentiment qu'lI s'agit d'une 101 alibi, qui n'auralt pas I'effet 
escompte sur la desserte des aeroports sulsses. 
Nous sommes consclents, avec M. FIscher-Seengen, que 
les aeroports sulsses seront en priorite desservls par la 101 du 
marcM. Mals l'lnteret general - et c'est un objectlf de polltl­
que du Conseil federal- dolt Icl aussi, comme pour Telecom 
PTT, etre prls en conslderatlon. 
Je vous propose donc, comme une forte minorite du groupe 
radicai, d'accepter la proposition de la majorite de la commls­
slon a I'artlcle 28 alinea 2. 

Theller Georges (R, LU): Wir haben es hier mit einer Grund­
satzfrage zu tun - mit der Grundsatzfrage, ob wir von selten 
der Politik In Zukunft auch Im Luftverkehr auf die Verkehrs­
wirtschaft Einfluss nehmen wollen oder eben nicht. 
Wir haben diesbezüglich im Verkehrsbereich bereits sehr 
viele Fehler gemacht - zu viele Fehler, meine ich. Ich denke 
hier vor allem an die Bahnen. Ich könnte Ihnen mehrere Bei­
spiele aufzählen, beginnend von der Seetalbahn bis zur 
Strecke von Luzem nach Küssnacht. Da wurde - selbst ge­
gen den Willen der SBB - von der Politik dafür gesorgt, dass 
solche linien nun für sehr teures Geld ausgebaut werden, 
obwohl wir alle wissen und man nachweisen kann, dass da­
mit nie ein vemünftlger Auslastungsgrad erreicht werden 
kann. 
Wir tendieren heute In diesem Saal mit diesem Antrag In die 
genau gleiche Richtung, Indem wir nun den Fluggesellschaf­
ten vorschreiben wollen, was sie In Zukunft zu tun haben wer­
den. Wenn wir das schon tun würden, müsste man sich aber 
auch die Frage stellen, ob wir hier nicht auch zu einem Be­
stellsystem übergehen müssten, wie wir das künftig bel den 
Bahnen machen. Dann müssten wir konsequenterwelse je­
nen, welche diese Bestellung aufgeben, nämlich in diesem 
Fall dem Kanton Genf, auch die entsprechenden Verluste an­
lasten, sollten sie in Zukunft entstehen. 
Es gibt auch noch einen zweiten grundsätzlichen Hinweis: In 
der Botschaft sind auf Seite 6 die Kriterien aufgeführt, welche 
dazu führen sollen, dass eine Konzession erteilt wird. Das 
Anliegen, das wir hier auf dem Tisch haben, Ist dort aufge­
führt, aber es ist nur eines von acht Kriterien. Nach welcher 
Logik nennen wir nun In diesem Gesetz ausgerechnet nur ge­
rade dieses eine Kriterium, und nicht auch alle anderen? 
Wenn wir konsequent sein wollen, müssen wir dafür sorgen, 
dass wir entweder alles hineinnehmen oder gar nichts. 
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Wenn Sie also eine freiheitliche Lösung wollen, bitte Ich Sie: 
Stimmen Sie der Minderheit Fischer-Seengen zu. Wenn Sie 
In Zukunft keine Veriustabdeckungen wollen, stimmen Sie 
ebenfalls der Minderheit Flscher-Seengen zu. 

Binder Max ry, ZH): Die SVP-Fraktlon wird In Artikel 28 
Absatz 2 der Minderheit Flscher-Seengen und in Absatz 5 
der Mehrheit bzw. dem Bundesrat folgen. Es geht hier, so 
wOrde ich sagen, um den ceEmotlonsartikel». 
Der Antrag der Minderheit zu Absatz 2 und der Antrag der 
Mehrheit zu Absatz 5 haben Ihren "Geburtsort» sicher In der 
Swlssalr-Entscheidung betreffend die InterkontlnentalflOge. 
Lassen wir die Fakten sprechen: Im Sommer 1996 wurden 13 
von 519 FlOgen pro Woche von und nach Genf nach Zürich 
verlegt. Die Flüge, welche durch diesen Entscheid betroffen 
wurden, machen rund 3 Prozent des Verkehrs In Genf und 
ungefähr 1 Prozent des gesamtschweizerischen Luftver­
kehrs aus. Genf ist weiterhin die Nummer 2 Im Streckennetz 
der SAlr-Group. Mit dieser Revision verliert die Swissair das 
Teilmonopol- ich betone ausdrOcklich: das Teilmonopol-, 
denn ein Monopol bedeutet, einen Marktanteil von 100 Pro­
zent zu halten. Tatsache ist, dass die SAir-Group in der 
Schweiz einen Marktanteil von knapp 40 Prozent hält. 
Ich glaube, die Empörung der Westschweizer Parlamentarier 
Ist angesichts dieser Tatsache unverhältnismässig. Die Poli­
tik wird den Markt nicht steuem können; der Markt wird sich 
dort abspielen, wo er verlangt wird, und nicht dort, wo ihn die 
Politik verordnen will. 
Weder der Antrag der Mehrheit zu Absatz 2 noch jener der 
Minderheit zu Absatz 5 sind dazu angetan, die Schweiz als 
Gesamtes Im Internationalen Luftverkehr gut zu positionie­
ren. Sowohl die Berücksichtigung der nationalen Flughäfen 
wie auch die Tarifgestaltung werden vom Markt und nicht von 
der Politik bestimmt. Eine Fluggesellschaft beantragt eine 
Streckenkonzession aus wirtschaftlichen Gründen, auch un­
ter wirtschaftlichen Kriterien. Das heisst, die Konzession 
kann erteilt oder nicht erteilt werden; sie kann aber nicht auf­
gezwungen werden. Es geht nicht darum, nicht allen Flughä­
fen eine Chance zu geben, Herr Maitre. Aber ich glaube, der 
Markt wird jedem einzelnen Flughafen die Chance geben, die 
letztlich von den Fluggästen - und nicht von den Parlamen­
tariern - bestimmt wird. 
Ich bitte Sie, bei Absatz 2 und Absatz 5 dem Bundesrat zuzu­
stimmen. 

Beguelln Michel (S, VD), rapporteur: Apropos de I'article 28 
alinea 2, la majorite de votre commisslon a accepte, apres un 
debat approfondi, le texte complete par les mots: ce .... et tient 
compte, a cet effet, de la desserte des aeroports nationaux.» 
Cette acceptatlon est Intervenue par 11 voix contre 10 et 
avec 2 abstentions. 
Tenlr compte de la desserte des aeroports nationaux est nom­
mement, on I'a deja dlt, I'un des objectlfs deflnis dans le mes­
sage du Conseil federal a la page 6. A I'article precedent de 
la 101 que nous venons d'approuver, I'artlcle 27, avec I'accep­
tation de la proposition Baumberger en ce qul concerne la 
composante ecologique, on a Introduit dans la 101 un des ele­
ments politiques superieurs par rapport au marcM. Mainte­
nant, 11 est normal de prevolr d'lntrodulre aussl dans la 101 1'13113-
ment egalement superieur de la desserte la plus equilibree 
possible des aeroports nationaux. C'est une täche naturelle­
ment federaliste de la Confederatlon, c'est mame son devoir, 
11 convient donc que cela flgure en toutes lettres dans la loi. 
Mals qul peut bien avolr peur de cette disposition? 11 faut pre­
clser qu'lI ne s'agit en aucun cas de deplacer des liaisons 
existantes justiflees par le marcM. 11 s'agit d'ouvrir la possI­
bilIte, lors des negociatlons a venir, d'obtenir des vols au de­
part de Bäle et/ou de Geneve si, au depart de Zurich, plu­
sieurs liaisons hebdomadalres existent deja pour la mame 
destination. Zurlch-Kloten restera I'aeroport princlpal, mals 11 
faut aussi des aeroports performants a Bäle et a Geneve. 
C'est d'ailleurs une question d'egalit9 des chances pour ex­
plolter toutes les nlches possibles au niveau national. La pro­
position de la majorite va dans ce sens, et je vous Invite a la 
soutenlr. 
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A I'artlcle 28 alinea 2bls, la proposition Simon n'a pas ete dis­
cutee en commission sous cet artlcle 28 qul se renne aux en­
treprises ayant leur siege en Suisse. En revanche, a I'article 
30 alinea 4, po ur les entreprises ayant leur siege a I'etranger, 
la proposition Simon de la designation multiple a ete Intro­
dulte par 15 volx sans opposition. Je preclse que c'etait con­
tre I'avis de I'administration, non pas pour des ralsons fonda­
mentales, mais pour une question de tactique de negocia­
tion. Du moment que les entreprises situees a I'etranger peu­
vent beneficler de cette designation multiple, iI semblerait 
loglque, au nom de I'egalite devant la concurrence, qu'lI en 
soit de mame pour les entreprises ayant leur siege en Sulsse. 
M. Leuenberger, conseiller federal, nous dira ce qu'lI en 
pense. 
Quant a la proposition de minorite Vogel a I'artlcle 28 
alinea 5, elle vise a laisser aux aerodromes reglonaux leurs 
chances de developper des liaisons autres que les vols taxi, 
des liaisons qui, par la force des choses, la plupart du temps, 
peuvent n'avoir qu'un caractere complementalre au traflc des 
Iignes nationales. Cette proposition de minorite non plus ne 
represente de danger pour personne. Des aeroports comme 
Agno, Altenrhein, Sion ou Payerne, Belp, doivent pouvoir 
participer a la Iiberalisation du ciel europeen a travers les cre­
neaux qu'ils peuvent developper. Votre commission n'a pas 
voulu soutenlr la proposition Vogel, qui a ete rejetee par 
14 voix contre 7 et avec 2 abstentions. A titre personnei, je la 
soutiens. 
Enfin, la proposition Gros Jean-Michel a I'article 28 alinea 5, 
la question des tarifs, n'a pas non plus ete dlscutee formelie­
ment en commission. En revanche, elie a ete evoquee dans 
la discussion generale. 11 y aura la Iiberalisation du marcM 
europeen lorsque les negociations bilaterales sectorlelles se­
ront sous toit, et la la question des tarifs sera reglee. Mais iI 
y a maintenant tous les autres accords internationaux bilate­
raux ou la composante tarifaire joue encore un rOle important 
au niveau de la negociation. 11 faudrait tout de mame laisser 
des cartes dans les mains de nos negociateurs. Mais, 
comme deja dit, la commission ne s'est pas prononcee for­
mellement. Je laisse M. Leuenberger, conseiller federal, 
nous apporter ses eclaircissements. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Zunächst zum Antrag der 
Mehrheit zu Artikel 28 Absatz 2: Ich ersuche Sie, den Bun­
desrat zu unterstützen. Es wird von der Mehrheit vorgeschla­
gen, dass "namentlich» die Bedienung der nationalen Flug­
häfen ein Konzessionskriterium sein soli. Die Bedienung der 
Flugplätze soll tatsächlich ein Kriterium für die Erteilung einer 
Streckenkonzession sein. Das haben wir in der Botschaft 
festgehalten. Aber es gibt auch noch andere Entscheidungs­
kriterien, und diese bilden In sich ein Ganzes. 
Alle Kriterien müssen gegeneinander abgewogen werden, 
und es geht unseres Erachtens nicht an, dass ein einziges 
Kriterium auf die Gesetzesstufe gehoben und dort gar noch 
mit dem Wort "namentlich» als besonders wichtig unterstri­
chen wird. Das schafft eine Ungleichheit im Hinblick auf die 
später zu erlassende Verordnung und weckt falsche Hoffnun­
gen. Ich habe Ihnen schon beim Eintreten gesagt, dass auch 
die Berücksichtigung aller Kriterien - also die regionale Ver­
teilung Im ganzen Land - natürlich nie dazu führen wird, dass 
ein Flugunternehmen angehalten, eigentlich gezwungen 
werden könnte, eine bestimmte Strecke zu fliegen. Wenn 
diese Illusion auch durch diesen Text der Mehrheit geweckt 
werden soll, dann ist es Immerhin eine illusion, und illusionen 
sollte man nicht In Gesetzestext meisseln. Wie von verschie­
denen Sprechern gesagt wurde, wird es der Markt sein, der 
hier entscheidet. 
Ich möchte noch auf eine Gefahr hinweisen: Es könnte nun 
der Fall sein, dass zwar ausländische Unternehmen aufgrund 
der jeweiligen bilateralen Abkommen In beliebiger Welse ei­
nen schweizerischen Flughafen anfliegen könnten. Durch die 
Überbetonung dieses Kriteriums würde dann aber einer 
schweizerischen Fluggesellschaft dasselbe Recht verwehrt. 
Es ist so, dass In diesen bilateralen Abkommen - u. a. jetzt 
als Folge des Swissalr-Entscheldes betreffend Flughafen 
Genf - nicht ein Flughafen genannt wurde, sondern dass ge-
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sagt wurde: Ab einem oder zwei Punkten Innerhalb der 
Schweiz. Man hat diese abstrakte Formulierung deswegen In 
die bilateralen Abkommen genommen, um es ausländischen 
Fluggesellschaften eben zu ermöglichen und sie dazu zu er­
muntern, unter Umständen eben auch ab Basel oder ab Genf 
zu fliegen und nicht Immer nur ab Zürich. 
Wenn wir nun aber bei den schweizerischen Gesellschaften 
das Gewicht allzu rigoros nur auf einen Flughafen legen, 
dann haben wir am Schluss die absurde Situation, dass die 
ausländische Gesellschaft In der Schweiz auch nur einen 
Punkt, z. B. Zürich, anfliegen kann, die schweizerische Flug­
gesellschaft dann aber hier Einschränkungen erleiden muss. 
Ich ersuche Sie also, bei der Lösung des Bundesrates zu 
bleiben. 
Dann zum EInzeiantrag Simon: Wir beantragen Ihnen, die­
sen Antrag ebenfalls abzulehnen, wobei Ich auf die anzustre­
benden Mehrfachbezeichnungen bereits Bezug genommen 
habe. 
Die Bedenken, die wir gegenüber dem Antrag Simon haben, 
bestehen darin, dass ein Verhandlungsmandat für bilaterale 
Verhandlungen In ein Gesetz aufgenommen werden soll. 
Zum einen würde nicht das Departement diese Verhandlun­
gen führen, wie dies Im Antrag vorgeschlagen wird, sondern 
der Bundesrat. Das ginge ja noch. Zum anderen schiene es 
uns nicht richtig, dass im Gesetz eingeschränkt würde, worin 
das Verhandlungsmandat bestünde. Die Vorschrift Ist nicht 
nur überflüssig, sondern auch unvollständig. Der Bundesrat 
hat ein viel umfassenderes Mandat erteilt, welches neben der 
Mehrfachbezeichnung auch die Frequenzen und die Kapazi­
täten berücksichtigt. Es nützte nichts, wenn wir mehrere 
schweizerische Fluggesellschaften bezeichnen, aber nur ein­
mal pro Woche fliegen könnten. 
Ebenso ersuchen wir Sie, dem Antrag der Minderheit Vogel 
nicht zuzustimmen, sondern dem Antrag der Mehrheit der 
Kommission bzw. dem Entwurf des Bundesrates zu folgen. 
Ich muss hier sagen, dass das wesentliche AbgrenzungskrI­
terIum dasjenige zwischen Llnien- und Charterflugverkehr Ist. 
Besondere Bedienungsformen - also eine Mischung von 
Taxl- und LInienflug, wie sie die Minderheit Vogel möchte -
sind nicht ein Privileg von Regionalflughäfen. Vielleicht führte 
es dazu, dass besonders bel Regionalflughäfen solche 
MIschformen tatsächliCh praktiziert würden. Es könnte aber 
auch sein, dass ein Flughafen wie Genf-Colntrln eine solche 
Taxiverbindung zu einem ausländischen Flughafen einführen 
wollte. Dem sollte man sich nicht entgegenstemmen. Ich er­
suche Sie daher, beim viel flexibleren Entwurf des Bundesra­
tes zu bleiben. 
Der Antrag Gros Jean-Mlchel beschränkt sich darauf, dass 
nur gerade die Notlflzlerung der Tarife delegiert werden soll. 
Wir sind der Auffassung, dass das zu kurz greift. In zahlrei­
chen bilateralen Luftverkehrsabkommen Ist nach wie vor die 
GenehmigungspflIcht der Tarife ausdrücklich verankert, nicht 
nur die Notlflzierung der Tarife. Im Verhältnis zur Europäi­
schen Union würden wir mit dem Antrag Gros Jean-Mlchel 
zudem zudem eine Vorleistung erbringen, die wir nicht er­
bringen möchten. Die Schweiz würde ein Element der Ver­
handlungen ohne einen entsprechenden Gegenwert preisge­
ben. Das möchten wir nicht. Wir möchten die Genehmi­
gungspflicht der Tarife ausdrücklich behalten. 
Ich ersuche Sie also, mit Bezug auf den ganzen Artikel dem 
Entwurf des Bundesrates zu folgen. 

Vogel Danlei (R, NE), porte-parole de la minorite: Dans la 
procedure de vote, vous opposez la proposition de la minorite 
que Je represente a la proposition Gros Jean-Mlchel qul n'a 
rlen a volr avec la nOtre. 
11 faut voter separement sur la proposition de minorIte et la 
proposition Gros Jean-Mlchel. 

Präsidentin: Ich wollte bel der Abstimmung erklären, dass 
sich der Antrag Gros Jean-Mlchel sowohl mit Ihrem Antrag 
als auch mit jenem der Mehrheit verträgt. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrhelt/Slmon 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2bis - AI. 2bis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Simon 
Dagegen 

Abs. 3, 4 -AI. 3,4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 5-AI. 5 

Abstimmung - Vote 

Eventuell- A tltre prelimlnalre 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag Gros Jean-Mlchel 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

84 Stimmen 
69 Stimmen 

69 Stimmen 
72 Stimmen 

125 Stimmen 
29 Stimmen 

85 Stimmen 
66 Stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet ob jet est Interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 
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Dritte Sitzung - Troisieme seance 

Mittwoch, 24. September 1997 
Mercredl 24 septembre 1997 

OB.OOh 

Vorsitz - Presidence: 
Stamm Judith (C, LU)/Leuenberger Emst (S, SO) 

97.046 

'=ruftfahrtgesetz. 
Anderung 
Loi sur I'aviation. 
Modification 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 1664 hiervor - Volr page 1664 ci-devant 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Bircher, Bezzola, Binder, Burgener, Giezendanner, Häm­
merle, Hegetschweiler, Seiler Hanspeter, Theiler, VetterIi) 
.... entgegenstehen. Sie wird verweigert, wenn der .... 

Art. 29 
Proposition de la commisslon 
AI. 1, 3 
AdMrer au projet du Conseil federal 

AI. 2 
Majorlte 
AdMrer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Blrcher, Bezzola, Binder, Burgener, Giezendanner, Häm­
merle, Hegetschweiler, Seiler Hanspeter, Theiler, VetterII) 
.... s'y oppose. Elle est refusee si l'Etat .... 

Blrcher Peter (C, AG), Sprecher der Minderheit: Mit dem An­
trag, den eine starke, überparteiliche Minderheit der national­
rätlIchen Kommission unterstützt, möchte ich die Reziprozität 
durchsetzen - also das zwingende Festhalten an Gegenlei­
stungen, wenn wir Verkehrsrechte an ausländische Gesell­
schaften vergeben. Der Grundsatz ccgeben und nehmen» soll 
auch hier gelten. Das ist nicht knauserig, das Ist partner­
schaftlIch. Als kleines Land haben wir gegenüber grossräu­
migen Ländern - denken wir zum Beispiel an Indien oder 
Südafrika - alles Interesse, hier Landerechte nur zu gewäh­
ren, wenn wir auch dort welche haben. 
Mit der Kann-Bestimmung gemäss Entwurf des Bundesrates 
setzen wir ein falsches Signal. Unsere Verhandlungsposition 
wird unnötigerweise von vornherein geschwächt. Verkehrs­
rechte müssen ausgehandelt werden. Das Ist oft ein langwie­
riges Prozedere. 
Inhalt von Luftverkehrsverhandlungen sind Landerechte, 
also Flughäfen, welche angeflogen werden können, die An­
zahl Flüge, welche pro Woche erlaubt werden, die Grösse 
der Flugzeuge, die eingesetzt werden dürfen, die Strecken-
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fOhrung, wo Zwischenlandungen unter Bedingungen erlaubt 
sind, die Anzahl Fluggesellschaften, welche pro Land auf die­
sen Strecken fliegen dürfen, usw. 
Beispiele: Wenn die Swissair Badeflüge nach Barl (Italien) 
ausführen will, Ist es unser gutes Recht, solche auszuhan­
deln, wenn Italien weitere Landerechte in der Schweiz will. 
Die Schweiz hat z. B. mit dem Airbus sechs bis sieben Flüge 
pro Woche nach Ägypten. Nächstes Jahr will die Swlssalr mit 
der A-330 mit 230 Sitzplätzen täglich fliegen, folglich muss 
verhandelt werden. Da die Gegenseite Im Moment keine For­
derungen hat, sind wir In einer schwachen Position. Wird nun 
bekannt, dass die Schweiz keine Gegenrechte zwingend ver­
langt, wird unsere Position weiter untergraben, weil die Ägyp­
ter wissen, dass sie ohne Gegenrechte ihre etwaigen Bedürf­
nisse In der Schweiz widerstandslos durchsetzen können. 
Hätte die Schweiz die einseitigen Forderungen Brasiliens für 
Verkehrsrechte von der Schweiz nach Asien erfüllt, hätten 
wir heute keine Verhandlungsmasse mehr, falls wir weitere 
Flüge oder Destinationen in Brasilien wünschten, weil die Be­
dürfnisse der Brasilianer bereits abgedeckt wären. 
Wir haben wegen der Kleinräumigkeit unseres Landes auf 
diesem Aushandlungsmarkt der Landerechte naturgemäss 
wenig anzubieten. Unser Inlandmarkt Ist klein. Andere Länder 
wie Indien, China, Russland, die Ukraine, Südafrika oder Bra­
silien haben Dutzende von Flughäfen, mehrere Fluggesell­
schaften und eine viel grössere eigene Bevölkerung. 
Wieso sollen wir unsere ohnehin schwache Position noch 
weiter schwächen, Indem wir Gegenrechte nicht klipp und 
klar verlangen und hier im Gesetz stipulieren? 
Zusammenfassend: Die Schweiz muss als fairer und konse­
quenter Verhandlungspartner wie bisher ernst genommen 
werden, unsere Anliegen müssen durchgesetzt, d. h. mit vol­
ler Kraft In die Verhandlungswaagschale von Geben und 
Nehmen eingebracht werden. Diese klare und engagierte 
Position nach aussen muss im gesamten Landesinteresse 
liegen. Hier kann es auch zwischen Genf und Zürich keinerlei 
Meinungsunterschiede geben. Ohne dieses Geben und Neh­
men besteht doch die Gefahr, dass der Interkontinentale 
Flugverkehr zur Lufthansa, zur Air France, zur KLM - mit Flü­
gen via Frankfurt, Paris oder Amsterdam - abwandert. Wir 
wären dann noch Zulleferer. Das kann niemand woilen, zei­
gen wir also hier Flaggel Ich bin für die konsequente Neufor­
mulIerung ccsie wird verweigert», nicht ccsle kann verweigert 
werden». 
Ich bitte Sie, dem Antrag der starken Minderheit der Kommis­
sion zuzustimmen. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Worum geht es bei 
diesem Artikel? Der Artikel 29 regelt die Erteilung von Be­
triebsbewilligungen an Unternehmungen mit Sitz Im Ausland, 
und zwar in all jenen Fällen, In denen nicht bereits in Staats­
verträgen entsprechende Regelungen getroffen worden sind. 
Damit eine BetriebsbewIllIgung erteilt wird, muss das Unter­
nehmen einen sicheren Betrieb gewährleisten. Dieser darf 
keinen wesentlichen schweizerischen Interessen zuwider­
laufen. 
Wie soll nun verfahren werden, wenn der betreffende auslän­
dische Staat nicht gewillt Ist, den schweizerischen Unterneh­
men die gleichen Rechte zuzugestehen? Darüber war man 
sich in der Kommission nicht einig. Soll In diesem Fall die Be­
willigung grundsätzlich verweigert werden, wie dies eine 
starke Kommissionsminderheit vorsieht? Die Kommissions­
mehrheit Ist nicht gegen Reziprozität, im Gegenteil. Sie 
stimmt aber einer flexiblen Lösung gemäss Bundesrat zu. 
Für unsere nationale LuftfahrtgeselJschaft ist das Prinzip des 
Gegenrechts ausserordentllch wichtig. Andererseits sollte 
man sich auch hier nicht der Realität verschllessen. Verhand­
lungen über Verkehrsrechte sind in jedem Fall eine diffizile 
Angelegenheit. Verhandlungen über den Abschluss oder die 
Anpassung von Luftverkehrsabkommen sind ein dauernder 
Prozess. Abkommen werden nicht für die Ewigkeit abge­
schlossen, sondern laufend angepasst. 
Bel zwanzig bis drelsslg Verhandlungsrunden braucht der 
Bundesrat eine gewisse Flexibilität. Flexibel sein, helsst la­
vieren, Vor- und Nachteile gegeneinander abwägen zu kön-
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nen. Es helsst auch, das eine oder andere Mal auf das Ge­
genrecht zu verzichten, wenn gewichtige GrOnde vorliegen. 
Das Gegenrecht In diesem Fall zwingend Im Gesetz zu ver­
ankern, Ist aus Sicht der Kommissionsmehrheit deshalb nicht 
sinnvoll. Selbstverständlich muss bei bilateralen Verhandlun­
gen, wie das Herr Blrcher ebenfalls erwähnt hat, wo immer 
möglich auf das Gegenrecht gepocht oder zumindest ein ver­
gleichbarer Gegenwert vereinbart werden. Dies sind wir un­
seren nationalen Fluggesellschaften schuldig. Im Hinblick auf 
einen gewissen, manchmal notwendigen VerhandlungsspIel­
raum unterstOtzt die Kommissionsmehrheit deshalb die Im 
Entwurf des Bundesrates vorgesehene Kann-Vorschrift. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsmehrheit zu folgen und den 
Minderheitsantrag Bircher abzulehnen. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Der Kommissionssprecher 
hat zu Recht gesagt, dass die Flexibilität fOr die Bundesbe­
hörden bel den Luftverkehrsverhandlungen sehr wichtig Ist. 
Die Möglichkeit einer Verweigerung von Landerechten Ist ge­
geben und Im bundesrätlichen Entwurf vorgesehen. Wenn 
sie nun obligatorisch ausformuliert wOrde, könnte das gefähr­
lich sein. Ich möchte zwei Beispiele nennen. 
1. Wenn eine Region auf entsprechende FIOge angewiesen 
Ist und diese wOnscht, dann geht dieser Wunsch der Region 
dem abstrakten Prinzip der Reziprozität vor. Es Ist das Bei­
spiel, das Ich gestern mehrmals erwähnt habe. Der Bundes­
rat will bel einem Interessenkonflikt zwischen den WOnschen 
einer Region und denjenigen der schweizerischen Flugge­
sellschaft die Region unterstOtzen. Hier geht es nicht um 
schweizerische Fluggesellschaften, sondern um dieses Prin­
zip der Reziprozität. Wenn Sie den Regionen entgegenkom­
men und eine Flexibilität haben wollen, mOssen Sie diesen 
MInderheItsantrag ablehnen. 
2. Wenn ein Reiseveranstalter - das kann auch ein schwei­
zerischer Veranstalter sein - eine Reise organisiert und nicht 
genOgend schweizerische Flugzeuge zur VerfOgung stehen, 
muss er auf Flottenkapazitäten ausländischer Gesellschaften 
zurOckgrelfen können. Da wäre es notwendig, dass das Prin­
zip der Reziprozität nicht dermassen zwingend ausformuliert 
ist. Es wOrde In diesem Falle zwar nicht einer schweizeri­
schen Fluggesellschaft, aber doch Immerhin dem Reisever­
anstalter und den ReisewIllIgen ein Schaden entstehen. 
Ich ersuche Sie, bel der flexiblen Lösung des Bundesrates zu 
bleiben. 

Abs. 1, 3-AI. 1,3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit 
FOr den Antrag der Minderheit 

Art. 30 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 

74 Stimmen 
40 Stimmen 

.... fehlen. Dabei Ist besonders darauf zu achten, dass ent­
sprechendes Gegenrecht gewährt wird. 
Abs. 4 (neu) 
Beim Abschluss von bilateralen und multilateralen Abkom­
men strebt der Bund die Mehrfachbezeichnung (<<multiple 
designation») an. 

Antrag Baumberger 
Abs. 4 (neu) 
.... strebt der Bund die Mehrfachbezeichnung (<<multiple des­
Ignation») an, sofern das Verkehrsaufkommen dies zulässt. 

Art. 30 
Proposition de la commlssion 
AI. 1,2 
AdMrer au projet du Conseil fSderal 

AI. 3 
.... reglementation Internationale. Lors de I'octroi de ces 
droits, iI convlent notamment de veiller a ce que la reclproclte 
des drolts solt garantie. 
AI. 4 (nouveau) 
Pour la conclusion d'accords bllateraux et multllateraux, la 
ConfSderation veille a I'emplol de multiples designations. 

Proposition Baumberger 
AI. 4 (nouveau) 
.... multilateraux, la Confederatlon veille a I'emplol de multi­
ples deslgnations, dans la mesure ou le traflc le permet. 

Baumberger Peter (C, ZH): Ich habe schon gestern darauf 
hingewiesen, dass wir bei der Revision des Luftfahrtgesetzes 
selbstverständlich alles vermelden sollen, was sich beispiels­
weise auch Im Rahmen der bilateralen Verhandlungen als EI­
gengoal auswirken könnte. 
Der von der Kommission vorgeschlagene Absatz 4 von 
Artikel 30, das Anstreben der Mehrfachbezeichnung, ist mei­
nes Erachtens grundsätzlich richtig. Dieser Absatz 4 Ist Aus­
fluss einer liberalen LuftverkehrspolItik. Ich sehe nichts, was 
dagegen sprechen könnte, sobald wir einen echten Open 
Sky - also einen wirklich freien Marktzugang - haben. 
Einstweilen Ist das aber, wie wir alle mit Bedauern zur Kennt­
nis nehmen, nicht so. Wenn Ich richtig orientiert bin, sind von 
123 bilateralen Abkommen erst vier Open-Sky-Abkommen, 
nämlich die Abkommen mit den USA, Singapur, den Maledi­
ven und Pakistan. 
Unter diesen Umständen scheint mir die Schweiz aber - In 
erster linie verhandlungstaktisch - noch ein grosses Inter­
esse an starken linien zu haben. Wenn nun allzu viele Ge­
sellschaften eine Strecke betreiben, mit der Konsequenz, 
dass keine Gesellschaft diese Strecke wirtschaftlich betrei­
ben kann und diese Strecke schlimmstenfalls eingestellt 
wird, Oberlassen wir meines Erachtens allzuviel Flugverkehr 
von der Schweiz und In die Schweiz ausländischen Gesell­
schaften. 
Wenn wir dem Bundesrat schon Hinweise geben wollen fOr 
den Abschluss solcher bilateraler Verhandlungen (ich frage 
mich zwar, ob das Oberhaupt notwendig Ist; grundsätzlich, 
glaube Ich, welss der Bundesrat schon, wie er erfolgverspre­
chend verhandelt), wenn wir also Absatz 4 mit seinem grund­
sätzlich richtigen Inhalt Im Gesetz verankern wollen, Ist es 
zwar richtig, dass wir Mehrfachbezeichnungen, «multiple des­
ignations», ausdrOcklich erwähnen, aber nur, wenn das Ver­
kehrsaufkommen dies zulässt, d. h. nur, wenn es den Inter­
essen der Schweiz entspricht. Ich nehme an, dass Sie dieser 
Präzlslerung, die vor allem verhandlungstaktischer Natur ist, 
zustimmen können. 
Ich möchte daran erinnern - Herr Bircher hat es vorhin zu 
Artikel 29 gesagt -: Die Schweiz hat bel diesen bilateralen 
Verhandlungen eigentlich wenig zu bieten. Andere Staaten 
haben In aller Regel mehr Flughäfen, mehr Gesellschaften. 
Ich meine: Wir dOrfen Insbesondere die ausländischen Ge­
sellschaften, die diese Mehrfachbezeichnung tatsächlich be­
anspruchen können, nicht von vornherein und von Gesetzes 
wegen privilegieren. Vielmehr meine Ich, sollten wir bel den 
Verhandlungen unserer schweizerischen Verhandlungsdele­
gation einen möglichst grossen Spielraum einräumen. Ich bin 
Oberzeugt, dass sie diesen gut nutzen wird. 
Wenn die Kommission schon das, was In der Botschaft steht, 
ausdrOcklich In Absatz 4 verankern will, dann doch bitte Im 
Sinne der Klärung durch meinen Antrag. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 

Burgener Thomas (S, VS): Wir sind bel Artikel 30 des Luft­
fahrtgesetzes bel einem relativ zentralen Punkt angelangt. 
Die Kommission hat nämlich einen Absatz 4 angefOgt, wo­
nach beim Abschluss von bilateralen und multilateralen Ab­
kommen der Bund die sogenannte Mehrfachbezeichnung 
anstrebt. 
Worum geht es hier? Die Flugrechte werden In Vereinbarun­
gen mit anderen Staaten festgelegt. Die sogenannte Mehr­
fach bezeichnung bedeutet, dass die vertragschIlessenden 
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Staaten vereinbaren, dass mehrere Fluggesellschaften die In 
der Vereinbarung festgelegten Flugrechte ausnOtzen können. 
Die Aufhebung des rechtlichen Swlssalr-Monopols, wie es 
derzeit In Artikel 103 des Luftfahrtgesetzes festgeschrieben 
Ist, öffnet das Interne, das kontinentale, aber auch das Inter­
kontinentale Netz der Konkurrenz zwischen den schweizeri­
schen Fluggesellschaften. Diese Liberalisierung, gegen die 
sich hier Im Saal niemand grundsätzlich stellt, kommt aber 
nur zum Tragen, wenn die sogenannte Mehrfachbezeich­
nung In den Internationalen Vereinbarungen festgeschrieben 
Ist. Ohne die Aufnahme dieser Mehrfachbezeichnung wOr­
den wir von einem rechtlichen Swlssair-Monopol, wie die 
Swlssair es heute Innehat, zu einem faktischen Monopol 
Obergehen. Wenn nämlich eine Fluggesellschaft alle Obrigen 
gesetzlichen Anforderungen fOr InterkontinentalflOge erfOllte, 
könnte sie den Anspruch nicht geltend machen, weil die 
Swlssalr dieses Flugrecht bereits besitzt. Gemäss der bilate­
ralen Vereinbarung wäre dieses Recht ein ausschllessllches. 
Die Mehrfachbezeichnung entspricht Im Obrlgen der neueren 
Politik des Bundesrates, wie wir das auch In der Botschaft le­
sen können. Weiter richtet sich ein klarer Verhandlungsauf­
trag an das Bundesamt fOr ZIvilluftfahrt, In solchen Luftfahrt­
abkommen die Mehrfachbezeichnung anzustreben. Trotz­
dem sind wir der Meinung, dass diese neue Politik des Bun­
desrates Im Gesetz festgeschrieben werden 5011. Damit wird 
der Jeweiligen Verhandlungsdelegation des Parlamentes der 
ROcken gestärkt. Ohne Festschreibung der Mehrfachbe­
zeichnung Im Gesetz wäre es möglich, dass der Bundesrat 
seine Politik ohne weiteres ändern könnte. 
Die Swlssalr wOrde es vorziehen, wenn die Mehrfachbezeich­
nung nicht im Gesetz Aufnahme fände. Als BegrOndung wird 
vorgeschoben, dass man ein Verhandlungsziel nicht Im Ge­
setz vorschreiben sollte, da dies die Position der Verhand­
lungsdelegation schwächen wOrde. Diese Argumentation 
läuft aber meines Erachtens Ins Leere. Wenn man nämlich da­
von ausgeht, dass der Jeweilige ausländische Verhandlungs­
partner unser Luftfahrtgesetz liest, kann man auch davon aus­
gehen, dass er die Botschaft liest, in der - wie erwähnt - die 
Politik des Bundesrates festgeschrieben ist. In Tat und Wahr­
heit will sich die Swissalr nach dem Fall des rechtlichen Mo­
nopols ein faktisches Monopol unter den Nagel reissen. Das 
Ist eine Politik, die wir grundsätzlich ablehnen. 
Namens der SP-Fraktion bitte ich Sie deshalb, Artikel 30 
Absatz 4 unverändert zu belassen. 
Zum Antrag Baumberger. Wir mOssen ihn ablehnen. Gemäss 
diesem Antrag soll der Bund die Mehrfachbezeichnung nur 
anstreben, sofern «das Verkehrsaufkommen dies zulässt». 
Aber, Herr Baumberger, wer definiert, wann «das Verkehrs­
aufkommen dies zulässt»? Das wäre ein Freipass an die je­
weilige Verhandlungsdelegation, die Im eigenen Ermessen 
feststellen könnte, wann und In welchem Fall das Verkehrs­
aufkommen die Mehrfachbezeichnung zulassen wOrde. Das 
ist eine Aushöhlung des Grundsatzes, den die Kommission 
ohne Gegenstimme Ins Gesetz aufgenommen hat. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommission zuzustimmen und 
den Antrag Baumberger abzulehnen. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE): La disposition prevue a 
I'article 30 alinea 4 a ete Introdulte lors des debats de la com­
mission de notre Conseil, et ce, sur le fond, en plein accord 
avec le Conseil federal puisqu'on trouve expressement, dans 
le message, I'indlcation selon laquelle le Conseil federal en­
tend desormals charger I'autorlte competente de negocler, 
chaque fols que posslble, des clauses dites de multiples de­
slgnations. C'est effectlvement important, car cela ouvre des 
posslbilltes nouvelles et cela va dans le sens de la tendance 
modeme en matiere d'aviation civlle. 
M. Baumberger voudrait y ajouter une clause supplementalre 
selon laquelle I'emplol de multiples designations ne peut etre 
envisage, lors de la conclusion d'accords bllateraux, que 
pour autant que le traflc le permette. 
11 y a la une confuslon entre deux phases bien dlstlnctes. 11 y 
a en effet une premiere phase, celle de la negociatlon par les 
autorItes competentes d'un accord Interetatique. Et 11 Y a une 
deuxieme phase, celle de I'utillsatlon, le cas echeant, des 
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droits qulseralent alnsl accordes par la negoclatlon qui auralt 
ete conclue. 
11 faut bien dlstlnguer ces deux phases, pour une raison tres 
preclse: au moment ou I'autorlte competente negocle, au mo­
ment ou un accord est conclu entre la Sulsse et un autre Etat 
qul prevoit une clause de multiples deslgnatlons, c'est evldem­
ment pour un certaln nombre d'annees. 11 est a10rs impossible 
de savoir quelle sera preclsement I'evolutlon du tratlc. 
Je vous don ne un exemple concret. Imaglnons que la Sulsse 
ait conclu avec les pays du Golfe un accord prevoyant des 
clauses de multiples deslgnatlons avant la guerre du Golfe, 
lorsque le marche pouvalt justitIer, le cas eCheant, des clau­
ses de multiples deslgnations. Imaginons que de teiles clau­
ses existent et que la guerre du Golfe eclate. Des lors, et on 
I'a bien vu dans les quelques annees qul ont suivi, le marche 
ne justltlalt plus I'usage de multiples designations par plu­
sieurs compagnles des dlfferents pays. Malntenant, quel­
ques annees apres la guerre du Golfe, on constate que le 
marche justlfie de nouveau des multiples designations, et 
c'est preclsement ce qui a ete falt. Recemment, des accords 
ont ete passes avec certalns Etats du Golfe, ou I'on ouvre les 
portes vers les multiples deslgnatlons. 
11 faut donc etre tres prudent et vellier a ne pas fermer, au mo­
ment de la negoclatlon, des portes que celle-cl a preclsement 
pour but d'ouvrlr. 
C'est la raison pour laquelle I'amendement Baumberger pro­
cede, a mon avis, d'une erreur, parce qu'lI confond deux pha­
ses, ou deux situations, bien dlstlnctes. C'est pourquol 11 faut 
en rester au texte tel qu'lI est Issu des travaux de la commlssion. 

Beguelln Michel (S, VD), rapporteur: 11 y a deux aspects a 
I'artlcle 30. D'une part, vous constatez que la commlssion a 
pris une declsion qul ne va pas dans le sens du Conseil fede­
ral. Le texte adopte par la commlssion, que vous avez sous 
les yeux, a ete accepte par 15 volx sans opposition et avec 
6 abstentlons. En fait, I'adminlstratlon ne s'oppose pas a cet 
element, c'est unlquement pour des ralsons de tactique de 
negoclatlons qu'elle souhalte que ce texte ne flgure pas dans 
la 101. Pour la majorIte de la commlsslon, 11 a sembl8 au con­
tralre important que ce prlnclpe des multiples deslgnatlons 
solt ancre dans la 101. 
J'en vlens maintenant a la proposition Baumberger, qui veut 
ajouter a I'alinea 4 les mots «dans la mesure ou le trafic le 
permet». La commlssion n'a pas discute formellement de 
cette clause. En revanche, ce crltere a ete evoque par I'admi­
nlstratlon dans la dlscussion generale, raison po ur laquelle je 
peux apporter quelques elements de reponse. 
Lors de negoclatlons bilaterales entre la Suisse et un autre 
pays, 11 est evident que les besolns d'un marche exlstant ou 
potentlei sont prls en compte. Mais I'experlence montre que, 
souvent, I'ouverture de IIgnes cree le marche. La, 11 y a un 
exemple frappant, celul de I'ouverture de la IIgne avec Tirana, 
capltale de l'Albanle. A I'epoque, personne ne pouvait Imagi­
ner qu'iI y avalt la un marcM, et la creation de la Iigne a Iitte­
ralement ouvert le marcM. Ainsl, Swlssalr s'est trouvee la 
premiere sur le marcM. 
Cet exemple me parait suffisamment parlant. En tout cas, sur 
la base de ce falt, 11 me semble que la proposition Baumber­
ger devralt etre rejetee. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Zunächst stellt In den Augen 
des Bundesrates der EInzeiantrag Baumberger eine Verbes­
serung gegenOber dem Antrag der Kommission dar. Ich 
wOrde Ihnen daher empfehlen, In einer ersten Eventual­
abstimmung dem Antrag Baumberger zuzustimmen, auf dass 
ein allfälliger Kommissionsantrag dann etwas besser formu­
liertwäre. 
Ich ersuche Sie gleichzeitig, nachher diesem verbesserten 
Kommissionsantrag Ihre UnterstOtzung wieder zu verweigern 
und dem Bundesrat zu folgen. Der Bundesrat selber hält an 
seiner Variante fest. Ich verweise auf die Debatte von ge­
stern, als Sie mit einer «klaren» Mehrheit - mit einem Unter­
schied von 3 Stimmen - den Antrag Simon zurQckgewiesen 
haben. Dort ging es um die absolut identische Situation. Ich 
bitte Sie, nun konsequent zu bleiben. 
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Ich habe gestern schon gesagt, dass eine solche Vorschrift 
überflüssig und unvollständig Ist, weil der Bundesrat ein viel 
umfassenderes Mandat hat, welches neben der Mehrfachbe­
zeichnung u. a. auch die Frequenzen und Kapazitäten be­
rackslchtlgen muss. Es nützt nämlich nichts, wenn wir meh­
rere schweizerische Fluggesellschaften bezeichnen können, 
diese aber nur einmal pro Woche fliegen können. 
Ich muss Sie auch aus rein gesetzgeberIschen Granden 
bitten, den Antrag der Kommission abzulehnen. Ein Ver­
handlungsmandat gehört nicht In ein Gesetz. Weder enthält 
der Zusatz der Kommission eine unmittelbar anwendbare 
Bestimmung noch eine Delegationsnorm. Also bitte ableh­
nenl 
Für den Fall, dass Sie Inkonsequenterwelse Ihre gestrige 
Entscheidung über den Haufen werfen und dem Bundesrat 
die Zustimmung verweigern sollten - was Ich nicht hoffe -, 
muss Ich schon jetzt zu den Materialien geben, dass die For­
mulierung, die Sie gewählt haben, nicht zwingend Ist, son­
dern bloss eine Tendenz angibt und beschreibt. Es helsst, es 
sei ccbesonders darauf zu achten, dass entsprechendes Ge­
genrecht gewährt» werde. Das würde also nicht helssen, 
dass die Bewilligungen nur mit einem entsprechenden Ge­
genrecht erteilt werden dürften. 
Mit dieser Interpretation wollte Ich aber nicht sagen, Sie soll­
ten dem Bundesrat die Zustimmung verweigern, sondern Ich 
ersuche Sie, Ihm zu folgen. 

Präsidentin: Die SVP-Fraktion teilt mit, dass sie den Kom­
missionsantrag unterstützt. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE): Apras avoir entendu 
M. Leuenberger, conseiller federal, je voudrals dlre quand 
meme quelque chose tras brlavement. 11 a ete dit qu'on ne 
devalt pas trouver dans la 101, s'agissant d'un mandat de ne­
goclatlon - c'est ce que vous avez dlt -, une disposition qul 
serait dlrectement applicable. Mals cette disposition n'est pas 
dlrectement applicable, elle donne une Indicatlon, elle donne 
un but, et ce but parait suffisamment Important aux yeux du 
legislateur pour qu'lI se trouve dans la 101. 
J'al das lors quelque pelne a comprendre que le Conseil fe­
deral, qul est d'accord sur le fond, soit tout d'un coup gene 
lorsque le Parlement vlent conforter ses propres intentions. 
On a le sentiment qu'avec cette disposition dans le message 
seulement, qul ne se trouvalt pas dans les premiares versions 
et qul resulte des dlscusslons du Conseil federal, on seralt 
malntenant un petit peu en retralt. Je crois qu'lI faut admettre 
que le Conseil federal est au contraire beaucoup plus fort, 
dans la mesure ou 11 a son propre mandat de negociation, con­
forte par une disposition expresse du Parlement. C'est une 
des dispositions Importantes de cette revision legislative. Elle 
marque un but, une Intention. Elle n'est pas dlrectement appli­
cable et iI est necessaire de la soutenir. 

Abs. 1-3 - AI. 1-3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

Abstimmung - Vote 

Eventuell- A titre preliminalre 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Baumberger 

Definitiv - Definitlvement 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Art. 31-33, 33bls, 35,93,103 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la eommlsslon 
Adh9rer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

109 Stimmen 
32 Stimmen 

101 Stimmen 
38 Stimmen 

Ziff. 11 
Antrag der Kommission 
Abs.1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3 (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Christen, Beguelin, Frlderlcl, Maltre, Spielmann) 
Die GOItlgkelt sämtlicher bestehender Konzessionen Ist auf 
höchstens 5 Jahre nach Inkraftsetzung des Gesetzes befri­
stet. 

Antrag Müller Er/eh 
Abs. 3 (neu) 
Die gestützt auf Artikel 103 des alten Luftfahrtgesetz erteilte 
Konzession läuft am 31. Dezember 2011 aus. 

Eventualantrag Seiler Hanspeter 
(falls der Antrag der Minderheit abgelehnt wird) 
Abs. 3 (neu) 
Die GOItlgkelt sämtlicher bestehender Konzessionen Ist auf 
höchstens 7 Jahre nach Inkraftsetzung des Gesetzes befri­
stet. 

eh. 11 
Proposition de la eommission 
AI. 1,2 
Adh9rer au projet du Conseil federal 

AI. 3 (nouveau) 
Major/te 
Rejeter la proposition de la mlnorfte 
Mlnor/te 
(Christen, Beguelin, FriderlcI, Maitre, Spielmann) 
La validlte de toutes les concesslons existantes est limltee a 
5 ans au maximum a compter de I'entree en vlgueur de la 101. 

Proposition Müller Er/eh 
AI. 3 (nouveau) 
La concesslon accordee en vertu de I'artlcle 103 de I'an­
clenne 101 federale sur I'avlatlon echolt le 31 decembre 2011. 

Proposition subsldialre Seiler Hanspeter 
(au cas ou la proposition de la minorIte seralt rejetee) 
AI. 3 (nouveau) 
La validlte de toutes les concessions exlstantes est IimMe a 
7 ans au maximum a compter de I'entree en vlgueur de la 101. 

Bezzola Durl (R, GR), Berichterstatter: Wir kommen jetzt 
zum Schicksalsartikel, zum ccmatchentscheldenden» Artikel. 
Dieser Artikel hat In der Kommission sehr viel zu reden gege­
ben und wird es auch hier tun. Ich bin der Ansicht, dass Ich 
zuerst, bevor wir einsteigen, ausführlich über die Meinung 
und über die Haltung der KommissionsmehrheIt Informieren 
muss. Warum Ist die Mehrheit der Kommission für die Fas­
sung gemäss Bundesrat? 
Wie lange soll die bestehende Konzession der Swlssalr nach 
Inkraftsetzung des revidierten Gesetzes noch gültig sein? 
Daraber gingen die Vorstellungen welt auseinander. Für die 
KommissionsminderheIt ist es inakzeptabel, dass die beste­
hende Konzession der Swissair noch elf Jahre, also bis Ins 
Jahr 2008, In Kraft bleiben soll. Zu gross sind die Hoffnungen 
der Kollegen aus der welschen Schweiz, der Wirtschafts­
raum Romandie könnte durch eine Verkürzung der beste­
henden Konzession aufgewertet oder gestärkt werden. 
Die Kommissionsminderheit beantragt, die jetzt bestehende 
Konzession In fünf Jahren, also Im Jahre 2002, zu kündigen. 
Aus der Sicht der KommissionsmehrheIt liegen diverse 
Gründe vor, die gegen eine allzu grosse und schnelle Libera­
lisierungseuphorIe sprechen. 
Warum findet die KommissionsmehrheIt, dass es eminent 
wichtig sei, die Konzession der Swlssalr bis Ins Jahr 2008 
weiterlaufen zu lassen? Dazu einige Beispiele: 
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Ein erstes Beispiel: Über dem Flughafen Genf-Colntrln exi­
stiert schon heute ein offener Himmel, denn die Schweiz hat 
mit den USA ein Open-Sky-Abkommen abgeschlossen. Jede 
schweizerische Firma könnte somit um eine FlugbewillIgung 
ab Genf Irgendwohin in die USA nachsuchen. Umgekehrt 
könnte jede amerIkanische Gesellschaft Genf anfliegen. Nie­
mand tut es, kein Gesuch liegt auf dem Schreibtisch - nicht, 
weil keine Bewilligung zu erhalten wäre, sondem weil kein 
Markt, keine Nachfrage, vorhanden Ist. 
Ein zweites Beispiel: Der Bund hat über 120 bilaterale Luft­
verkehrsabkommen abgeschlossen. Sie betreffen zum Tell 
Destinationen, die von der Swissair nicht genutzt werden. 
Auch für diese Strecken liegen keine Gesuche vor, ab Genf 
zu fliegen. 
Ein drittes Beispiel: Die Reaktionen auf die Streichung von 
13 Flügen von Genf-Colntrln aus waren heftig und für mich 
verständlich. Dennoch wurde auch von selten der Romandie 
nicht gefordert, dass der Bund die Swlssalr zwingen solle, die 
unrentablen Verbindungen aufrechtzuerhalten, wobei sie 
dann, wie es im EIsenbahngesetz für die Bahnen vorgesehen 
Ist, nach dem BestellerprInzip abzugelten wären. Drei Bei­
spiele, dreimal bittere Marktrealitätl 
Zur Konzessionsdauer bis ins Jahr 2008: Nach dem alten 
Recht wurde der Swlssalr auf 15 Jahre hinaus eine allge­
meine BetrIebsbewilligung erteilt. Die Konzession wurde je­
weils nach Ablauf um weitere drei Jahre erstreckt. Die letzte 
Erstreckung geschah 1993. Die Konzessionsverlängerung 
von 1996 wurde in Anbetracht der bevorstehenden Revision 
nicht erteilt. Die Konzession der Swlssalr würde somit nach 
einer ÜbergangsfrIst von elf Jahren Im Jahre 2008 auslaufen. 
Sinn der ÜbergangsfrIst Ist es, das Überleben unserer natio­
nalen Fluggesellschaft zu sichern, und zwar ohne Subventio­
nen. In Anbetracht des unglaublich harten Verdrängungs­
kampfes Im Luftverkehrsmarkt Ist die ExIstenzsicherung für 
die Zukunft so oder so eine schwierige Aufgabe. 
Gelingt uns dies nicht, schwächen wir den Tourismus und 
den Export, schwächen wir den gesamten schweizerischen 
Markt, schwächen wir den Verkehrs- und WIrtschaftsstandort 
Schweiz. Von einer solchen Entwicklung wäre auch die Ro­
mandie stark betroffen, Immerhin Ist die Swlssalr In Genf­
Colntrln Hauptarbeitgeberln. GesamtschweizerIsch beschäf­
tigt die Swlssair bekanntlich über 18 000 Personen. Ein Un­
ternehmen berechnet die Höhe seiner langfristigen Investitio­
nen aufgrund der Konzessionsdauer. Ein Untemehmen will 
sicher sein, dass die Investitionen amortisiert werden können 
und ab einem bestimmten Zeitpunkt Gewinne abwerfen. 
Die Swlssair hat aufgrund der erteilten Konzessionen Investi­
tionen In MIllIardenhöhe vorgenommen; die heutige Flotte 
entspricht - es ist bereits erwähnt worden - einer Investi­
tionssumme von 6 Milliarden Franken. So werden z. B. die 
Investitionen In den neuen umweltfreundlichen Airbus A 330 
auf eine Milliarde Franken veranschlagt. Ein Flugzeug kann 
aber frühestens nach 15 Jahren abgeschrieben werden, die 
Abschreibungen allein machen 11 Prozent der Kosten eines 
Langstreckenfluges aus. Eine Reduktion der AmortIsations­
zeIt oder eine sofortige Ablösung der Konzession Ist aus 
volkswirtschaftlichen Gründen ein Unsinn. Eine Konzession 
Ist ein wohlerworbenes Recht. Wird dieses Recht entzogen, 
ergibt sich eine Entschädigungspflicht für den Bund. 
Die von der Minderheit geforderte Verkürzung der Amortisa­
tionszeIt um sechs Jahre wäre mit Schadenersatzzahlungen 
an die Swlssalr - man kann es nicht genau beziffern -In Mil­
lIardenhöhe verbunden. Die Swlssair hat die Streichung - da­
von bin Ich überzeugt - von 13 ihrer 500 Flüge ab Genf nicht 
aus Bösartigkeit vorgenommen, sondern rein infolge des 
ökonomischen Drucks. Unsere nationale Fluggesellschaft Ist 
bekanntlich Im europäischen Luftraum blockiert. Sie muss 
gegen massive WettbewerbsnachteIle ankämpfen. Sie erhält 
keine staatlichen SUbventionen, damit sie die Flugpreise ver­
billigen kann, wie die meisten Ihrer europäischen Mitkonkur­
renten, und das wird auch in Zukunft so sein. 
Die Swlssalr hat In Genf seit der Streichung der InterkontI­
nentalflüge nur rund 5 Prozent Ihres Marktanteils verloren. 
Immer noch werden aber 50 Prozent der LInienflüge ab Genf 
durch die Swlssalr angeboten. Genf bleibt deshalb weiterhin 
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der zweltgrösste Flughafen Im Streckennetz der Swlssalr. 
Über die letzten sechs Monate - das Ist auch Interessant zu 
wissen - hat die Swlssalr bel den Passaglerzahlen bereits 
wieder 4 Prozent zugelegt. Das sind ebenfalls ökonomische 
Realitäten. 
Bel der Liberalisierung der Telecom PTT haben wir ebenfalls 
das Monopol aufgehoben und gleichzeitig mit den entspre­
chenden Ubergangsbestlmmungen sichergestellt, dass die 
Startbedingungen für die zukünftige Swlsscom gut sind und 
sie eine starke, konkurrenzfähige Unternehmung bleibt und 
damit Ihre Chancen Im Intematlonalen Wettbewerb vergrös­
sert. Diese Verantwortung müssen wir auch bel dieser Re­
form wahmehmen. 
Wie sehen nun die vom Bundesrat vorgeschlaaenen und von 
der Mehrheit der Kommission befürworteten Ubergangsbe­
stimmungen aus? Bis Im Jahr 2008 bleibt die Swlssair Im Be­
sitz des Monopols, aber nur noch für Strecken, die sie selbst 
befliegt. Um die Strecken, für die die Swlssalr keine Interes­
sen geltend macht, können sich Schweizer Luftfahrtgesell­
schaften bereits ab Inkrafttreten der Gesetzesrevision bewer­
ben. 
Ab dem Stichjahr 2008 werden die Konzessionen aller LI­
nien, um die sich die Swissair bewirbt, In StreckenkonzessIo­
nen umgewandelt. Mit Blick auf die Romandie wurde ein Pas­
sus aufgenommen, der es In begründeten Fällen möglich 
macht, den Monopolschutz gegen Entschädigung vor dem 
Jahr 2008 aufzuheben. Der Schaden, der der Swlssalr bel ei­
ner frühzeitigen Konzessionskündigung entstünde, müsste 
nach dem Verursacherprinzip vom Bund und/oder von den 
Kantonen übemommen werden. 
Der Luftverkehrsmarkt der Schweiz bedarf einer Liberalisie­
rung, gleichzeitig braucht aber der Wlrtschafts- und Ver­
kehrsstandort Schweiz - dazu gehören neben der Romandie 
auch die deutsche und die italienische Schweiz - eine starke, 
Intematlonal konkurrenzfähige schweizerische Luftfahrtun­
temehmung. 
Es geht bel dieser Revision und Insbesondere bel diesem -
dem entscheidenden - Artikel nicht um Massnahmen gegen 
die Romandie, sondern um die Stärkung des Wirtschafts­
standortes Schweiz - und damit auch der Romandie. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte Ich Sie, bel den 
Übergangsbestimmungen dem Entwurf des Bundesrates zu­
zustimmen. Lehnen Sie den Antrag der Minderheit und den 
Antrag Müller Erlch ab. Letzterer will die Konzessionsdauer 
bis Ins Jahr 2011 verlängern. Das wäre eine Provokation ge­
genüber unserer KOllegen aus der Romandie. Der Eventual­
antrag Seiler Hanspeter enthält einen Kompromissvorschlag: 
Er möchte die Konzessionsdauer «auf höchstens 7 Jahre 
nach Inkraftsetzung des Gesetzes» befristen. Ich bitte Sie, 
auch diesen Antrag abzulehnen. 

Tschopp Peter (R, GE): Monsieur le rapporteur unlque -
pulsque nous avons un nouveau systeme et que le rappor­
teur de langue fran~lse ne s'exprlmera pas -, ma courte 
question est la sulvante: est-ce que vous avez l'lmpresslon, 
comme vous I'avez annonce au debut de votre Intervention, 
que ce plaidoyer en faveur de Swlssalr est equillbre? 

Bezzola Durl (R, GR), Berichterstatter: Wenn ich die Frage 
richtig verstanden habe, sind Sie der Meinung, Ich hätte Im 
Namen der Swlssalr rapportiert. Dies Ist nicht der Fall. Ich 
habe versucht, möglichst detailliert und ausführlich die Mei­
nungen der Kommissionsmehrheit klar darzustellen. 
Ich habe weiter darauf hingewiesen -Ich mache das als Un­
ternehmer sehr gerne -, dass auch In diesem Fall der Markt 
entscheidend Ist und man nicht eine Kürzung der Konzession 
vornehmen kann, ohne die Folgen zu kennen. Diese Folgen 
wären verheerend, vor allem für die Bundeskasse. Das habe 
Ich versucht zu sagen. Man kann dies nicht mit wenigen Wor­
ten tun, sondern das muss ausführlich geschehen. 

Christen Yves (R, VD), porte-parole de la minorIte: Dans ce 
debat, 11 y a presque unanlmlte pour reconnaitre la necessite 
de IIberaliser le trafic aMen sulsse et d'enlever a Swlssalr un 
monopole archaique, parce qu'lI empäche le developpement 
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harmonleux du trafic aerlen dans toutes les partles du pays 
et parce qu'lI constltue egalement une entrave au developpe­
ment de compagnies aertennes innovatives et dynamiques, 
dont Swlssalr egalement, nous I'avons apprls lors des debats 
d'hier. 
Cette IIberalisation n'a donc de sens que si elle peut exercer 
ses blenfalts rapldement. Le Conseil federall'a bien comprls 
10rsqu'iI apresente la modlfication de la loi dans des delals 
tres courts, des I'evenement declenchant du 3 avrll 1996. 
Tout se passe pourtant comme si du message a la 101, des 
declaratlons d'lntentlon a la realite,le Conseil federal etalt de­
venu soudaln molns courageux, Msltant d'aller jusqu'au bout 
de la reforme. J'imagine les crls d'orfrale, Monsieur le rappor­
teur de la majorIte, qu'auralt pousse cette assemblee sllors 
de la revision de la 101 sur les telecommunlcations, on avait 
accorde a notre entreprise un delal de dix ans pour s'adapter 
a la llberallsatlon. Les Investlssements d'lnfrastructure de 
Telecom PTT sont pourtant aussi importants que ceux de 
Swlssair. C'est une compagnle qul nous appartlent et qui n'a 
pas demande d'lndemnltes. 
La revision legislative qul nous preoccupe a pour objectif de 
supprlmer le monopole de droit. Les dispositions transitolres 
revlennent a consacrer un monopole de falt, en tout cas pour 
un tres grand nombre de destlnatlons. Lors du transfert de la 
concesslon de Swlssalr a la nouvelle soclete SAlr Group, le 
Conseil federal a accorde, par I'ordonnance du 23 mal 1997, 
le meme delal que celul de la concession anterleure, c'est-a­
dlre jusqu'a fin 2008, alors que Swissalr demandalt un delai 
a fin 2011. Mals la nouvelle soclete anonyme pour la naviga­
tion aerlenne n'a plus les memes buts statutalres que I'an­
clenne compagnie, pulsque ses statuts ne font plus reference 
a I'interet general du pays, mais excluslvement a celul du 
groupe, comme cela ressort de I'artlcle 2 desdlts statuts du 
23 mal 1997: ceLa soclete tlent dame nt compte des interets 
du groupe SAir dans la poursuite des buts de la soclete.1> 
Le falt de savolr si Swissalr aurait drolt a une Indemnite si la 
duree de ses concesslons etait reduite a cinq ans n'a ete 
qu'evoque en commisslon. Nous n'avons pas pu obtenlr 
d'avls de drolt a ce sujet. L'OFAC ne semble pas avolr appro­
fondl cette question. C'est par l'lnterview de M. Bruggisser, 
toujours aussl fln communicateur, que nous avons appris que 
cette societe reclameralt des Indemnltes calculees a hauteur 
de mIlIIons a trols chiffres. 
J'estlme que c'est un grossler chantage, et Je pese mes mots. 
Mon collegue de parti, M. Fischer-Seengen, qul est jUriste, 
Invoque le prlncipe du respect des accords. cePacta sunt ser­
vandal>, dit-II en latln. Sans me lancer dans une analyse jurl­
dlque, je lui rappelle qu'lI existe, en latln aussi, dans le droit 
le prlnclpe de la ceclausula rebus slc stantlbusl>, au terme de 
laquelle, si les clrconstances fondamentales changent, le 
contrat peut atre revu. 
En l'espece,les clrconstances fondamentales ont change, car 
Swlssalr a declde elle-mame, pour des raisons economlques 
et non pas par mechancete bien sOr, de changer les regles 
du jeu et de renoncer partiellement a une desserte de Geneve 
par les celong-courrlersl> en les concentrant aZurlch. Ce fal­
sant, I'artlcle 103, qu'lI vous est aujourd'hul propose d'abro­
ger, a ete viole. Swlssalr ne peut des lors pas se prevaloir de 
dommages qu'elle a elle-mame contrlbue acreer. Ce n'est 
donc pas a la collectlvlte d'assumer les rlsques que Swlssair 
a Inltles de par sa declslon. Que penseralt le publlc sulsse, qul 
constltue la plus grande partie de la clientele de Swlssalr, si 
on lui reclamait aujourd'hul quelques centalnes de mlllions de 
francs? Un serleux coup pour son Image de marquel 
On peut d'allleurs se poser la question si Swlssalr aura tou­
jours dans quelques annees une actlvlte de transporteur. A 
en crolre sa dlrectlon, elle souhalte se dlverslfier vers des ac­
tlvites plus remuneratrlces et n'exclut pas - ou alors, sont-ce 
des Interviews? -, I'abandon des transports aerlens. 
En ce qul concerne I'amortlssement, I'äge moyen du parc ae­
ronautlque de Swissalr est d'environ cinq ans. Un delai de 
clnq ans pour la valldlte des concesslons lul permettralt donc 
dlx ans d'amortlssement pour le molns, pulsqu'lI n'est pas 
certaln qu'a cette ecMance Swissair perde tous ses drolts. 
Cela paraTt economlquement supportable et je vous propose 

donc, par analogie avec la 101 sur les telecommunlcatlons, 
mals aussl conformement aux prlnclpes generaux du droit 
admlnlstratif, de IImlter la periode transltolre a clnq ans et de 
soutenlr ma proposition de minorIte. 

Müller Erich (R, ZH): Mit der Erteilung der Konzession hat 
der Bund mit der Swlssalr einen Vertrag abgeschlossen. Mit 
der vorliegenden Revision Ist er dabei, die eingegangenen 
Verpflichtungen einseitig zu brechen. Die bestehende, 
rechtsgOltlge Konzession verlangt In Artikel 2, dass die Kon­
zession Immer mindestens zwölf Jahre gOltlg Ist und auf An­
trag um jeweils drei Jahre verlängert wird. Das sehen Sie 
auch in der Botschaft Seite 11. 
Das Eidgenössische Verkehrs- und EnergIewIrtschaftsde­
partement hat - wie dies Herr Bundesrat Leuenberger ge­
stern erklärte - ohne rechtliche Grundlagen die Konzession 
auf Ende 2008 begrenzt. Das sind weniger als zwölf Jahre, 
geschweige denn fanfzehn Jahre. Dies widerspricht nicht nur 
Treu und Glauben, dies setzt den Bund auch dem Risiko von 
Entschädigungsansprachen seitens der Swlssalr aus. 
Die Swlssair hat sowohl beim Bundesgericht als auch beim 
Bundesrat gegen die unrechtmässlge KOrzung der Konzes­
sion Beschwerde eingereicht. Es ist darum durchaus reali­
stisch, dass die Bundeskasse mit einer massiven Entschädi­
gungszahlung belastet werden könnte. 
Ich erinnere Sie daran, dass der Bund In anderen Fällen zur 
Kasse gebeten worden Ist, als er Konzessionen einseitig be­
grenzte. Denken Sie an den Fall des Kernkraftwerkes Gra­
ben. 
Mit diesem einseitigen Vorgehen steht der Bund In der 
Schuld der Swlssalr. Der Bund muss doch zu seinen einge­
gangenen Verpflichtungen stehenl Wollen wir ein Unterneh­
men strafen, welches Im Gegensatz zu seiner Konkurrenz 
ohne Subventionen des Staates auskommt und sich als glo­
baler Konkurrent International einen Namen geschaffen hat? 
Die Swlssair hat in den letzten zwei Jahren fOr Ober 
2,7 Milliarden Franken eine neue Europaflotte der modern­
sten Art angeschafft. Diese Flotte Ist erst eineinhalb Jahre, 
die ganze Flotte erst fOnfeinhalb Jahre alt. Die Swissalr hat 
diese Flotte 1990 Im Vertrauen auf die Abmachung mit dem 
Bund bestellt. 
Jedermann welss, dass alle Flugzeuginvestitionen von den 
Fluggesellschaften Ober Jahrzehnte abgeschrieben werden 
massen. Dies gilt fOr grosse Betriebe wie die Swissalr, aber 
auch fOr kleine wie zum Beispiel die Air Engladlna. Die Swiss­
air schreibt Ober 15 Jahre ab, Ihre Konkurrenz Ober bis zu 
25 Jahre. Eine Fluggesellschaft wird eine Investition nur täti­
gen, wenn sie Gewähr hat, diese Ober eine betrIebswIrt­
schaftlich vernOnftlge Zelt nutzen zu können. 
1966 hat der damals noch weitsichtige Bund die Mlndest­
dauer der Swlssalr-Konzesslon auf zwölf Jahre festgelegt. 
Dies ist jetzt unterschritten. Das Ist nicht In Ordnung. Deshalb 
verlangt die Swissalr zu Recht die EInhaltung vertraglicher 
Abmachungen. 
Wenn die Vertreter der Westschweiz mit dem Antrag der 
Kommissionsminderheit eine Befristung der Konzession auf 
fOnf Jahre veriangen, beweisen sie damit, dass sie wenig 
Ahnung von betrlebswlrtschaftllchen Grundlagen haben. Sie 
lassen sich von emotionalen Motiven leiten und nehmen da­
bei In Kauf, dass der Bund seine Verträge bricht und erst 
noch entschädlgungspfllchtlg wird! 
Ich frage Herrn Frlderlcl: Was warden Sie machen, wenn Sie 
fOr alle Ihre lastwagen eine Transportkonzession benötigen 
warden und man Ihnen diese nur fOr fOnf Jahre gewähren 
wOrde? Wenn Sie die fant Jahre Ins Gesetz aufnehmen, dann 
bestrafen Sie ein Unternehmen, das einem Internationalen, 
harten Wettbewerb ausgesetzt Ist und Oberdies wegen den 
Immer noch nicht abgeschlossenen Verträgen mit der EU zu­
sätzliche WettbewerbsnachteIle hinnehmen muss. Eine Inve­
stitlonszurOckha!tung der Swlssalr wOrde die Schweizer 
Volkswirtschaft treffen, auch In der Westschweiz. Es kann 
doch fOr niemanden von Interesse sein, die Swissalr wirt­
schaftlich zu schwächen! 
Ich habe mir die MOhe gemacht, die Flugpläne anzuschauen: 
Von einem echten Abbau In Genf kann nicht die Rede selnl 
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Es ist auch nicht so, dass seit dieser Änderung neue Gesell­
schaften Genf anfliegen. 
Ich bin schon etwas erstaunt, Herr Maitre, wie Sie als Präsi­
dent des Flughafens Genf mit Ihrem grössten Kunden um­
springen. Das hat mit marktwirtschaftlichem Benehmen rela­
tiv wenig zu tun. Die Swlssalr Ist der grösste Arbeitgeber auf 
dem Flughafen und bietet die meisten Flüge an. In der Privat­
wirtschaft kämpft man für seinen grössten Kunden und ver­
sucht nicht, diesen zu schwächen. 
Ich stelle darum den Antrag, dass die Eidgenossenschaft ihre 
Verpflichtungen aus dem bestehenden Vertrag volIumfäng­
lich einhält und entsprechende Ausführungsbestimmungen 
erlässt. Damit kann das Risiko von Entschädigungszahlun­
gen reduziert werden. Die Schweiz braucht, wie unsere 
Nachbarländer, eine konkurrenzfähige, stolze Fluggesell­
schaft wie die Swlssalr. 
Deshalb bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen und vor 
allem den unsinnigen, nur auf Verärgerung fussenden Min­
derheitsantrag abzulehnen. 

Dupraz John (R, GE): Ma question s'adresse egalement au 
rapporteur de la commission et au Conseil fMeral. 
Je constate que, dans la politlque de notre pays, on parle 
beaucoup de Iib8ralisatlon, mals que la Iib8ralisatlon, c'est 
toujours pour les autres et pas pour sol. Alors, les gens qul 
preconlsent actuellement de maintenir le monopole de Swiss­
air au-dela de ce que pro pose la minorite sont-i1s prets, 
comme nous allons voter la cePolitique agricole 2002» la 
semalne prochalne, a accorder les memes delais aux pay­
sans - qul sont beaucoup plus faibles que Swissair - pour 
s'adapter, c'est-a-dire 2008 ou 2011 au Iieu de 2002? 

Müller Erich (R, ZH): Ich finde es unsinnig, dass man jetzt die 
Luftfahrtrechte und die ganze Situation der Wettbewerbs­
fähigkeit der Luftfahrtgesellschaft, die von der Wirtschaft aus 
gesehen sehr wesentlich Ist, mit der Landwirtschaft verknüpft. 
Im übrigen stehen auch völlig unterschiedliche Investitionen 
hinter dem einen und dem anderen. Ich glaube nicht, dass es 
richtig wäre, wenn wir jetzt der Landwirtschaft die gleichen 
zwölf oder fünfzehn Jahre gewähren würden. Wir brauchen 
eine gewisse Verhältnismässlgkeit in diesem Land. 

Frlderlcl Charles (L, VD): Juste une petite precision. 
Monsieur Müller, vous m'avez pris a partie tout a I'heure en 
me dlsant: ceMonsieur Friderici, si vous aviez des conces­
slons pour vos camions qul etaient valables cinq ans, est-ce 
que vous accepteriez?» 
La difference, c'est que nous sommes deja dans un marcM 
concurrentlel aujourd'hui, Monsieur Müller, et, vous le savez 
sans doute, 11 y ades contrats conclus entre differentes en­
treprises qul ne sont plus respectes apres quelques mols 
seulement. A ce moment-la, je crois que la pression exercee 
par Swissalr aujourd'hul est tout slmplement Inadmlsslble. 
Elle est inadmlsslble parce que Swlssalr a b8neficle d'un mo­
nopole de falt depuls des annees et qu'aujourd'hul, alors 
qu'elle demande la liberalisation sur le plan international, elle 
voudralt toujours etre protegee par un monopole de falt, et 
ceci jusqu'en 2008 - et vous demandez me me jusqu'en 
2011, preuve que vous ne cherchez pas cette IIb8ralisatlon. 
Je trouve que, pour un representant de I'economle liberale, 
votre position aujourd'hul est totalement Inadmlsslble. 

Seiler Hanspeter (V, BE): Ich gestehe, dass Ich In der Kom­
mission dem MInderheitsantrag Christen sehr skeptisch ge­
genübergestanden bin und Ihn dort nicht unterstützt habe. 
Ich habe mich aber seither nochmals Intensiv mit der Frage 
befasst, ob bel den Übergangsbestimmungen vor allem aus 
politischen Gründen nicht doch eine Befristung vorzusehen 
sei. Meine Skepsis gegenüber dem MInderheitsantrag Ist 
deshalb nun relativ stark geschwunden. Herr Kommissions­
sprecher Bezzola hat am Anfang - das muss man schon sa­
gen - beim Malen der Auswirkungen sehr viel schwarze 
Farbe gebraucht. 
Die vorgesehene Übergangsregelung befriedigt In der Tat 
nicht. Sie würde heute und In den nächsten 11 Jahren - rea-
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Iistlscherweise sind es gar nicht 11 Jahre - den Einsatz von 
schweizerischen Flugzeugen mit schweizerischem Personal 
faktisch verhindem. Ich denke beispielsweise an die Air En­
gladlna, wobei Ich gleichzeitig klarlegen möchte, dass Ich zu 
keiner einzigen Fluggesellschaft Irgendwelche Interessen­
bindung habe. 
Ich welse auf drei Aspekte hin: 
1. Wir s(:!rechen Immer von liberalisieren. Mit den vorgeschla­
genen Übergangsbestimmungen wird jedoch das Beste­
hende für eine gewisse Zelt sogar noch betoniert. Ein Libera­
lisierungsprozess wird zumindest massiv verzögert. Der 
Markt, den man Immer wieder fordert, kann faktisch gar nicht 
richtig spielen. 
2. Die vorgesehene Regelung nagelt vorderhand ein Mono­
polverhalten fest. ceMonopolltis» hat doch In unserer Zeit zu­
mindest In diesem Bereich keinen Platz mehrl 
Ein Beispiel: Vor einiger Zelt wurde die Strecke Genf-Buda­
pest schweizerischerseits nicht mehr direkt bedient. Die Air En­
giadlna hat sich deshalb um eine Konzession beworben. Flugs 
wurde darauf diese Strecke durch die Swlssair wieder belegt; 
allerdings fliegt sie die Strecke nicht selber, sondern In ihrem 
Auftrag fliegt die Malev, die ungarische Fluggesellschaft. 
Ein Markt war aufgrund der geltenden Bestimmungen also 
praktisch unmöglich. Wollen Sie dies noch für 10 bis 11 Jahre 
oder nach dem Willen der Swissair gar für 13 bis 14 Jahre 
zementieren? 
3. Kleinere und unabhängige schweizerische Fluggesell­
schaften - sie haben übrigens auch Investitionen vorgenom­
men - haben In seriösem Aufbau Arbeitsplätze geschaffen, 
beispielsweise allein die Air Engladina im Raum Bem deren 
hundert, was man bekanntlich nicht von allen grossen 
schweizerischen Fluggesellschaften behaupten kann. Diese 
arbeitsmarktIIch positiven Bemühungen dürfen gerade heute 
nicht bestraft werden. Das Auslagern von Arbeitsplätzen und 
Verdienstmöglichkeiten ins Ausland, wie es hier geschehen 
Ist, Ist in unserer Zelt unbegreiflich, wenn man bedenkt, dass 
auch andere Lösungen zur Verfügung gestanden hätten. 
Selbstverständlich kann man nicht über Nacht eine komplett 
andere Situation schaffen und die Monopole von einem Tag 
,!uf den anderen beseitigen. Das wissen wir alle. Es braucht 
Ubergangsfrlsten. Fünf Jahre mögen eine zu kurze Frist sein, 
um sich den neuen Gegebenheiten anzupassen und echt 
marktfähig zu werden. Mein Vorschlag, die Frist auf sieben 
Jahre auszudehnen, soll ein Vermittlungsvorschlag sein, der 
es erlaubt, die Forderung, wonach für alle Gesellschaften 
gleich lange Spiesse zu schaffen selen, rascher als vorgese­
hen, aber doch nicht zu kurzfristig zu erfüllen. 
Schllesslich geht es um ein Stück Glaubwürdigkeit der Llbe­
ralislerungspolitlk unserer Zelt. 
Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu diesem meines Er­
achtens wirtschaftlich verkraftbaren Vermittlungsvorschlag, 
der eine Brücke zwischen den verschiedenen Varianten und 
auch eine Brücke zwischen den Interessen der verschiede­
nen Landestelle schlagen will. 
Bedenken Sie, dass die Gesetzesänderung realistIscher­
weise wohl frühestens auf 1. Januar 1999 In Kraft treten wird. 
Es wird sich also um neun Jahre handeln, nicht um elf. Man 
müsste mit diesen Zahlen auch ein wenig realistischer und 
wahrheltsgemäss umgehen. Mit meinem Eventualantrag 
liegt man dann wirklich sehr nahe beim ominösen Jahr 2006. 

Frlderlcl Charles (L, VD): Nous sommes vralment au coeur 
de la dlscusslon de cette 101 sur I'avlatlon. En effet, les mesu­
res transitolres, qul normalement ne sont que des mesures 
de transition de dispositions legislatives ou accessoire me nt 
une periode permettant aux acteurs de s'adapter au marcha, 
revetent un caractere partlculler dans cette 101. En effet, en 
voulant autoriser Swlssalr a conserver son monopole - ou 
d'autres compagnles etrangeres au benefice d'ceautorisations 
d'exploltatlon» de IIgnes avec la Suisse -, nous leur accor­
dons des avantages jusqu'a leur ecMance. Nous betonnons 
au fond la situation actueiie. 
J'ai paria tout a I'heure de contrats qul pouvaient etre denon­
ces ou qul etalent parfois uniiateralement denonces. J'aime­
rais ici dire que la concesslon de Swlssalr preclse a son 
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artlcle 3 les conditions pour que son reseau de IIgnes solt au 
profit d'une situation de monopole decoulant de I'aetuel 
artlcle 103 de la 101 sur I'avlatlon, a savolr que Swlssalr devalt 
prendre en compte les Interets generaux. Or, la declslon de 
Swissalr de I'annee dernlere de concentrer a lurich la plupart 
de ses vols long-courriers procede de la prise en compte des 
seuls Interets partlcullers de Swlssalr et de lurich-Kloten. Je 
vous Iis Icl en allemand I'artlcle 3 alinea 1 er de la concession: 
«Die linien, fOr welche die Konzession anwendbar Ist, sind 
im Linienplan Im Anhang zur Konzession aufgeruhrt. Diese 
linien gelten gemäss Artikel 103 des Bundesgesetzes Ober 
die Luftfahrt als Im allgemeinen Interesse liegend.» Qul est­
ce qul a rompu le contrat? qul est-ce qul a rompu la conces­
slon? C'est bel et bien SWlssalrl Et Swlssalr demande 
aujourd'hul une proteetlon jusqu'en 2008, ou comme le veut 
la proposition MOlier Erlch, une proteetlon jusqu'en 2011, 
alors qu'elle-meme a rompu le contrat! C'est depuls I'annee 
derniere, Monsieur Maller, que Swlssair ne devrait plus be­
neficler de cette concession, c'est depuis I'annee dernlere 
que le Conseil faderal, s'lI avalt fait son travall, aurait du re­
volr cette concesslon, et non pas jusqu'en 2008. 
C'est la raison pour laquelle je vous demande de voter la pro­
position de la minorite de la commission, et alnsl de raccour­
clr le delal de la concesslon a cinq ans a partir de I'entree en 
vigueur de cette 101. 

Vogel Danlei (R, NE): Clnq ans apres I'entree en vlgueur de 
la 101, volla le delal qu'une majorIte du groupe radlcal a estlme 
ralsonnable de lalsser a Swlssalr pour s'adapter a une neces­
saire lIb8ralisatlon des concesslons de transport. 
Au point ou nous en sommes malntenant dans les debats, 
nous avons mis en place une partie des dispositions qui de­
vralent permettre de rompre le monopole de Swissalr sans la 
designation multiple, nous le regrettons. Reste encore a re­
gler le probleme de la duree du monopole que nous accorde­
rons a Swissalr, si non nous resterons dans la theorie. Nous 
avons encore Icl la taculte de faire en sorte que la revision de 
la 101 sur I'avlatlon n'aboutlsse pas unlquement sur le rempla­
cement d'un monopole de drolt publlc par un monopole de 
drolt prlve. 
Sans voulolr brader le ciel suisse, 11 nous parait pour le moins 
ralsonnable d'exlger de Swissair une capaclte d'adaptatlon 
dont notre compagnle d'aviation a preclpite I'echeance en 
declenchant les hostilites par son retralt de certalns vols a 
partlr de Geneve. Je ne peux m'empecher de rappeier Icl que 
nous n'avons pas accorde plus de temps pour assainlr les 
finances faderales ou ouvrir a la concurrence La Poste et 
Telecom PTI. 
On peut bien sur se poser la question de savolr si ce delal de 
clnq ans est suffisant pour SWissalr, si une teile decislon ne 
mettra pas la compagnle dans une situation dellcate. J'es­
pere que Swlssalr s'est Interrogee avant de prendre la decl­
slon de qultter Geneve, que le management de la compagnle 
a pese les risques qu'lI prenalt. SI tel n'a pas ete le cas, cela 
voudralt dlre qu'on pensalt, a Swlssalr, que l'Offlce faderal de 
I'avlatlon clvlle sulvralt sans reaglr. C'est I'occaslon de rappe­
Ier ici que le ciel suisse appartient a l'Etat et qu'lI doit le gerer 
en tenant compte de l'lnteret general du pays. 
Face a la question du delal, Swlssair brandit la menace de re­
clamer des Indemnites au cas ou des concesslons lul se­
ralent retlrees prematurement. On dolt dlre Icl tres clalrement 
que Swlssalr ne pourra pretendre ades indemnites que si la 
compagnle perd effectlvement des concessions premature­
ment. Et 11 faut dlre tout aussl clalrement que rien, dans la 
proposition de redulre la duree des concesslons a cinq ans, 
ne slgnlfie qu'elles ne seront pas ou plus attribuees a Swlss­
air. Au contraire, on peut afflrmer sans se tromper qu'elles 
seront en grande partie recondultes. C'est donc finalement 
sur d'eventuelles concessions qul ne seralent plus accordees 
a Swlssalr dans clnq ans que d'aussl eventuelles Indemnltes 
pourralent etre dues, et non pas sur la totalit8 des conces­
slons dont Swlssalr b8neficle actuellement. 
Pour toutes ces raisons, je vous prie de soutenir la proposi­
tion de la minorite, qul limite la valldlte des concesslons a 
clnq ans des I'entree en vlgueur de la 101. 

Hegetschweller Rolf (R, lH): In der wichtigen Frage der 
Konzessionsdauer gilt es natOrlich, das Kriterium der wohier­
worbenen Rechte zu beachten. Der Bundesrat hat diese ent­
gegen der alten Konzessionsregelung 1996 nicht mehr ver­
längert und In diesem Sinne bereits zugunsten der Romandie 
entschieden. 
Ich glaube auch nicht, dass das, was Kollege Friderlci gesagt 
hat - dass die Swlssalr Ihre KonzessionsbewIllIgung verletzt 
hätte -, stimmt. In dieser Bewilligung Ist nicht genau um­
schrieben, welche linien In welchem Umfang betrieben wer­
den massen. Angesichts der drohenden EntschädIgungs­
pflicht, die sich Immerhin auf Hunderte von Millionen Franken 
belaufen könnte, drängt sich der rechtsstaatlIch saubere 
Weg der EInhaltung einmal erteilter Konzessionen sicher auf. 
Diese Frage könnte sich allerdings auch Im Rahmen noch 
abzuschliessender Internationaler Abkommen neu stellen. 
Wieweit sich die Entschädigungsfrage nach dem Jahre 2008 
noch stellt und ob sie dann noch berechtigt Ist, Ist noch offen. 
Sie hätte allerdings auch dann noch eine gewisse Berechti­
gung. In dieser Sache ist eine Beschwerde beim Bundesge­
richt und beim Bundesrat hängig. 
Eine Unternehmung, die Im Gegensatz zu fast allen Konkur­
renten ohne Subventionen auskommt, sollte nicht durch ein­
seitige Konzessionsauslegung bestraft werden. Das wOrde 
Im Falle der Swissalr geschehen. 
Investitionen - es ist schon gesagt worden - werden nur ge­
tätigt, wenn Gewähr besteht, dass sie auch Ober eine wirt­
schaftlich vernOnftlge leit genutzt werden können. Eine Ver­
kOrzung der Konzession hätte zur Folge, dass die Swlssalr 
bel den Investitionen lurQckhaltung Oben wOrde. Dies hätte 
unerwOnschte volkswirtschaftliche Auswirkungen auch fOr 
die Romandie zur Folge. 
Ich bitte Sie deshalb Im Namen einer sehr starken Minderheit 
der FDP-Fraktlon, wenigstens - wenn auch nicht dem Antrag 
MOller Erich - dem Antrag der Mehrheit der Kommission und 
damit dem Entwurf des Bundesrates zuzustimmen und den 
Antrag der Minderheit Christen sowie den Eventualantrag 
Seiler Hanspeter abzulehnen. 

Zwygart Otto (U, BE): Die LdU/EVP-Fraktlon wird rur den An­
trag der Mehrheit und damit rur den Entwurf des Bundesrates 
stimmen. Sie lehnt den Antrag der Minderheit Christen und 
den Eventualantrag Seiler Hanspeter ab. 
Beim Antrag MOller Erlch ist ein Erklärungsbedarf gegeben. 
Ich nehme an, dass Herr Bundesrat Leuenberger uns erklä­
ren wird, wie das mit der Im Gesetz festgelegten Frist Ist, ob 
während dieser zwölf Jahre keine EntschädigungspflIcht be­
steht oder ob allenfalls doch ein Problem vorliegt. 
Letztlich geht es hier bel der Piece de reslstance um viel 
Geld. Der Monopolschutz Ist verbrieft. Wir könnten es uns 
nicht leisten, diese Fristen, die versprochen worden sind, um­
zulegen, denn die SchadenersatzpflIcht des Bundes wäre 
ganz bestimmt gegeben. Die von der Swlssair getätigten In­
vestitionen dOrfen nicht einfach Ober Steuergelder abge­
schrieben werden. 
Wie Ich In meinem EIntretensvotum festgehalten habe, spielt 
hier noch ein zweiter Grund eine Rolle, nämlich der innere 
Wert der Swlssalr. Wenn wir das Unternehmen In den Augen 
der Kapitalgeber entscheidend schwächen warden, wäre 
auch der Westschweiz nicht geholfen, denn eine Swlssalr, 
die In den Augen der Aktionäre weniger wert wäre, wäre auch 
nicht mehr sehr einsatzfähig und könnte nicht entsprechend 
helfen. Ich hoffe, dass die Swlssalr auch In der Zwischenzeit 
mit einer geschickten Politik bewusster schweizerische Un­
ternehmen einsetzt, um die entstandenen Lacken auszufOl­
len. 
Auf diesem Hintergrund stimmt die LdU/EVP-Fraktlon dem 
Antrag der Mehrheit bzw. dem Entwurf des Bundesrates zu. 

Hämmerle Andrea (S, GR): Die SP-Fraktlon stimmt mehr­
heitlich mit der Mehrheit. Sie bittet Sie, den Antrag der Min­
derheit und die EInzeianträge abzulehnen. 
Wir haben viel Verständnis rur die Anliegen der Genferinnen 
und Genter und der Obrigen VertreterInnen und Vertreter der 
Sulsse romande. Mit dem Antrag der Minderheit Christen 
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übersteuern Sie aber ganz eindeutig. Es Ist so eine Art von 
Revanchefoul, das Sie da anzetteln, und das hat eigentlich In 
der Politik nichts zu suchen. 
Die Swlssair Ist ein gemischtwirtschaftliches Unternehmen. 
Sie Ist und bleibt unsere nationale Fluggesellschaft; Ihr 
Schicksal kann uns nicht gleichgültig sein. Liberalisierung 
kann doch nicht heissen, dass wir diese Unternehmung zer­
schlagen oder Ihr Knüppel zwischen die Beine werfen I 
Ich möchte Ihnen ein Beispiel geben: Wir haben vor kurzer 
Zelt die PTI -Reform beschlossen. Wir haben dort sehr sorg­
fältig versucht, die Telecom PTI, neuerdings dann 
Swlsscom, In diesem liberalisierten Markt in eine gute Aus­
gangsposition zu bringen. Diese gute Ausgangsposition war 
uns 10r unser nationales Telecom-Unternehmen wichtig. Ge­
nau das gleiche gilt für die Swlssalr: Wir wollen Ihr nicht eine 
schlechtere, sondern eine korrekte, gute Ausgangslage bie­
ten. 
Es kommt folgendes hinzu: Wenn diese Konzessionen In kür­
zerer Zelt neu ausgeschrieben werden, dann entsteht ein 
richtiger, korrekter Wettbewerb, und am Schluss bekommt 
trotzdem die Swlssalr wieder diese Konzession. Es würde 
sich also nichts ändern, es handelte sich dann nur um eine 
Schaumschlägerei, und zu Schaumschlägerelen wollen wir 
hier nicht Hand bieten. 
Es kommt etwas Letztes hinzu: Die Swlssair hat eine beste­
hende, rechtsgültige Konzession. Diese Konzession hat Ihre 
Dauer, und diese Dauer können wir hier nicht verkürzen, 
ohne dass wir riskieren, schadenersatzpflichtig zu werden. 
Ich glaube, wir haben Im Bereich der Verkehrspolitik auch fi­
nanziell ein paar andere Prioritäten, als uns hier In Schaden­
ersatzprozesse einzulassen, die wir dann unter Umständen 
noch verlieren. Wir können das Geld verkehrspolItisch be­
deutend gescheiter einsetzen. 
Ich bitte Sie darum Im Namen einer Mehrheit der SP-Frak­
tlon, der Mehrheit zuzustimmen. Herr Spielmann wird die 
MInderheitsposition vertreten. 

Spielmann Jean (S, GE): Dans ce dossier, on se trouve de­
vant une contradictlon de fond. Entre les tenants de la llbera­
IIsatlon et les propositions qul sont faltes Icl, deux problemes 
dOivent, a mon avis, etre debattus et trancMs par notre Con­
seil: le premier, celul de I'utlllsation des concesslons par une 
compagnle qul a change ses buts, et le second, celul du de­
lai. Je ne veux pas revenlr sur les buts pulsqu'lIs ne sont plus 
d'lnteret general, mals de I'interet du groupe. Mais, si la 101 est 
votee teile quelle, pendant la periode transltolre de onze ans 
de monopole, Swissalr profitera des accords de reclprocite 
negocles entre les Etats et, par consequent, oa n'aura rlen a 
volr avec I'ouverture du marcM. 
Si oa ne dependalt que de Swlssair, de l'Etat et d'organlsa­
tions de transport, iI n'y auralt pas de probleme. Le probleme 
reslde dans le falt que Swlssalr s'est retlree en partie de la 
Sulsse romande, qu'elle a adopte une strategie de repll sur 
Kloten et sur Zurich. Par consequent, la question de la pe­
riode transltolre pose le probleme d'un aeroport regional 
comme Colntrln et pose un probleme pour toute la Sulsse ro­
mande qui devra, si cette 101 est adoptee, attendre onze ans 
avant de pouvolr «profiter", entre gulllemets, de la llberallsa­
tlon, assurer le developpement necessaire et concevoir une 
alternative aux decislons prlses par Swlssair. C'est donc to­
talement Injuste, pas seulement au niveau de la llberallsatlon 
du marche, mals au niveau d'une region entlere que vous al­
lez penallser. Onze ans dans la situation actuelle, compte 
tenu du developpement extraordinalrement rapide des tech­
niques et des differents accords Internationaux sur les vols, 
c'est juguler et empecher le developpement, alors qu'on a 
declde unllateralement de se retirer de la Sulsse romande. 
Donc, la declsion que nous prenons Ici, c'est que les accords 
de reclproclte negocles entre les Etats en ce qul concerne les 
vols dolvent profiter a toutes les regions du pays. Pour que 
ce solt le cas, 11 faut que I'aeroport de la Sulsse romande 
pulsse etre concurrentlel vls-a-vls des autres et, par conse­
quent, 11 faut IImlter le delal de concesslon. 
Je pense que la proposition de minorIte Christen permet par­
faltement de malntenlr les Interets de SWissalr, et qu'elle per-
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met aussi a Cointrln, dans un avenlr relativement rapprocM, 
d'etre concurrentlel sur le marche. 
Je vous remercie de soutenlr cette proposition de minorIte, 
au nom d'une minorIte du partl mals aussl au nom d'une ml­
norlte Importante de la population suisse. 11 en va, dans cette 
declslon-Ia, de I'equillbre entre les regions de ce pays. Je 
vous remercie d'en tenlr compte. 

Binder Max (V, ZH): Ich habe gestern schon gesagt, dass wir 
dieses Gesetz sachbezogen behandeln und die Emotionen 
für einmal beiseite lassen müssen. 
Die SVP-Fraktlon wird geschlossen für den Antrag der Mehr­
heit und damit für den Entwurf des Bundesrates stimmen. Es 
geht hier nicht darum, die Swissair oder andere Fluggesell­
schaften zu schützen. Es geht hier meiner Meinung nach nur 
um eine Frage: nämlich um die Frage von Treu und Glauben. 
Die Konzession der Swlssalr wurde 1993 um weitere 15 Jah­
re verlängert. Sie gilt nun bis zum Jahre 2008. Die Konzes­
sion wurde Immer 12 Jahre vor Ablauf um drei Jahre verlän­
gert. 1996 wurde sie vor dem Hintergrund der Öffnung des 
Luftverkehrs nicht mehr verlängert. Es ist hier klar festzuhal­
ten, dass die Verlängerung der Konzession nicht automatisch 
erfolgt. Es besteht also kein automatischer Anspruch auf eine 
Verlängerung. Es wäre sicher auch falsch gewesen - das 
zeugt von der Weitsicht des Bundesamtes 10r Zivilluftfahrt -, 
wenn die Konzession wenige Monate vor dieser Debatte um 
weitere drei Jahre verlängert worden wäre. In der Konzes­
sion heisst es, dass sie auf Antrag der Konzesslonärln In der 
Regel erneuert wird. Man hat also den Spielraum, die Kon­
zession zu verlängern oder nicht zu verlängern. Es besteht 
kein genereller Anspruch auf eine Verlängerung. 
Der Antrag Seiler Hanspeter kann kein Vermittlungsantrag 
sein. Er verletzt in gleicher Welse wie der Antrag der Minder­
heit Christen die rechtlich gOltlge Konzession. Deshalb lehnt 
die SVP-Fraktion belde Anträge ab. 
Wir lehnen aber auch den Wunsch der Swissalr - vertreten 
durch Herrn Müller Erich - ab, die Konzession bis Ins Jahr 
2011 zu verlängern. 
Es wird Immer von einem absoluten Monopol der Swlssair 
gesprochen. Viele In diesem Saal gehen davon aus, dass bel 
Inkrafttreten des Gesetzes vor dem Jahre 2008 überhaupt 
nichts geschehen würde. Es Ist aber so, dass bereits mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes Veränderungen eintreten. So wer­
den von diesem Zeitpunkt an beispielsweise nur jene Strek­
ken geschützt, welche die Swlssalr fliegt. Bel Mehrfachbe­
zeichnungen, die neu kommen, ist die neue Konzession nicht 
mehr geschützt. Diese neuen Rechte sind auch dann nicht 
mehr geschützt, wenn zusätzliche Flüge auf einer Linie pro 
Woche erfolgen. Gehen Sie also nicht davon aus, dass das 
Gesetz bel Inkrafttreten nur allenfalls wegen der Konzession 
der Swissair blockiert würde. 
Die SVP-Fraktion stimmt aus GrOnden der RechtsgOltlgkeit 
10r den Antrag der Mehrheit bzw. für den Entwurf des Bun­
desrates. Konzessionen sind verbindliche Rechte. Dies giit 
Im übrigen nicht nur 10r die Luftfahrtkonzessionen, sondern 
10r alle Konzessionen, ob sie nun die Transportunternehmun­
gen auf der Strasse, auf der Schiene oder In der Luft betref­
fen oder ob es sich um Wasserkonzessionen handelt. 
Konzessionen sind grundsätzlich verbriefte Rechte, die ein­
gehaiten werden müssen. Auf eine Konzession muss man 
sich verlassen können. Sie darf nicht aus einer Unzufrieden­
heit oder einem gewissen Rachegefühl heraus willkürlich be­
schnitten werden. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SVP-Fraktion, dem An­
trag der Mehrheit bzw. dem Entwurf des Bundesrates zuzu­
stimmen. 

Maltre Jean-Phiiippe (C, GE): La disposition transltoire qui 
ressort des travaux de la commlssion et qui est proposee par 
ia majorit8 de ia commisslon - ainsi d'ailleurs que dans le 
projet du Conseil federal - a ete construite et repose sur la 
duree des concessions. 
La premiere chose que Je voudrais dire, c'est que, teile 
qu'elle est libellee, cette disposition transitoire cree des ine­
galites de traitement insoutenables. En effet, par definition, 
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les differentes compagnles qul operent ont des concesslons 
de durees differentes, et on volt bien que cette disposition 
transltolre a ete construlte parce que Swlssalr a une conces­
slon qul va jusqu'en 2008. Si la concesslon de Swlssalr avalt 
une ecMance plus courte, je suls persuade qu'on auralt li­
belle la disposition transitoire dans le sens de la proposition 
de minorite Christen. 
J'almerals vous rendre attentlfs a ce premier point essentlel, 
a savolr l'lnegalite de traltement qul resulte de la disposition 
transltolre qul vous est sou mise par la majorite de la commis­
slon. Qu'on en juge: Swlssair a certes une concesslon dont 
l'ecMance est flxee au 31 decembre 2008, mais Crossair a 
une concesslon qul est valable jusqu'au 31 mars 2000. Air 
Engladina - tenez-vous bien I - a une concesslon qul est va­
lable jusqu'a la fln du mols d'octobre 1997. Air Glaciers, pour 
la IIgne Slon-Zurich, pour prendre egalement cet exemple, a 
une concesslon qul est valable jusqu'au 31 mars 19981 
On volt donc bien que cette disposition transltolre conslste a 
dire: Swlssalr, d'accord, c'est bon jusqu'en 2008; quant aux 
autres, vous avez des concessions qui sont tres courtes, eh 
bien vous n'avez qu'a vous debroullleri Ca, c'est une Inega­
lite de traltement qul, sur le plan polltlque et sur le plan juridl­
que, est tout slmplement Insoutenable. 
11 faut donc rediscuter, non pas du princlpe de la disposition 
transltolre, car c'est absolument normal qu'lI y alt une dispo­
sition transltolre qul permette aux compagnles, et a Swlssalr 
en partlculler, bien sOr, de s'adapter a une nouvelle situation, 
mals le princlpe acquis doit nous condulre a revoir serieuse­
ment la duree dans le sens de la proposition de minorite, qui 
a I'avantage de mettre toutes les compagnles sur pled d'ega­
IIte. 
On parle des Investlssements, de ceux de Swlssalr: IIs sont 
certes Importants, et 11 dolvent fltre prls en conslderatlon. 11 
n'est pas question de les negllger, mals que je sache, Cross­
air a aussl Investl, tout comme Air Engladlna. Et, on I'a vu 
dans le debat d'hler, les aeroports ont aussl Investi. Je ne 
vols pas pourquol, dans cette disposition transitoire, on ne 
tlendrait compte que des Investissements de la seule compa­
gnle Swlssalr. 
J'almerals egalement attlrer votre attention sur le fait que les 
statuts de Swlssalr ont ete modifies. Les anclens statuts de 
Swlssalr falsalent expressement reference a l'lnterflt general. 
C'etalt Interessant de voir qu'a I'article 1er des statuts de la 
compagnle nationale, 11 y avalt comme mission la defense 
des Interflts generaux du pays. On etalt exactement dans la 
loglque d'une situation de monopole, le monopole de 
I'artlcle 103 de la 101 sur I'avlation ou on accorde des droits, 
mals en Imposant egalement des obligations. Les droits qul 
etalent accordes a Swlssalr, c'etalent evldemment les drolts 
qul decoulent d'un monopole, en I'occurrence une situation 
protegee, en partlculier sur son marcM Interteur. Les obliga­
tions Imposees a Swlssalr, c'etait la desserte d'lnterflt gene­
ral. 
Aujourd'hui, on nous dit: «Pacta sunt servanda.» C'est une 
belle formule que je fals mlenne, mals pour autant qu'on 
veullle bien I'observer des deux cötes. C'est Swlssair qul a 
prls la decislon de renoncer a ses obligations d'lnterflt gene­
ral, declslon prise, solt dlt en passant, sans mflme en Infor­
mer le Conseil federal. C'est donc Swissair qui, de sa propre 
Initiative, a change de falt les regles du jeu, ce qui a condult 
le Conseil federal a voulolr supprimer I'artlcle 103 et a abolIr 
la situation de monopole. On ne peut donc pas Invoquer, 
dans cette mesure-Ia, le princlpe: «Pacta sunt servanda», en 
tout cas de la part de Swissalr, pulsque c'est Swlssalr elle­
mflme qul n'assume plus une partie des obligations qul lul 
etalent Imposees par I'anclen systeme de monopole. 
Ses statuts ont ete modifies. Aujourd'hul, iI est Interessant de 
constater que, dans les statuts du groupe Swlssalr, que ce 
soit la holding prlnclpale, ou la sous-holding SAlr Lines, ou la 
compagnie operatlonnelle SWissair, on ne fait reference 
qu'aux Interflts du groupe. 11 n'y a plus de reference aux Inte­
rflts du pays, iI y a par consequent uniquement reference aux 
Interflts des actionnalres. D'ailleurs, M. Brugglsser - et c'est 
loglque, iI fait son travail- ne s'en est jamals cacM: Swlssalr 
n'a pas a defendre les Interflts du pays, elle dolt defendre les 

Interflts de ses actlonnalres. Je I'al dit hier, je le repete 
aujourd'hul, parce que cette position a au molns le merlte de 
la franchise. Mals je suls assez surprls de volr le groupe so­
cialiste majoritalrement defendre une position qul conslste, 
en definitive, non pas a defendre l'lnterflt general du pays, 
mais celui des actionnaires de Swlssalr. Comprenne qul 
pourral 
11 est absolument necessaire de se referer a la proposition de 
mlnorite. Elle seule, en effet, permet de creer une verttable 
egalite de traltement entre les differentes compagnies, de 
passer, dans des temps raisonnables, de cette loglque du 
monopole que nous voulons abandonner a une veritable 10-
gique du marcM et de la concurrence. 

Hess Peter (C, ZG): Das Votum unseres KommissIonsspre­
chers Bezzola hat mich aufgeschreckt. Er hat Ersatz- oder 
Entschädigungsforderungen der Swissair in MillIardenhöhe 
In Aussicht gestellt und diese nicht einmal kritisch hinterfragt. 
Ich möchte hier einfach anmelden, dass ich mich grundsätz­
lich jeglichen Entschädigungsforderungen widersetze und es 
dann allenfalls dem Bundesgericht zur Beurteilung Ober­
lasse, ob solche Forderungen zu Recht bestehen oder nicht. 
Wir können auch nicht mit Herrn Christen auf die «clausula 
rebus sic stantibus» verweisen. Ob solche KonzessIonsän­
derungen im heute liberalisierten Umfeld voraussehbar sind 
oder nicht, bleibe dahingestellt. Aber Ich kann es nicht hin­
nehmen, dass man jetzt so tut, als wären AnsprOche von 
Hunderten von Millionen Franken da, die einfach eingelöst 
werden mOssten. Das mOssen wir als Parlamentarier vor­
sorglich einmal zurQckweisen. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Dazu muss Ich wirk­
lich noch kurz etwas sagen: Ich gehe davon aus, dass Herr 
Bundesrat Leuenberger zu diesem Thema nachher sicher 
ausfOhrlich Stellung nimmt. Uns hat man während der gan­
zen Behandlung in der Kommission immer wieder darauf hin­
gewiesen, dass man die Höhe einer allfälligen Entschädi­
gung nicht genau quantifizieren könne. Aber es geht nicht um 
Millionen, sondern es könnte um Milliarden gehen; das habe 
ich auch gesagt. 
Weil ich das Wort habe, nochmals kurz zu meiner Aufgabe 
als Berichterstatter: Ich habe Im Namen der KommIssIons­
mehrheit gesprochen. Wenn Sie die Zusammensetzung der 
Minderheit und der Mehrheit der Kommission bei diesem Ar­
tikel genau studieren, stellen Sie fest, dass ich das richtig und 
ausfOhrlich gemacht habe. Ich habe mich auch neutral ver­
halten. 
Ich betone es nochmals: Selbstverständlich liegt GraubOn­
den näher bei ZOrich als bel Genf, das gebe Ich zu. Von der 
Sprache, von der Kultur, von der Mentalität her aber liege Ich 
eher näher bei Genf. Es geht ja heute nicht um die Nlchtauf­
IJebung des Monopols, sondern es geht um eine vernOnftige 
Ubergangsfrist, damit die starke, die grosse nationale Flug­
unternehmung, die ja in der Schweiz bleiben will, auch gOn­
stlge Voraussetzungen fOr die Zukunft erhält. Darum geht es. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Zwei Erklärungen vorweg: 
1. Wenn Sie dem Projekt des Bundesrates folgen - und dles­
bezOglich gibt es keine anderen Anträge -, wird die heutige 
generelle Konzession fOr die Swlssalr mit Inkrafttreten des 
Gesetzes durch einzelne Streckenkonzessionen abgelöst. 
Die Dauer, während der diese einzelnen Streckenkonzessio­
nen In Kraft bleiben, wurde Im Entwurf des Bundesrates so 
gewählt, dass die Konzessionen bis Ins Jahr 2008, d. h. bis 
zum Ablauf der unter heutigem Regime gewährten Konzes­
sion, fallen werden. Wenn In der Zwischenzeit - bis zum 
Jahre 2008 - ein bilaterales Abkommen mit der Europäi­
schen Union zustande kommen sollte, wOrde das Monopol 
der Swissair zu diesem Zeitpunkt fOr den Raum der EU ohne­
hin dahinfallen; dann gälte fOr FIOge von und nach dem Ge­
biet der EU diese Frist nicht mehr. 
2. FOr die von der Swissalr aufgegebenen Strecken - dabei 
geht es um die Strecken, die eigentlich Anlass der vorzeitigen 
Gesetzesrevision waren, also beispielsweise die Strecke 
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Genf-Los Angeles, eine der aufgegebenen Strecken der 
Swlssalr - gilt folgendes: Sie könnten schon heute durch Ir­
gendeine Fluggesellschaft beflogen werden, wenn sie das 
will. Es gibt keinen Monopolschutz bei den Strecken, die von 
der Swlssalr aufgegeben wurden. 
Die Hauptfrage Ist natOrllch, was bel denjenigen Strecken 
gilt, die heute durch die Swlssalr beflogen werden. Nach der 
Lösung des Bundesrates soll die Swissair im Prinzip bis zum 
Jahre 2008 all diese Strecken weiterhin befliegen können. 
Der Bundesrat sieht aber vor, dass er die Konzession fOr ein­
zelne Strecken vorzeitig kOndigen könnte. 
Da gäbe es zwei Möglichkeiten. Er könnte z. B. sagen: 
Swlssalr, du darfst diese Strecke weiterhin befliegen, aber 
nicht allein; neben dir kann dies eine andere Gesellschaft, 
z. B. die Air Engladlna, In Konkurrenz zu dir tun. Das Ist eine 
Möglichkeit. Die andere Möglichkeit wäre, dass der Bundes­
rat sagen wOrde: Swlssalr, jetzt Ist fertig, du fliegst jetzt nicht 
mehr ZOrlch-Bukarest, das fliegt jetzt die -Ich sage wieder­
AIr Engladlna. In beiden Fällen könnte die Swlssalr natOrlich 
sagen: Halt, das lassen wir uns nicht gefallen, das bedeutet 
fOr uns einen Schaden; dieser Schaden muss uns ersetzt 
werden. Ich komme nachher noch darauf zurOck. Das Ist das 
Prinzip der bundesrätlIchen Lösung. 
Nun will Herr MOller eine Lösung bis zum Jahr 2011, davon 
ausgehend, dass eigentlich nach bisherigen Gepflogenhei­
ten die Swlssalr jeweils eine 15jährlge Konzessionsdauer in 
dreljährigen Raten zugeteilt erhalten hat. 
Dazu zunächst folgendes: Herr MOller hat gesagt, dass die 
Swlssalr mit der Nlchtverlängerung Im Jahre 1996 nicht ein­
verstanden gewesen sei und deswegen jetzt schon mit dem 
Bundesrat In einem Rechtsstreit liege. Das Ist richtig. Unsere 
Auffassung Ist, dass sich die Swlssalr hier täuscht: Sie hat 
Anspruch auf eine Konzession, aber wie lange diese Konzes­
sion dauert, das hat der Bundesrat nach Ihren Investitionen 
berechnet. Es steht nirgends Im Gesetz, die Swlssalr habe ei­
nen Anspruch auf 15 Jahre Konzession. Herr Binder hat den 
Text zitiert. «In der Regel» hat die Swlssalr diesen Anspruch. 
Nun gut, wir sind da noch Im Rechtsstreit. Wir werden sehen, 
wer Recht hat. 
Was uns Herr MOller vorschlägt, Ist gesetzgeberisch natOrlich 
machbar. Allenfalls im Gesetz festzuhalten, was er vor­
schlägt, dem steht nichts Im Wege. Allerdings ist der Bundes­
rat politisch nicht seiner Auffassung. 
Seit dem Genfer Entscheid und seit der deklarierten Absicht 
des Bundesrates, die liberalisierung einzuleiten und damit die 
Stellung aller Flughäfen - vor allem desjenigen von Genf - zu 
stärken und zu ermöglichen, dass andere Gesellschaften in 
Konkurrenz zur Swlssalr möglichst frOh fliegen können, findet 
der Bundesrat - politisch betrachtet -, dass sich die Swissalr 
nicht mehr auf die bisherige Konzession von 15 Jahren ver­
lassen kann. Er Ist - politisch - der Meinung, der Antrag MOI­
ler mOsse abgelehnt werden, weil jetzt die liberalisierung zO­
gig vorangetrieben werden solle. Der Bundesrat Ist aber auch 
der Meinung, dass die Haltung der Minderheit und auch der 
Eventualantrag Seiler Hanspeter - ob nun fOnf oder sieben 
Jahre - nicht angehen. 
Es Ist verschiedentlich gesagt worden: Wenn unter heutigem 
Recht eine Konzession fOr eine bestimmte Zeit erteilt werde, 
wenn sich die Konzessionsnehmerln darauf einstelle und 
gestOtzt darauf Investitionen mache, sei sie darin zu schat­
zen. Jedes Rechtssubjekt Im Rechtsstaat Ist In seinen Inve­
stitionen zu schOtzen, wenn es, weil der Gesetzgeber oder 
der Staat bestimmte Versprechungen machen, Dispositio­
nen trifft. Das gilt nicht nur fOr die Swissalr, muss Ich Herrn 
Maitre sagen, das gilt auch fOr andere Konzessionsnehme­
rinnen. Er hat die Flughäfen oder Air Engladlna genannt und 
gesagt, diese wOrden auch Investitionen machen. Ja, das Ist 
richtig I Der Bundesrat schOtzt sie auch In diesen Investitio­
nen. Z. B. kommt jetzt Air Engladlna mit dem Gesuch um 
Verlängerung Ihrer Konzession um sechs Jahre. Wir geden­
ken, dieses Gesuch gutzuhelssen, weil Air Engladlna In Ih­
ren geplanten Investitionen zu schatzen Ist. Es geht nur um 
sechs Jahre, nicht um 15 Jahre wie bei der SWissalr, weil 
das Investitionsvolumen bel der Air Engiadina kleiner Ist als 
bel der Swlssalr. 
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Auch was die Flughäfen betrifft: Wir können nicht von heute 
auf morgen aus Irgendwelchen politischen Granden Flughä­
fen schllessen. Sie sind In Ihren Investitionen ebenfalls zu 
schOtzen, d. h. der Vertrauensschutz gilt. GestOtzt auf Ar­
tikel 103 des bisherigen Rechtes, der ein Monopol der Swlss­
air kannte, war dieser Schutz besonders lang. Wir nähern die 
Dauer der Konzessionen jetzt schrittweise einander an, In­
dem sie bei der Swlssair verkOrzt, bel den konkurrierenden 
Fluggesellschaften verlängert wird. Das Ist eine Folge der 
eingeleiteten liberalisierung. 
Es wOrden, wenn diese Konzessionen vorzeitig aufgekOndigt 
wOrden, Entschädigungsforderungen kommen. Da muss ich 
Herm Hess beruhigen. Wenn diese Entschädigungsforde­
rungen kommen, wird sich der Bundesrat natOrlich Im Inter­
esse der Bundeskasse dagegen wehren, das Ist klar. Aber 
Ich muss sagen: Ich könnte nicht garantieren, dass wir ein­
fach mit der Summe von null Franken davonkommen. Es wird 
sehr schwierig sein, diese Entschädigungsforderungen zu 
behandeln. Das Ist ein gefundenes Fressen fOr die Anwalt­
schaft. Manch einer hofft vielleicht schon hier auf Mandate, 
bel denen es darum geht, zu berechnen, ob der Swlssalr tat­
sächlich ein Schaden entsteht oder nicht. 
Das dOrfte nicht leicht sein, und Ich muss anfOgen: Der Bun­
desrat mOsste dann auch schadenmindernd handeln. Selbst 
wenn also der Antrag der Minderheit - fOnf Jahre - angenom­
men wOrde, wäre der Bundesrat gehalten, sich nach Ablauf 
dieser fOnf Jahre zu Oberlegen, ob er nicht, eben um einen 
Schadenersatzanspruch zu verhindern, wieder eine neue 
Konzession erteilen mOsste, obwohl die alte ausgelaufen 
wäre. Und wenn er das tun mOsste, dann könnte er sich Im 
Einzelfall allenfalls Oberlegen, ob er aus politischen GrOnden 
eine Schadenersatzforderung In Kauf nehmen wolle, damit 
z. B. eine andere Gesellschaft In Konkurrenz zur Swlssair 
oder sogar allein fliegen könnte. Dann wäre der Bundesrat 
wieder bei genau derselben Überlegung, die Ihn zu seiner jet­
zigen Lösung bewogen hat: Im Prinzip soll die Frist bis zum 
Jahre 2008 gelten. Vorher sind aber Im Einzelfall KOndlgun­
gen möglich, so dass dann am Schluss ohnehin wieder mehr 
oder weniger dasselbe herauskommen mOsste, um Scha­
denersatzforderungen zu vermeiden. 
Ich bitte Sie also, dem Entwurf des Bundesrates zuzustimmen. 

Präsident: Herr Bundesrat, wir machen ein Experiment. Herr 
Christen möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. Sind Sie 
damit einverstanden? 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Ja, ich bin Immer experi­
mentierfreudig. 

Christen Yves (R, VD): Merci, Monsieur le Conseiller fede­
ral. C'est une question tras simple: est-ce que Swlssair aura 
droit a une Indemnite lorsque la Sulsse aura signe les ac­
cords bllateraux avec l'Union europeenne et qu'elle aura par 
consequent perdu son monopole pourtoutes les IIgnes euro­
peennes? 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Die Swissalr wird das Recht 
haben, eine Schadenersatzforderung zu stellen, wenn ihr 
Monopol dahingefallen Ist. Der Bundesrat wird sich allerdings 
dlesbezOglich zur Wehr setzen. Das Recht, eine Schadener­
satzforderung zu erheben, hat die Swlssair Immer, auch beim 
Zustandekommen eines bilateralen Abkommens. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE): Je suis tras surpris d'entendre 
M. le conseiller federal dire qu'll y aurait une indemnlte en cas 
d'accords internationaux qui supprimeralent pour Swlssair la 
possibilite de beneflcler de la totallte de sa concesslon. C'est 
contraire au projet du Conseil federal, ce que vous nous dltes, 
Monsieur Leuenbergerl Dans la version du Conseil federal, 
on lit a I'allnea 2 des dispositions transltolres: «L'attelnte a 
ces droits par de futurs accords internatlonaux ne donnera 
drolt a aucun dedommagement.» Vous I'avez soullgne tout a 
I'heure et vous avez raison. 
C'est la qu'lI y a une contradlction tout a falt curieuse. 
J'almerals rappeier que, dans notre ordre jurldlque suisse, le 
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drolt International, c'est du drolt federal a. partlr du moment 
ou les Chambres I'ont ratifiB. Ce qul est posslble en droit In­
ternational (accords bilateraux avec l'Union europeenne) de­
venu drolt federal parce que nous I'avons ratlfle - et d'autant 
plus que le projet du Conseil federal prevoit expressement 
qu'i1 n'y aura pas d'indemnisatlon - devralt I'etre egalement 
dans le cadre du droit federal que nous adoptons de notre 
propre Initiative. 11 y a Ia. une contradlction dlfficilement sou­
tenablel 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Ich habe sehr deutlich und 
absichtlich gesagt, die Swissalr habe das Recht, eine Ent­
schädigungsforderung zu stellen. Der Bundesrat Ist aber 
nicht gewillt, einer solchen Entschädigungsforderung entge­
genzukommen. Deswegen hat er diese Formulierung In die 
Ubergangsbestlmmung des Gesetzes aufgenommen. Wir 
sind anderer Ansicht und werden eine allfällige Klage nöti­
genfalls vor Gericht bestreiten. 
Ich habe mich schon richtig ausgedruckt. Bewusst habe Ich 
gesagt «das Recht, eine Entschädigungsforderung zu stei­
len ... Dieses Recht hat In diesem Rechtsstaat jedermann. 
Die Swlssalr, Ich zweifle nicht daran, wird eine solche Forde­
rung stellen. Wir werden uns dagegen wehren _und haben 
deswegen die gegenteilige Formulierung In die Ubergangs­
bestimmungen genommen. 

Abs. 1, 2-AI. 1,2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote praliminalre 
FOr den Antrag der Minderheit 98 Stimmen 
FOr den Antrag MOller Erlch 50 Stimmen 

Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote praliminalre 
FOr den Antrag der Mehrheit 111 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit 58 Stimmen 

Definitiv - Daflnitlvement 
FOr den Antrag der Mehrheit 
FOr den Eventualantrag Seiler Hanspeter 

Zlff.1I1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1I1 
Proposition de la commlsslon 
AdhBrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur I'ensemble, nomlnatlf 
(Ref.: 0990) 

98 Stimmen 
67 Stimmen 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent le prolet: 
Aeppll, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Alexan­
der, Baumann Ruedi, Baumann Stephanle, Bäumlin, Bez­
zola, Binder, Blrcher, Blaser, Blocher, Bonny, Borer, 
Bortoluzzi, Bosshard, Brunner Tonl, BOhlmann, BOhrer, Bur­
gener, Caccla, Cavadlnl Adrlano, Christen, Couchepln, 
Davld, Delss, Dormann, Dreher, Ducrot, DOnkl, Eberhard, 
Egerszegl, Eggly, Ehrler, Engelberger, Engler, Eplney, 
Eymann, Fankhauser, Fässler, Fehr Hans, Fllllez, Flscher­
Häggllngen, Flscher-Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, 
Frey Walter, Frlderlcl, Frltschl, Gadlent, Gonseth, Grendel­
meier, Gros Jean-Michel, Gross Andreas, Gross Jost, GOn­
ter, Gusset, Gysln Hans Rudolf, Gysln Remo, Haerlng 
Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Hasler Ernst, Heberlein, 
Hegetschweiler, Herczog, Hess Otto, Hess Peter, Hochreu­
tener, HOilensteln, Hubacher, Hubmann, Imhof, Jans, Jean­
pretre, Keller, Kofmel, KOhne, Kunz, Langenberger, Lauper, 
Leemann, Leu, Leuba, Loeb, Loretan Otto, Lötscher, Maltre, 

Maspoil, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Moser, 
MOiler Erlch, MOller-Hemml, Nabholz, Neblker, Oehrli, Oster­
mann, Pelli, Pidoux, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rech­
stelner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Ruckstuhl, Ruf, 
Rychen, Sandoz Suzette, Schenk, Scherrer JOrg, Scheurer, 
SchlOer, Schmld Odilo, Schmld Samuel, Schmied Walter, 
Seiler Hanspeter, Semadeni, Speck, Stamm Luzl, Steffen, 
Steinegger, Steinemann, Steiner, Stucky, Stump, Teuscher, 
ThOr, Tschäppät, Tschuppert, Vallender, VetterII, Vollmer, 
von Allmen, Waber, Weber Agnes, Welgelt, Weyeneth, Wld­
mer, Wiederkehr, Wittenwiler, Zapfl, Zblnden, Zwygart (149) 

Dagegen stimmen - Re/ettent le pro jet: 
Chiffelle, de Dardei, Dupraz, Grobet, Gulsan, Jaquet, San­
doz Marcel, Spielmann, Tschopp, Vogel (10) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Beguelin, Berberat, Borei, Comby, Jutzet, Maury Pasquler, 
Phllipona, Plnl, Roth (9) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excusaslabsents: 
Aregger, Baumberger, Carobblo, Cavalli, Columberg, Dett­
IIng, Diener, Durrer, Fasel, Fehr Llsbeth, Giezendanner, GolI, 
Grossenbacher, Lachat, Ledergerber, Martl Werner, Maurer, 
MOhlemann, Ruffy, Simon, Stamm Judlth, Strahm, Strau­
mann, Suter, Thanel, Theiler, Vermot, von Feiten, Widrig, 
Wyss, Ziegler (31) 

Prl1sident, stimmt nicht - Prasldent, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Stl1nderat - Au Conseil des Etats 

Präsident: Ich habe den Auftrag, Im Namen der Präsidentin 
den belden Berichterstattern dafOr zu danken, dass sie ab­
wechslungsweise votiert und damit sehr viel Zelt eingespart 
haben. (Beifall) 
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im Nachgang zu dieser Vereinbarung vom 23. Januar 1998 
zum Ausdruck zu bringen: 
1. Die Berechnung der Strassengebahren erfolgt auf der 
Grundlage der Infrastrukturkosten. Es werden keine externen 
Kosten angelastet. Damit wird eine fundamentale Position . 
schweizerischer Verkehrspolitik, nämlich die Internalisierung 
externer Kosten, von vornherein preisgegeben. i 

2. Es werden sieben Jahre vor Inkrafttreten fixe Abgabesätze 
festgelegt, obschon jedermann welss, dass gerade die int­
wicklung Im Verkehrsbereich, vorab Im Sektor GOterve~kehr, 
nicht auf längere Sicht absehbar Ist. Niemand kann rfnsbe­
sondere garantieren, ob diese Ansätze dafOr ausrelcl:len, die 
verfassungsmässig verankerte Verlagerung des' GOter­
schwerverkehrs von der Strasse auf die schlen~ bis zum 
Jahr 2005 sicherzustellen. StOtzungSSUbventi:ln fOr einen 
billigeren Bahnbetrieb können ja nicht auf alle. wigkelt ver-
antwortet werden. . 
3. Das nun ausgehandelte Regelwerk, dess 'n Fussangeln 
bel näherer Betrachtung immer deutlicher zu~ Vorschein tre­
ten, Ist derart kompliziert, dass eine Kontrollp Ober die EInhal­
tung Immens erschwert, wenn nicht gar v!1runmögllcht wird. 
Die Kantone sind die Leidtragenden. Das lind andere Fragen 
bewegen mich auch Im Zusammenhangltnlt der Verabschie­
dung dieser gewaltigen Vorlage, die ~as Schwelzervolk In 
nächster Zelt einige MIlliarden Franke@'kosten wird. 
Dieses Projekt wird - das Ist meine ~~e Bemerkung zu die­
sem Thema - von der EU und dereg'Verkehrsministern auf­
grund des Transitabkommens eig~lich als Quantlte negli­
geable oder als SelbstverständlI. keit angenommen, und 
dieses Transitabkommen wird nu von der EU laufend durch­
löchert. Ich hoffe nicht, dass es 0 weit kommt, dass die Lö­
cher grösser sind als das, was - rlgblelbt, und dass wir dann 
letztlich zu einem Scherbenha. en gelangen. 

Leuenberger Moritz, Bundes, at: Der Bundesrat hat sich dem 
Verzicht auf den Benzlnfo~er angeschlossen. Dies nicht, 
weil er das eine gescheite . ösung findet, Im Gegenteil: Ich 
habe hier Im Namen des B' ndesrates Immer wieder gesagt, 
der BenzlnfOnfer wäre el~ ursachengerechte Finanzierung 
der Neat und wOrde a~!fi dazu fahren, dass ausländische 
BenatzerInnen und Ben er unserer Strassen einen Beitrag 
an die Neat, von der si profitieren, leisten, Indem sie Benzin 
bel uns kaufen. Aber ~s Schielen auf die Volksabstimmung 
hat auch den Bund*.at dazu bewegt, sich dem Nationalrat 
anzuschliessen, ge uso wie es Ihre Kommission auch ge­
tan hat. Ein andere ,Antrag liegt jetzt auch nicht mehr vor. 
Ebenso muss Ich j}ler wiederholen, was ich bezOglich der 
Mehrwertsteuerfl iinzlerung Im Nationalrat schon gesagt 
habe: 0,1 Proze warden genOgen, allerdings jedoch zu ei­
ner zeitlich gestr ckteren Erstellung des ganzen Werkes fah­
ren. Wie auch I mer, ob es dann 0,1 Prozent oder 0,15 Pro­
zent sein werd n: Die Erhebung dieser Mehrwertsteuer wird 
gemäss der V rlage dereinst definitiv dahlnfallen, dann näm­
lich, wenn al . s Geld in den Fonds zurOckbezahlt worden 
sein wird. D Ganze hat also einmal ein Ende. 0,1 Prozent 
warden nac Ansicht des Bundesrates zur Finanzierung aus­
reichen. 
Es wurde Ir noch die Frage nach dem AbstImmungskalen­
der gestel . Die LSVA soll im September 1998 zur Abstim­
mung ko ,men; das Ist provisorisch, noch nicht völlig defini­
tiv. Ursp nglich haben wir daran gedacht, sie schon im Juni 
zur Abst mung zu bringen, aber das Referendumskomitee 
hat uns 'esagt, es habe zwar die Unterschriften beisammen, 
könne e aber noch nicht einreichen, weil sie das mit Hilfe ei­
niger efanten machen wollten und diese erst im April mie­
ten kö nten. Deshalb werden wir die Unterschriften erst Im 
April erreicht erhalten, (Heiterkeit) und deswegen können 
wir dl Abstimmung erst im September vornehmen. 
FOr e Abstimmung Ober die Vorlage Ober Bau und Finanzie­
rung von Infrastrukturvorhaben des öffentlichen Verkehrs, 
die so hoffe Ich - diese Session In die Schlussabstimmung 
ko en kann, haben wir provisorisch an den November 
199 gedacht. Ob man allenfalls aber belde Vorlagen mitein­
an r zur Abstimmung bringen soll oder nicht, bedarf einer 
taktisch-politischen Diskussion, die wir noch fahren. Ich 

könnte mir vorstellen, dass ic, von Ihrer Seite zu dieser 
Frage auch noch Inputs erh

p 
an werde. 

Bst. f - Let. f 

Abstimmung - ate 
FOr den Antr Wlckl 
FOr den An . g der Kommission 

97.046 

6uftfahrtgesetz. 
Anderung 
Lol sur I'aviation. 
Modification 

19 Stimmen 
17 Stimmen 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 28. Mal 1997 (BBI19971111181) 
Message et projet de 101 du 28 mal 1997 (FF 19971111058) 
Beschluss des Nationalrates vom 24. September 1997 
Doolslon du Conseil national du 24 septembre 1997 

Eintretensdebatte - Oebat d'entree en matiere 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Wir behandeln die­
ses Geschäft zum ersten Mal, als ZweItrat. Ihre Kommission 
hat die Eintretensdebatte zu diesem Geschäft am 13. No­
vember 1997 und die DetaIlberatung am 15. Februar 1998 
gefOhrt. 
Die Revision des Luftfahrtgesetzes hat zwei Hauptzlele. Es 
geht einerseits um die Aufhebung des Monopols der Swlssalr 
Im linienverkehr, und es geht andererseits um die Deflnle­
rung von Spielregeln fOr einen liberalisierten Luftverkehrs­
markt. Dieses Gesetz wirkt vor allem auf schweizerische 
Luftverkehrsgesellschaften. Die Rechte der ausländischen 
Gesellschaften werden vorab In bilateralen Luftverkehrsab­
kommen geregelt. 
Die GrOnde fOr die Revision dieses Gesetzes - das Im Obri­
gen aus dem Jahr 1948 stammt und natOrllch damals noch 
von krIegswirtschaftlIchen Erfahrungen geprägt war - liegen 
einerseits darin, dass man das Monopol der Swlssalr nicht 
mehr als vereinbar mit dem angestrebten Luftverkehrsab­
kommen mit der EU betrachtet. FOr die Schweiz sind der freie 
Zugang und die Beteiligung am europäischen Markt von vita­
lem Interesse. 
Überlagert wurde diese Revision aber während der Vorberei­
tung durch eine Innenpolitische Komponente: Wegen der 
Streichung von dreizehn interkontinentalen FlOgen ab dem 
Flughafen Genf hat die Romandie gefordert, dass man sofort 
liberalisieren soll, und den Open-Sky-Status fOr den Flugha­
fen Genf verlangt. 
Wir haben in der Kommission Eintreten beschlossen; das 
war unbestritten. Ich möchte noch daran erinnern, dass der 
Nationalrat in der Gesamtabstimmung den Gesetzentwurf 
mit 149 zu 10 Stimmen genehmigt hat. 
FOr die DetaIlberatung möchte Ich darauf hinweisen, dass fol­
gende vier Themen Im Vordergrund stehen: 
1. die Frage der BerOcksichtlgung ökologischer Bedingungen 
Im Zusammenhang mit Betriebsbewilligungen; das betrifft die 
Artikel 27 und 29; 
2. die BerOckslchtlgung regionaler Anliegen In Artikel 28; 
3. die sogenannte Mehrfachbezeichnung bei bilateralen und 
multilateralen Abkommen In Artikel 30; 
4. die GOItlgkeltsdauer der bestehenden Konzessionen, die 
Frage, wann diese Monopolsituation fOr bestehende Konzes-
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slonen abgelöst werden soll; geregelt In den Übergangsbe­
stimmungen. 
Das sind die vier Schwerpunkte, die hier zu beraten sind. 

Martln Jacques (R, VD): Permettez-moi de preciser que, 
jusqu'au 1 er mars de cette annee, je faisals partie du conseil 
d'admlnlstratlon de Geneve-Colntrin comme delegue du can­
ton de Vaud. En ce jour, je suis d'autant plus a I'aise pour de­
fendre devant vous les Interets de la Suisse romande que je 
ne suls plus membre de ce conseil. Permettez-mol aussl en 
preambule de remercler le Conseil federal pour la diligence 
avec laquelle iI a conduit ce dossier. 
L'adoptlon du message et des modiflcations proposees est 
un pas reel vers une Iiberalisation de la navigation aenenne 
internationale dans notre pays. Vous vous souvenez certai­
nement de I'emotlon conslderable provoquee au printemps 
1996 par la decislon de Swlssalr de supprimer unilaterale­
ment les vols Intercontlnentaux a partlr de Geneve. La popu­
lation, la presse et tous les gouvernements cantonaux ro­
mands ont pris position d'une manlere extremement clalre. 
La reactlon du Conseil federal, les modlflcatlons legales pro­
posees ont calme cette emotion et permls d'apprecler la si­
tuation d'une maniere plus reallste aujourd'hul. 
Dans mon Intervention, iI n'y aucune volonte de revanche 
contre Swlssalr. La philosophie de la declsion ccmaximalisa­
tlon du profit en procedant ades economles d'echelle» est 
correcte au plan pur de la gestion d'entreprise. Elle s'inscrlt 
dans un trend de diminution des depenses, sans tenlr 
compte de la baisse des recettes. On constate, dans cet or­
dre d'ldees que depuls I'automne dernier d'autres compa­
gnles comme Lufthansa, KLM, Brltish Alrways ou encore Air 
France ont augmente le nombre de leurs escales a Geneve 
et offrent a partir de cette ville deux, volre trols vols journa­
lIers vers Francfort, Amsterclam, Londres et Paris. Ces vols 
sont frequentes par des passagers qul ne deslrent pas faire 
un detour par Zurich et qul preferent partlr des aeroports sus­
mentlonnes pour se rendre dans des pays situes sur d'autres 
contlnents. Aller a Londres pour prendre un avion a destina­
tion des Etats-Unis, c'est gagner du temps, vu que I'on ne falt 
pas marche amere vers Zurich en protitant d'un vol direct 
vers les Etats-Unis. 
Au-dela de I'economle prevue, iI y a I'aspect polltlque qul, 
dans un dossier comme celul-cl, a aussl son Importance. Et 
la, Swlssalr et son management en sont encore au b. a.-bal 
Comment peut-on prendre une declslon pareille, aussi impor­
tante, sans avlser le Conseil federal - I'autorite de tutelle -, 
nl le canton de Geneve, nl les autres cantons romands? 
Swlssalr n'est pas une entreprise comme une autre: elle de­
pend d'accords conclus par la Confederatlon pour des routes 
vers I'etranger; elle profite d'un monopole au plan sulsse et 
d'une concesslon, cela sans contrepartie. 
Cette situation privileglee Impllque des obligations que la 
compagnle consldere comme des ccpeanuts». On ne peut 
etre la compagnle nationale avec la crolx suisse sur I'empen­
nage, sans tenlr compte des Interets natlonauxl 
Le projet de 101 am ende par le Conseil national a ete bien ac­
cepte. J'espere que notre Conseil I'acceptera sans trop de 
modlflcatlons; l'ldeal seralt sans aucune mOdlficatlon, car 11 y 
a urgence a mettre sous toit ce projet, tout specialement la 
suppression de I'artlcle 103. 
J'lntervlendral dans I'examen de detail pour defendre deux 
proposItIons de minorite. A I'artlcle 30 alinea 4, je montreral 
que la declslon du Conseil national incluant la multiple desi­
gnation confirme la volonte du Conseil federal - qu'lI a tra­
dulte dans son message - de Iiberaliser. Enfin, sans trop 
d'espolr, j'lnterviendral apropos de la reductlon de la duree 
de la concession. 
Des lors, je vous demande de voter I'entree en matlere et de 
soutenlr, dans I'examen de detail, la declslon du Conseil na­
tional. 

Küchler Nlklaus (C, OW): In den letzten Jahren der Rezes­
sion haben wir hier Im Saal Immer wieder von der notwendi­
gen Stärkung des WIrtschaftsstandortes Schweiz, von der 
Deregullerung, von der Liberalisierung gesprochen. Hier ha-
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ben wir nun die Gelegenheit, unseren Worten auch Taten fol­
gen zu lassen. 
Die Revision des Kapitels aber die gewerbsmässige Luftfahrt 
unseres Luftfahrtgesetzes hat sich aufgrund der veränderten 
internationalen Rechtslage Im Luftverkehr seit langem aufge­
drängt. Mit der vollständigen Liberalisierung Innerhalb der EU 
und In Anbetracht der Im Bereich Luftverkehr fortgeschritte­
nen Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU macht 
die Revision im heutigen Zeitpunkt tatsächlich auch Sinn. 
Konkreter Auslöser fOr die Revision war, wie Sie wissen, be­
kanntlich der Entscheid des Bundesrates als Reaktion auf die 
Konzentration der LangstreckenflOge In ZOrich. Bel aller 
Emotionalität und mit Verständnis fOr die Enttäuschung im 
Einzugsgebiet des Flughafens Genf muss das Parlament 
aber darauf achten, die Rahmenbedingungen fOr die schwei­
zerische ZIvilluftfahrt so auszugestalten, dass wir auch wei­
terhin zuverlässige, konkurrenzfähige Fluggesellschaften, 
wie z. B. die Swlssalr oder die Crossair, mit Ihrem Haupt­
standort In der Schweiz haben werden. 
Wir massen uns davor hOten, dass wir In der nachfolgenden 
DetaIlberatung, vor allem In Zusammenhang mit den Artikeln 
27, 29 und 30, erneut unnötigerweise regulieren statt deregu­
Iieren und unsere schweizerischen Unternehmungen gegen­
Ober den ausländischen Konkurrenten wettbewerbspolItisch 
benachteiligen. Ich meine, wir sollten es vielmehr zu schät­
zen wissen, dass unser Wlrtschafts- und Tourismusstandort 
dank den in der Schweiz ansässigen Fluggesellschaften her­
vorragend an den Weltluftverkehr angebunden Ist. Diese 
Verbindungen erhalten wir - Im Gegensatz etwa zu einigen 
unserer Nachbarländer - ohne staatliche Subventionen; Ich 
betone dies. 
Angenommen, wir verzichteten auf eigene wettbewerbsfä­
hige Fluggesellschaften oder diese warden zufolge zusätzli­
cher Wettbewerbsbeschränkungen abwandern, so mOssten 
wir zweifelsohne ein schlechteres Netz an Verbindungen In 
Kauf nehmen. Gerade die Tatsache nämlich, dass die Swlss­
air ihren Standort In der Schweiz hat, sichert uns die dichten 
Verbindungen, da sie ja bekanntlich ihre Flugzeuge von und 
zu Ihrer Heimbasis einsetzt. Ein ausländisches Unternehmen 
hingegen wOrde die Schweiz nur so anfliegen, wie es der 
ausländischen Fluggesellschaft unternehmenspolItisch ge­
rade Ins Konzept passen wOrde. Schweizerische Interessen 
hätten dort auf jeden Fall keinen Platz. 
Wir dOrfen auch nicht vergessen, dass die Grösse des 
Schweizer Marktes mit bloss 7 MIllionen Einwohnern, im Ver­
gleich etwa zu Deutschland, Frankreich oder Italien, Ober­
haupt keine besondere Anziehungskraft darstellt und daher 
tOr ausländische Airllnes sicher weniger attraktiv ist. 
Ein Beweis dafOr Ist jedenfalls die lange Liste von ausländi­
schen Fluggesellschaften, die sich In der jOngsten Vergan­
genheit leider - Ich betone wiederum: leider - aus der 
Schweiz zurOckgezogen oder die Ihr Angebot reduziert ha­
ben. 
Ich nenne z. B. die United Airllnes, die American Alrllnes, die 
Gulf Air und andere mehr. Ermutigen wir wenigstens mit der 
vorliegenden Revision die Unternehmer mit Standort In der 
Schweiz, sich zu festigen, und sorgen wir dafOr, dass sie Im 
Wettbewerb mit dem Ausland keine hausgemachten Nach­
teile erleiden. Mit dem bevölkerungs- und f1ächenmässig be­
schränkten Markt Schweiz haben sie ohnehin bereits einen 
relevanten Nachteil. 
Die mit der Revision vorgeschlagene Liberalisierung ist also 
grundsätzlich richtig und verdient unsere UnterstOtzung. 
Aber Ich meine, die Liberalisierung solle nicht einseitig und 
letztlich nicht zu Lasten der einheimischen Alrllnes erfolgen. 
Auch das Ausland setzt sich schllessllch fOr seine eigenen 
Fluggesellschaften ein, wie wir In der Kommissionsberatung 
seitens des Bundesamtes tOr ZMlluftfahrt erfahren konnten. 
Wir massen also darauf bedacht sein, die Realitäten Im Weit­
flugverkehr richtig einzuschätzen, und wir dOrfen uns dabei 
selber nicht aberschätzen. 
In diesem Sinne bin Ich meinerseits fOr Eintreten. 

Leuenberger MOritz, Bundesrat: Die Gesetzesrevision bringt 
die verkehrspolItische Linie des Bundesrates Im Luftverkehr 
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zum Ausdruck, nämlich eine liberale Politik, die er in der Pra­
xis durch das Bundesamt fOr Zivilluftfahrt schon seit längerer 
Zeit umsetzt. Anlass zur Revision war allerdings auch der Be­
schluss der SWissair, interkontinentale FIOge vom Flughafen 
Genf aus zu streichen. Wir haben deswegen in dieser Revi­
sion vorweggenommen, was wir nach dem Zustandekom­
men eines bilateralen Abkommens mit der Europäischen 
Union ohnehin im Sinne hatten. 
Inhaltlich verfolgen wir zunächst das Ziel, das Monopol der 
Swissair im Linienverkehr aufzuheben. Zum andem definie­
ren wir die Spielregeln fOr den Luftverkehrsmarkt, der auf 
diese Art und Weise liberalisiert wird. 
Was ich schon bei mehreren Interventionen hier, aber auch 
im Nationalrat sagen musste, möchte Ich auch jetzt sagen -
man welss das zwar mittlerweile: Diese Liberalisierung wird 
nicht einfach automatisch dazu tahren, dass aus aller Welt 
und vom Himmel herab sämtliche Fluggesellschaften die 
Flughäfen ZOrich, Genf und Basel anfliegen werden. Es wird 
letztlich nach wie vor der Markt sein, der hier entscheidet. 
Der Nationalrat hat die Revision im grossen und ganzen so 
Obemommen, Ihre Kommission auch, so dass ich den Be­
richterstattern danke und glaube, dass wir bereits zur Detail­
beratung Obergehen können. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mat/ere est decldee sans opposition 

Bundesgesetz uber die Luftfahrt 
Lol federale sur I'avlatlon 

DetaIlberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, ch. Iintroduction 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la daclsion du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 Bst. a, C, d 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 Bst. b 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2 Bst. e 
Mehrheit 
e. den ökologisch bestmöglichen Betrieb geWährleistet und 
Luftfahrzeuge einsetzt, welche .... 
Minderheit 
(KOchler, Bisig, Uhlmann) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 
Proposition de la commlssion 
AI. 1, 2 let. a, c, d 
Adherer a la decislon du Conseil national 
AI. 2 let. b 
Adherer au projet du Conseil tedaral 

AI. 2 let. e 
Major/te 
e. assure une exploitation aussl respectueuse que posslble 
de I'environnement et utllise des aaronefs .... 
Minor/te 
(KOchler, Bisig, Uhlmann) 
Adherer a la dacision du Conseil national 

AI. 3, 4 
Adherer a la daclslon du Conseil national 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Die Artikel 27 bis 35 
befassen sich mit der gewerbsmässlgen Luftfahrt. Hier wer­
den die Spielregeln festgelegt. Einerseits geht es um die Be­
trlebsbewilligungen und andererseits um die Streckenbewllll­
gungen oder Konzessionen. 
In Artikel 27 sind neu die Voraussetzungen tar die Betriebs­
bewilligungen aufgenommen worden. Diese waren bisher In 
der Verordnung geregelt. Sie sollen nun neu In das Gesetz 
aufgenommen werden. Vorgesehen Ist, dass der Bundesrat 
unterschiedliche Betriebsformen oder Betriebsarten wie 
Charterverkehr, ArbeltsflOge, gewerbsmässlge Ballonfahrten 
usw. bewilligen kann, und zwar an Unternehmen In der 
Schweiz. 
In Absatz 2 dieses Artikels sind die Voraussetzungen, die fOr 
die Bewllligungsertellung notwendig sind, aufgetahrt. Hier hat 
der Nationalrat in Litera b eine Ergänzung eingefOgt. In 
Litera b geht es darum, dass als Voraussetzung fOr die Bewil­
ligung «die fachliche Eignung und Organisation .. angespro­
chen werden, die ausreichend sein mOssen, «um den siche­
ren Betrieb von Luftfahrzeugen zu gewährleisten... Der Na­
tionalrat hat eingefOgt, es solle neben dem sicheren Betrieb 
im Rahmen des Möglichen ein ökologischer Betrieb sicher­
gestellt werden. 
Diese Auflage ist hier fremd, weil es In erster Linie um die 
fachliche Eignung und Organisation geht. 
Zusätzlich hat der Nationalrat neu eine Litera e elngefOgt. 
Darin wird festgehalten, dass der Standard der Jeweils ein­
gesetzten Luftfahrzeuge «den International vereinbarten 
Mlndeststandards bezOglich Lärm und Schadstoffen ent­
sprechen .. masse. Es geht also um die Emissionsbegren­
zungen. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission schlägt folgendes Konzept 
vor: Weil, wie bereits erwähnt, diese zusätzliche Auflage des 
ökologischen Betriebes in Litera b fremd ist, schlagen wir vor, 
In Litera e neu «den ökologisch bestmöglichen Betrieb .. eln­
zutagen. 
Man kann natOrlich darOber diskutieren, was in diesem Zu­
sammenhang «bestmöglich.. helsst. Im Amtlichen Bulletin 
des Nationalrates habe Ich nachgelesen, dass Herr Bundes­
rat Leuenberger gesagt hat, «bestmöglich .. könne auch heis­
sen, dass man selbst ein Segelflugzeug gar nicht mehr an­
schleppe. Ich habe nun versucht, dieses «bestmöglich .. et­
was auszudeutschen, und zwar mit einem Fremdwort. Wenn 
man «bestmöglich .. Obersetzt, dann helsst es «optimal ... Es 
geht also um einen optimalen und nicht um einen maximalen 
ökologischen Betrieb. «Optimal .. verwendet man sehr häufig 
In der Ökonomie, und In der Ökonomie helsst optimal, dass 
man eine Leistung möglichst gOnstlg und mit höchstmögli­
chem Gewinn erbringt. 
Wenn man das nun «ökologisch umsetzt .. , helsst das, dass 
nicht die Lelstungserbringung an sich bestritten ist. Die Lei­
stung soll aber ökologisch bestmöglich erbracht werden, d. h. 
mit einer möglichst geringen Belastung der Umwelt. Wenn 
wir das so Interpretieren, von den ökonomischen Begriffen 
des Optimums oder des Bestmöglichen abgeleitet, dann ist 
es hier richtig, wenn wir festhalten, dass diese Leistungser­
brlngung mit möglichst geringer Belastung der Umwelt erfol­
gen soll. 
Deshalb ist die Mehrheit der Kommission der Auffassung, 
dass wir bel Litera b dem Bundesrat tolgen, hingegen bel 
Litera e diese Ergänzung machen sollten. Wir haben dort mit 
der Einschränkung der Emissionen gleichzeitig die Ergän­
zung am richtigen Ort, wie der Nationalrat sie vorsieht. 

Küchler Niklaus (C, OW): Auch die Minderheit Ist selbstver­
ständlich tOr einen ökologischen Luftverkehr, aber sie 
möchte in Artikel 27 Absatz 2 Litera e den Begriff «ökolo­
gisch bestmöglicher Betrieb .. gestrichen haben und schliesst 
sich der Fassung des Nationalrates an. 
Wir erachten es nämlich als verfehlt, praktisch bel jedem Ar­
tikel in helvetischem Perfektionismus ökologische Sonder­
vorschriften in das Gesetz aufzunehmen und damit glelchzei-
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tlg unsere schweizerische Luftfahrt viel stärker zu regulieren 
statt zu liberalisieren. 
Es gilt auch zu beachten, dass wir es hier bloss mit einer Re­
vision von ein paar wenigen Artikeln zu tun haben. Der Gross­
teIl des Luftfahrtgesetzes steht heute gar nicht zur Diskus­
sion, und In diesem übrigen Tell des Gesetzes sind bereits 
heute zahlreiche Ökologie- oder Umweltvorschriften enthal­
ten. Ich verweise etwa auf die Artikel 2, 12, 51, 56 und an­
dere. All diese GesetzesvorschrIften werden zudem durch 
Bestimmungen auf Verordnungsstufe noch ergänzt. Auch in 
Internationalen Übereinkommen und In deren Anhängen fin­
den sich wiederum Ökologle- oder UmweltvorschrIften. 
Aufgrund dieser Bestimmungen setzt sich die Zivilluftfahrtbe­
hörde nicht nur für eine sichere und effiziente, sondern auch 
fOr eine nachhaltige und den Anliegen der Umwelt oder des 
Umweltschutzes Rechnung tragende Luftfahrt ein. Wir müs­
sen hier also ausserordentlich aufpassen - so meine ich -, 
dass wir unser Land mit der ökologischen Vorschrift In den 
Artikeln 27 und 29 nicht unnötig Isolieren. Wir haben nämlich 
In Artikel 29 die gleichen Anträge wie hier. 
Es kommt hinzu, dass der Begriff «ökologisch bestmögli­
cher Betrieb» - wie das auch Herr Kollege Malssen ange­
tönt hat - unklar Ist und dazu fahren könnte, dass wir In der 
Schweiz Auflagen einführen würden, die unsere schweizeri­
schen Unternehmungen Im harten Wettbewerb mit dem 
Ausland klar benachteiligen. Ich meine, wir sollten In erster 
linie darauf bedacht sein, die in Internationalen Gremien 
vereinbarten Mlndeststandards anzunehmen und anzuwen­
den, da diese dann effektiv auch weltweit gelten würden. 
Wir dürfen also In Artikel 27 - gleichzeitig auch In Artikel 29 
Absatz 2 - die Dimension und die Bedeutung der Schweiz 
Im weltweiten Vergleich nicht falsch einschätzen. Aber wir 
sollten sicherstellen, dass unsere Flugzeuge internationa­
len Normen entsprechen. Das geschieht voll und ganz mit 
der Fassung des Nationalrates. 
Im weiteren darf Ich Sie noch darauf aufmerksam machen, 
dass bereits heute die Flughäfen In der Schweiz Flugzeuge 
entsprechend Ihren Umweltbelastungen unterschiedlich tari­
fieren oder zu bestimmten Zelten gar nicht zulassen; dies 
scheint mir ein viel vernünftigerer Ansatz zu sein, als mit ei­
nem unklaren Begriff zu operieren. 
Ich bitte Sie also dringend, von hausgemachten Benachteili­
gungen für unsere schweizerischen Unternehmungen abzu­
sehen und In Artikel 27 wie auch In Artikel 29 Absatz 2 der 
Minderheit und damit dem Nationalrat zuzustimmen. 

Blslg Hans (R. SZ): Wie Herr Küchler bitte auch Ich Sie - mit 
der Minderheit und dem Nationalrat -, auf unnötige Fesseln 
far die Luftfahrt In der Schweiz zu verzichten und In diesem 
Zusammenhang die Probleme des Wirtschaftsstandortes Im 
Auge zu behalten. 
Gemäss Artikel 2 Absatz 2 des Luftfahrtgesetzes kann der 
Bundesrat «zur Wahrung der Flugsicherheit oder aus GrOn­
den des Umweltschutzes Luftfahrzeuge besonderer Katego­
rien vom Verkehr Im schweizerischen Luftraum ausschlles­
sen oder Ihre Zulassung davon abhängig machen, dass ge­
eignete öffentliche oder private Stellen Aufsichtsaufgaben 
übernehmen». Mit dem neuen Buchstaben e von Artikel 27 
Absatz 2 konkretisiert der Nationalrat, dass eine Betriebsbe­
willIgung nur dann erteilt wird, wenn Luftfahrzeuge eingesetzt 
werden, «welche dem jeweiligen Stand der Technik, minde­
stens aber den International vereinbarten Mindeststandards 
bezüglich Lärm und Schadstoffen entsprechen». 
Das scheint nun der Kommissionsmehrheit nicht mehr zu ge­
nügen, will sie doch darOber hinaus, dass das Unternehmen 
in bezug auf die beabsichtigte BetrIebsart «den ökologisch 
bestmöglichen Betrieb gewährleistet». Damit nimmt sie den 
Im Nationalrat abgelehnten Antrag zu Buchstabe b wieder 
auf und «versorgt» Ihn unter einem neuen Buchstaben. Das 
scheint bisher nicht aufgefallen zu sein. 
Dass den Aspekten der Ökologie Rechnung getragen wer­
den muss, Ist völlig unbestritten, das verlangt das beste­
hende Luftfahrtgesetz In x Artikeln; Kollege Küchler hat sie 
erwähnt, Ich kann darum darauf verzichten. Die Gewährlei­
stung des «ökologisch bestmöglichen Betriebes» geht für 
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mich aber eindeutig zu welt. Ökologisch Ist ein Betrieb vor al­
lem dann, wenn er gar nicht stattfindet. Bestenfalls denkt 
man, wie vom Berichterstatter an einem Beispiel dargelegt, 
vielleicht daran, dass Segelflugzeuge eingesetzt werden, die 
nicht angezogen werden müssen, sondern mit der Winde 
hochgebracht werden können. Aber das Ist ganz sicher nicht 
die Meinung, die wir hier vertreten. 
Eine Gesetzesbestimmung, die letztlich dazu führt, dass un­
sere Flughäfen nicht mehr angeflogen werden, kann wohl 
kaum Im übergeordneten Interesse unseres Landes liegen. 
Für mich geht es hier und bel Artikel 29 um den Wirtschafts­
standort Schweiz. Neben der Telekommunikation sowie der 
Arbelts- und LebensqualItät gehören bestmögliche Flugver­
bindungen für Internationale Unternehmen zu den zentralen 
Kriterien für Ihre Standortwahl. Ich frage jeweils die neu zu­
gezogenen ausländischen Firmen, warum sie ausgerechnet 
den Raum Oberer ZürIchsee und Ausserschwyz für Ihren Sitz 
ausgewählt haben. Als vorrangiges Kriterium wird dabei 
ohne Ausnahme die Erreichbarkelt des Flughafens Kloten In­
nert einer Stunde angegeben. Bel allem Verständnis für die 
Luft- und Lärmproblematik dürfen doch die wirtschaftlichen 
Interessen nicht völlig ausser acht gelassen werden. 
Der Beschluss des Nationalrates trägt beldem Rechnung. Ich 
bitte Sie darum, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen 
und damit dem Nationalrat zu folgen. 

Uhlmann Hans (V, TG): Es geht hier wirklich darum, den 
Standort Schweiz auch diesbezüglich nicht unnötig einzu­
schränken. Ich meine, wir sind uns sicher einig: Das Erforder­
nis einer umweltfreundlichen Abwicklung des Luftverkehrs ist 
unbestritten und drängt sich auch auf, besonders Im Hinblick 
auf die zunehmende Bedeutung und zunehmende Verkehrs­
frequenz. Bereits die Luftfahrtverordnung vom 4. November 
1973 - Sie haben recht gehört - verlangt, dass LärmimmIs­
sionen und andere Immissionen gesenkt werden. In der 
Schweiz - das werden Sie Immer wieder aus den Medien er­
fahren haben - werden diesbezüglich seit Jahren grosse An­
strengungen unternommen; entsprechend werden auch die 
Landegebühren abgestuft. So werden die Luftverkehrsge­
sellschaften gezwungen, allmählich «saubere» Flugzeuge 
anzuschaffen. 
Investiert wird bel der Swlssalr besonders - darauf können 
wir an sich stolz sein -In Flugzeuge, die wesentlich weniger 
Schadstoffe ausstossen und wesentlich weniger Lärm verur­
sachen. Aber nun mit einer Norm gewisse Schranken aufzu­
bauen, die international nicht verstanden werden und unse­
ren Werkplatz Schweiz diesbezüglich einmal mehr schwä­
chen, wäre falsch. 
Deshalb bitte Ich Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Onken Thomas (S, TG): Es scheint, als ob die Thurgauer 
Standesstimme heute den ganzen Vormittag lang geteilt ist 
und bleibt. Sie haben heute morgen schon zweimal meinem 
Kollegen Uhlmann recht gegeben. Ich bitte nun darum, dass 
man vielleicht auch der anderen Standesstimme einmal zu­
stimmt. Ich ersuche Sie als Mitglied der Kommission, der 
KommissionsmehrheIt zu folgen und diese Bestimmung gut­
zuheissen. 
Herr Kollege Blsig und Herr Kollege Uhlmann: Wenn Sie sa­
gen, Herr Blsig, Umweltanliegen selen eine pure Selbstver­
ständlichkeit, dann sind wir uns einig. Auch Herr Uhlmann be­
tont einleitend und beschwichtigend, ökologische Massnah­
men selen völlig unbestritten und drängten sich sogar auf. 
Wenn dann aber gleich das «Aber wir dürfen das nicht ins 
Gesetz hineinschreiben» kommt, ist Ihre Haltung einfach un­
glaubwürdig, und man spürt, dass hier eben offenbar doch 
Zugeständnisse.!.. Abstriche gemacht werden sollen oder dass 
man es mit der ukologle, wenn es darauf ankommt, nicht so 
ernst nehmen will. 
Was die Kommission hier Ins Gesetz geschrieben hat, eine 
Formulierung des Nationalrates übernehmend und richtig 
einordnend, bedeutet eigentlich nichts anderes, als dass 
auch in diesem Bereich erwartet werden muss, dass An­
strengungen unternommen werden, den jeweiligen Stand der 
Umwelttechnik auch Im Luftverkehr einzuhalten - nicht mehr, 
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aber auch nicht weniger, bitte schön I Das Ist also keine un­
angemessene, keine überrissene, keine einseitige Formulie­
rung, sondern es Ist eine flexible Bestimmung, mit der man 
durchaus umgehen kann, mit der man das einfordern kann, 
was eben möglich Ist, ohne damit die Abläufe selbst und die 
Wirtschaftlichkeit zu schmälern. Dieser Grundsatz aber ge­
hört In ein solches Gesetz. Wir alle wissen, wie sensibel die 
Bevölkerung - namentlich jene, die Im Umfeld von Flughäfen 
wohnt - heute auf den Luftverkehr und seine unglaubliche 
Zunahme reagiert. Hier trägt man auch diesen EmpfIndlich­
kelten, diesen Bedenken In einer angepassten und durchaus 
vertretbaren Form Rechnung. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Nationalrat zu folgen bzw. der an­
gepassten Lösung zuzustimmen, die Ihnen die Mehrheit der 
Kommission vorschlägt. 

Delalay Edouard (C, VS): J'aimerais, avant que nous pas­
slons au vote sur I'artlcle 27, apporter encore une explication 
sur la manlere selon laquelle la majorIte de la commisslon a 
prls sa declslon. 
11 faut se souvenir que le Conseil national avait Introdult, a 
I'artlcle 27 alinea 2 lettre b, les principes de «la securite et, 
dans la mesure du posslble, une exploitation ecologique des 
aeronets». La commisslon de notre Conseil a voulu, dans sa 
majorlte, creer un peu de clarte. C'est la raison pour laquelle, 
tout en voulant sulvre la declsion du Conseil national, elle a 
propose de redulre la lettre b de I'artlcle 27 alinea 2 aux prin­
cl pes de securlte et d'lntroduire une nouvelle lettre e dans la­
quelle nous exprimlons la necesslte pour les exploitatlons de 
respecter le plus possible I'envlronnement. 
En regardant de fa~on superficieIle le depliant qui est sous 
nos yeux, on pourralt penser que c'est la minorite qul veut 
sulvre la declslon du Conseil national. En reallte, c'est la so­
lution de la majorite de la commisslon qul est la plus con­
forme a la decislon du Conseil national, mals simplement en 
apportant un peu plus de clarte, c'est-a-dlre en evoquant, a 
la lettre b, les questions relatives a la securite et, a la lettre e, 
les questions relatives a I'envlronnement. 
11 me parait extremement important, dans notre debat 
d'aujourd'hul, d'avolr comme objectif prioritaire le soln de ne 
pas retarder la reforme dont nous debattons par des diver­
gences Inutlles. Nous devrlons ainsl permettre acette loi 
d'entrer en vlgueur sans retard, et permettre a notre pays de 
negocler avec les pays tiers, dans de bonnes condltions, en 
appllquant le plus rapidement possible les regles du jeu qul 
prevalent dans le transport aerien. Cette rapldite de declslon 
qui dolt etre la nötre dans I'examen de cette 101 se justifle 
d'autant plus que le projet du Conseil federal, assortl des 
amendements du Conseil national, constltue dans I'ensem­
ble une excellente solution. 
Je vous Invlte a vous approcher le plus posslble de la decl­
slon du Conseil national et a appuyer la proposition de la ma­
jorite de la commlsslon. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Das Kriterium der Ökologie 
Ist bel den Beratungen des Nationalrates In das Gesetz auf­
genommen worden. Ich habe etwas die Befürchtung, dass 
wir jetzt doch eher um Formulierungen als um den wirklichen 
Grundsatz diskutieren. Der Grundsatz - das Ist jetzt schon 
mehrfach gesagt worden -, dass bei diesen KonzessIonsver­
gabungen auch die Ökologie eine Rolle spielen soll, scheint 
unbestritten zu sein. 
Ich bin nun sehr dankbar für die Ausführungen von Herrn 
Malssen und auch von Herrn Delalay. Sie haben klargestellt, 
dass eine sogenannte maximale Lösung nicht die Meinung 
Ist, nach der nur noch die ökologischen Kriterien In dem 
Sinne ausschlaggebend sein sollten, als ständig jede techni­
sche, ökologisch gute Neuerung sofort eingeführt werden 
müsste und alle bisherigen Apparate, die diesem Maximum 
vielleicht noch nicht entsprächen, verschrottet werden müss­
ten. Es geht um das Wort «bestmöglich»; Herr Malssen hat 
das sehr gut dargelegt. Das heisst also: Eine Interessenab­
wägung -Insbesondere auch mit dem wirtschaftlichen Krite­
rium - für das Unternehmen, das ein entsprechendes Ge­
such eingereicht hat, liegt Immer noch drin. 

Wir sind uns auch In einem zweiten Punkt einig: Die Sicher­
heit Ist natürlich das höchste Kriterium. Bel der Sicherheit gibt 
es keinerlei Einschränkungen, keinerlei Relatlvlerungen. Die 
Sicherheit geht der Ökologie vor. 
Immerhin: Ein Flugzeug, das mit 200 Insassen auf ein Wohn­
gebiet hinunterstürzt, Ist Immer noch schlimmer als ein Flug­
zeug, von dem vielleicht einmal ein Kerosinspritzer auf ein 
Kleefeld hinunterfällt; ganz abgesehen davon, dass der 
Mensch ja auch Tell der Ökologie Ist und zu schützen Ist. 
Deshalb Ist die Sicherheit ein absolutes Kriterium, das als 
Maximum an vorderster Stelle genannt sein muss. 
Dann geht es darum, dass bel den genannten Beispielen die 
wirtschaftliche Kompatibilität zum ökologischen Interesse In 
ein Verhältnis gesetzt werden und hier eine vernünftige Lö­
sung gefunden werden muss. 
Von daher streiten wir uns um Worte. Ich glaube, dass man, 
wie Herr Delalay gesagt hat, mit den Erklärungen, die die 
Mehrheit der Kommission abgegeben hat, den ursprünglichen 
Interessen des Nationalrates sicher optimal entgegenkommt. 

Abs. 1, 2 Bst. a-d, 3, 4 - AI. 1, 2 let. a-d, 3, 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2 Bst. e - AI. 2 let. e 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Abs.1-5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.6 

20 Stimmen 
16 Stimmen 

Vor dem Entscheid über ein Konzessionsgesuch sind die Re­
gierungen der betroffenen Kantone und die Interessierten öf­
fentlichen Transportanstalten anzuhören. 

Art. 28 
Proposition de la commisslon 
AI. 1-5 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 6 
Les gouvernements des cantons concernes et les entrepri­
ses publiques de transport dont les Interets sont touches dol­
vent etre consultes avant qu'une decislon solt prise sur une 
demande de concesslon. 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: In Artikel 28 werden 
die Spielregeln für die Streckenkonzessionen festgelegt. Ge­
werbsmässlger Linienverkehr kann nur von Unternehmen 
betrieben werden, die zusätzlich zur BetriebsbewillIgung 
auch eine sogenannte Strecken konzession haben. Das bis­
herige Monopolregime hat diese Streckenkonzession nur der 
Swissair vergeben; sie war und ist als einziges Unternehmen 
legitimiert, im allgemeinen Interesse liegende Linien zu be­
dienen. Die neue Ordnung Ist nun so, dass grundsätzlich alle 
Unternehmen, die eine BetrIebsbewIllIgung haben, auch An­
spruch auf Strecken konzessionen haben. 
In Absatz 2 hat der Nationalrat Änderungen vorgenommen, 
und zwar so, dass er auf der einen Seite dem Departement 
den Auftrag gibt, die öffentlichen Interessen bel der Vergabe 
der Konzessionen nicht nur zu berücksichtigen, sondern 
dass sie zu prüfen selen und zusätzlich Insbesondere die Be­
dienung der nationalen Flughäfen zu berücksichtigen sei. 
Hier hat sich unsere Kommission dem Nationalrat ange­
schlossen. 
Zu Absatz 5 möchte Ich den Hinweis machen, dass verschie­
dentlich, vor allem In den Vernehmlassungen, die dort aufge­
führte TarifpflIcht als Tell der Verfahrensregelung diskutiert 
wurde. Es Ist festzuhalten, dass mit der TarifpflIcht und mit 
der damit zusammenhängenden Beförderungspflicht zum 
Ausdruck kommt, dass es sich hier auch um öffentlichen Ver­
kehr handelt. Zudem Ist die TarifpflIcht In zahlreichen Luftver­
kehrsabkommen enthalten. 
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Zum neuen Absatz 6, den Ihnen die Kommission beantragt, 
kurz folgende Überlegungen: Wir haben hier einen Text Ober­
nommen, der bereits Im geltenden Luftfahrtgesetz enthalten 
Ist. Ausgegangen Ist die Diskussion zu diesem neuen 
Absatz 6 vor allem von Vorschlägen von Vertretern aus der 
Romandie, die einfOgen wollten, dass man bel der Konzessl­
onsertellung auch die Gegebenheiten des Regionalflugver­
kehrs und der Regionalflugplätze mit einbeziehen sollte. Nun 
Ist uns von der Verwaltung dargelegt worden, dass diese Be­
griffe gesetzlich gar nicht geregelt sind. Man kennt den Be­
griff Regionalflugplatz nicht; es gibt nur Flugplätze, Flughäfen 
und Flugfelder. Im Bereich des Betriebes, der Verkehrsart, 
unterscheidet man In erster linie zwischen linienverkehr und 
NIchtlInienverkehr - z. B. Charterverkehr und TaxHIOge -, 
hingegen kennt man den Begriff des Regionalflugverkehrs In 
der Gesetzgebung nicht. 
Wir haben uns daher entschlossen, das Anliegen aus dieser 
regionalen Optik so einzubinden, dass bei Entscheiden Ober 
Konzessionsgesuche wie bis anhin die Regierungen der be­
troffenen Kantone und die Interessierten öffentlichen Trans­
portanstalten anzuhören sind, damit diese VerknOpfungen 
mit den regionalen Anliegen - sei das bezOglich regionaler 
Flughäfen wie z. B. Im Oberengadin, In Lugano usw. - einge­
bunden sind und die entsprechenden Gespräche mit den Be­
troffenen getahrt werden. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Sie schaffen mit dem neuen 
Absatz 6 doch eine Differenz zum Nationalrat. Damit Sie 
nicht denken, ich wOrde erst dort meine Bedenken in bezug 
auf diesen neuen Absatz 6 äussern, möchte Ich sie hier auch 
formuliert haben. Nach europäischem Recht wird jede Flug­
gesellschaft das Recht haben, Innerhalb der Europäischen 
Union frei zu verkehren. Voraussetzung dafOr ist allerdings, 
dass die Flugplätze freie Kapazität aufweisen und der si­
chere Betrieb des Unternehmens geWährleistet Ist. Wir stre­
ben ja mit unseren Luftverkehrsverhandlungen mit der Euro­
päischen Union dasselbe Recht fOr schweizerische Unter­
nehmen an. Sobald dies dann umgesetzt wird, wird die Zeit 
fOr Anhörungen Im bisherigen Rahmen nicht mehr reichen. 
Die Stellungnahmen werden Innert kOrzester Frist vorliegen 
mOssen. Sie werden In der Regel auch den Entscheid nicht 
mehr zu beeinflussen vermögen, weil das europäische 
Recht, wie gesagt, einen Anspruch auf die Durchtahrung sol­
cher FIOge gibt. Dieses Recht wollen wir dann ja auch fOr un­
sere schweizerischen Fluggesellschaften In der Europäi­
schen Union haben. 
Der Bundesrat schlug Ihnen daher vor, die Frage der Anhö­
rung oder der Information der interessierten Kreise In den 
AusfOhrungserlassen, also auf Verordnungsstufe, zu regeln 
und nicht dermassen starr Im Gesetz festzulegen. 
Sie können schon Ober Absatz 6 abstimmen. Ich wOrde Ih­
nen eher raten, das herauszunehmen, damit wir es in die 
Verordnung aufnehmen können. 

Abs. 1-5 - AI. 1-5 
Angenommen - Adopte 

Abs. 6-AI. 6 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission 
FOr den Antrag des Bundesrates 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.2 
Mehrheit 

24 Stimmen 
3 Stimmen 

.... fOr einen sicheren und ökologisch bestmöglichen Betrieb 
erfOllt .... 
Minderheit 
(KOchler, Bisig, Uhlmann) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 29 
Proposition de la commisslon 
AI. 1,3 
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AdMrer a la declsion du Conseil national 

AI. 2 
Major/te 
.... garantlt la securlte et une exploitation aussi respectueuse 
de I'environnement que possible, fait I'objet d'une sur­
veillance .... 
Minor/te 
(KOchler, Blsig, Uhlmann) 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Es geht um die Un­
ternehmen mit Sitz Im Ausland. Die Kommission des Stände­
rates sieht hier die Gleichstellung der Unternehmen mit Sitz 
im Inland mit jenen im Ausland vor. 

Abs. 1, 3-AI. 1,3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 30 
Antrag der KommIssion 
Abs.1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.4 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Delalay, Cavadinl Jean, Gentil, Martin, Onken) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 30 
Proposition de la commfssion 
AI. 1-3 
AdMrer a la decision du Conseil national 

AI. 4 
Major/te 
Biffer 
Minor/te 
(Delalay, Cavadinl Jean, Gentil, Martin, Onken) 
AdMrer a la declsion du Conseil national 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Hier geht es auf­
grund der Diskussionen In der Kommission um Wesentli­
ches, um Entscheidendes: Es geht um die Frage, wie mit 
den Streckenkonzessionen fOr Unternehmen mit Sitz Im 
Ausland umgegangen werden soll. Auszugehen Ist davon, 
dass diese zur Hauptsache aufgrund staatsvertraglIcher Re­
gelungen getroffen werden, und dabei werden die schweize­
rischen Interessen, die gewährten Gegenrechte und vor al­
lem die Betriebssicherheit berOckslchtigt. Die nationalrätli­
che Kommission hat In Absatz 3 eine Ergänzung ange­
bracht, wonach Im Gesetz festgelegt wird, dass besonders 
darauf zu achten ist, dass die entsprechenden Gegenrechte 
gewährt werden. 
Nun zu Absatz 4, wie er vom Nationalrat neu vorgeschlagen 
wird: Der Nationalrat hält fest, dass der Bund beim Abschluss 
von bilateralen und multilateralen Abkommen Mehrfachbe­
zeichnungen anstrebt - dass also mehrere Fluggesellschaf­
ten bestimmte Destinationen von verschiedenen Flughäfen 
aus anfliegen können -, denn ohne diese Mehrfachbezeich­
nungen bliebe faktisch das Monopol der Swlssalr bestehen . 
Bel der Frage, die zur Diskussion steht, geht es also nicht 
darum, ob wir Mehrfachbezeichnungen wollen oder nicht, 
sondern es geht darum, ob wir dies In das Gesetz schreiben 
wollen oder nicht. Der Bundesrat hat In der Botschaft auf 
Seite 6 (Zlff.212) ganz klar ausgetahrt, dass man diese 
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Mehrfachbezeichnungen will, dass man diese anstrebt, um 
eben den Wettbewerb auch realisieren zu können. 
Die Mehrheit Ist der Meinung, dass dies nicht In das Gesetz 
gehört. Diese Vorschrift Ist überflüssig, sie ist zudem unvoll­
ständig, weil der Bundesrat mit dem Verhandlungsmandat 
noch weitere Fragen klären muss - nicht nur die Mehrfach­
bezeichnungen, sondern z. B. auch die Frequenzen, Kapazi­
täten -, denn es nützt ja nichts, wenn wir mehrere Fluggesell­
schaften bezeichnen, diese jedoch nur einmal pro Woche 
oder noch seltener fliegen lassen. 
Zum Gesetzestechnischen ist festzuhalten, dass dieses Ver­
handlungsmandat nicht in das Gesetz gehört, weil damit 
keine unmittelbare Anwendung ermöglicht wird und es auch 
keine Delegationsnorm ist. 
Wir müssen also vom praktischen Verhandeln ausgehen und 
festhalten, dass die Verkehrsrechte ein knappes Gut sind; wir 
sollten sie nicht einfach weggeben. Wenn wir dies In das Ge­
setz hineinschreiben, schwächt das die VerhandlungsposI­
tion des Bundesrates. Hier geht es darum, dass beim Ver­
handeln Gegenrechte eingehandelt werden, und diese soll­
ten nicht bereits mit dem Gesetzesauftrag sozusagen ver­
schenkt werden. 
Es hat auch Eingaben und Zuschriften an uns gegeben, in 
denen die Befürchtung geäussert wird, dass es keine Mehr­
fachbezeichnungen gebe, wenn man das nicht In das Gesetz 
schreibe. Ich halte noch einmal fest: Bel der Diskussion, die 
wir nun führen, geht es nicht darum, ob wir Mehrfachbezeich­
nungen wollen oder nicht, sondern es geht darum, wie wir 
Rahmenbedingungen schaffen, damit der Bundesrat best­
möglich oder optimal verhandeln kann - und das machen wir 
nicht, wenn wir bereits Im Gesetz entsprechende Vorschrif­
ten festschreiben. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit der Kommission zu folgen und 
Absatz 4, wie er vom Nationalrat beschlossen wurde, zu 
streichen. 

Delalay Edouard (C, VS): A I'article 30 alinea 4, je vous pro­
pose, avec une Importante minorite de la Commisslon des 
transports et des telecommunlcatlons, d'adh9rer EI. la decl­
slon du Conseil national. 
11 faut d'abord rappel er le sens de la clause de multiples de­
slgnatlons que nous voulons Introdulre dans la 101. Dans un 
accord avec un pays tiers, la clause de multiples desIgna­
tions est celle qul permet a plusleurs compagnles etrangeres 
de venlr operer en Sulsse, mais aussl - et cela est tres im­
portant, 11 faut le soullgner - qul accorde le droit a plusieurs 
compagnies sulsses d'utlllser les routes qui font I'objet de 
I'accord International. Ce la peut etre le cas EI. partlr d'un seul 
aeroport suisse ou etranger, mals aussl de plusieurs points 
de depart ou de destination en Sulsse ou a I'etranger. 11 s'agit 
donc de ne pas conslderer cette clause de multiples desIgna­
tions comme une mesure qul seralt prise contre I'aeroport de 
Zurich-Kloten ou contre la compagnie Swlssair, mals surtout 
comme une clause en faveur, par exemple, des aeroports de 
Bäle-Mulhouse, de Geneve-Colntrin et de Zurich-Kloten et au 
b9neflce de diverses compagnles de transport sulsses. C'est 
dans ce sens qu'lI faut volr l'lnteret de cette clause de multi­
ples deslgnatlons, qul repond veritablement a I'ouverture et a 
la liberallsatlon que vlse la modiflcation de cette 101 sur I'avla­
tlon. 
D'allieurs, 11 y alleu, comme I'a dlt le rapporteur tout El.1'heure, 
d'observer que personne, dans ce Conseil et au Conseil fe­
deral, ne conteste en soll'objectlf de la multiple designation. 
La dlvergence porte essentlellement sur la question de savolr 
s'lI faut mettre cet objectlf dans la 101 ou non. Le Conseil na­
tional a estlme que cet objectif etalt d'une Importance teile 
qu'lI avalt largement sa place dans la 101, comme celul de la 
desserte des aeroports nationaux ou celul relatlf a I'environ­
nement. 11 n'est pas exagere de pretendre que, dans le cadre 
de la crlse qul est a I'origlne de la revision actuelle de la 101 
sur I'avlatlon, cet objectlf a une slgniflcatlon essentielle tant 
du point de vue de la politlque aeronautlque que du point de 
vue de la polltlque Interieure sulsse. 
Le Conseil federal a d'allleurs reconnu I'objectlf de la multiple 
designation et III'a Inscrit nolr sur blanc dans le message, en 

donnant, dit-II, desormais Instructlon a I'offlce competent de 
negocler systematlquement, chaque fols que cela est possl­
ble, dans les accords Internatlonaux aerlens, cette clause de 
multiples deslgnatlons. 
Cette volonte du Conseil federal est aujourd'hul parfaltement 
connue de tous les speciallstes en matlere aeronautique et, 
en particulier, des instances etrangeres avec lesquelles les 
autorites competentes suisses sont amenees EI. negocler. On 
ne peut donc pas dire qu'lI resulteralt, de cette disposition, 
une cralnte selon laquelle la position des negoclateurs suls­
ses seralt affalblie. Je pense, au contraire, que la clause de 
multiples designatlons n'est pas un argument secret ou une 
reserve de negoclatlons que pourralent offrir nos negocla­
teurs dans les pourparlers avec des pays etrangers. 
11 y a lieu, par ailleurs, de souligner que la clause de multiples 
designations est la consequence de la suppression du mono­
pole prevu a I'article 103 de la loi actuelle. Refuser de la met­
tre dans cette 101 que nous dlscutons malntenant aurait 
comme consequence de faire douter de la reelle volonte de 
la Suisse d'ouvrlr le jeu. C'est bien ce genre de contradlctlons 
qu'lI s'agit d'eviter, car alors ces contradictions pourralent af­
faibllr la position de nos negoclateurs. 
Comme cela vlent d'etre dit, la multiple designation est le 
pendant concret de la suppression de la clause de monopole. 
En refusant de mettre dans la loi I'objectif alnsl fixe EI. 
I'article 30, on court le risque de faire crolre a une operation 
purement alibI. On supprime dans le texte la reference EI. un 
monopole desuet; en pratlque, cependant, on confirme I'in­
tentlon de ne rien changer a la politique d'ouverture en ma­
tiere aerlenne et on a alnsl deux discours. 
Personnellement, je suis pret a faire aussi un bout de chemln 
dans un cllmat constructlf en renonoant, par exemple, a IIml­
ter a cinq ans les concessions exlstantes. Nous pensons que 
par cette limitation, proposee dans les dispositions transltoi­
res, nous pourrlons effectlvement mettre en difficulte notre 
compagnie nationale Swlssalr qul exlgerait des dedommage­
ments importants de la part de la Conf9deratlon. Ainsl, nous 
vous demandons, dans un esprit posltlf, d'equilibre, d'lnscrire 
dans la 101 un princlpe que nous disons, par ailleurs, voulolr 
appllquer de toute maniere. Pour ce qul me concerne, je re­
nonceral a limlter les concesslons existantes a ce delal de 
clnq ans que je sals ne pas etre la volonte de Swlssalr. 
C'est dans ce sens que je vous propose d'adherer a la pro­
position de minorite et de lul donner votre appullors du vote. 

Küchler Niklaus (C, OW): Mehrheit und Minderheit erachten 
die Mehrfachbezeichnungen als etwas Wichtiges. Der Streit­
punkt ist lediglich der, ob die Mehrfachbezeichnungen Im Ge­
setz festzuschreiben sind oder ob sie im Verhandlungsman­
dat enthalten sein sollen. 
Wir müssen wissen, wie der Berichterstatter ausgeführt hat: 
Verkehrsrechte sind ein äusserst knappes Gut, mit dem spar­
sam umgegangen werden muss. Die Schweiz als kleines 
Land hat In Verhandlungen vor allem mit grösseren Ländern 
wenig Gegenrechte anzubieten. Wenn wir die wenigen Ge­
genrechte, die wir haben, zu früh, zu schnell oder allzubIllig 
weggeben, dann haben wir später überhaupt nichts mehr 
einzutauschen und werden so zwangsläufig zu reinen Bitt­
stellern um Verkehrsrechte. Die wichtigsten Rechte, die wir 
geben können, sind doch «die drei Flughäfen» - Zürich, Ba­
sel, Genf - und vor allem noch die Zulassung von zwei oder 
mehreren Fluggesellschaften pro Land Im Tausch gegen 
mehr Flughäfen Im Partnerland oder gegen mehr Flüge für 
schweizerische Unternehmen auf bestehenden Strecken. 
Die Festschreibung der Mehrfachbezeichnung Im Gesetz 
würde meines Erachtens zwei Gefahren beinhalten: Zum ei­
nen weiss der Verhandlungspartner dann vom öffentlich de­
klarierten gesetzlichen Auftrag - Ich betone: vom gesetzli­
chen Auftrag - und wird daher wenig Gegenrechte anbieten; 
dies aus verständlichen Gründen, denn er welss Ja, dass die 
Schweizer Delegation dies anbieten muss. Zum anderen ris­
kieren wir, dass dieser Verhandlungsgegenstand von der 
Verhandlungsdelegation gestützt auf die gesetzliche Fest­
schreibung gar gratis weggegeben wird, weil sie das als ge­
setzlichen Auftrag erachtet. 
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Ich welse In diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass 
die Vorschrift gemäss dem Beschluss des Nationalrates un­
vollständig wäre - Herr Kollege Malssen hat das betont -, da 
das Verhandlungsmandat u. a. auch die Frequenzen, die Ka­
pazitäten und die tarifarischen Aspekte mit umfasst. 
So, wie der Absatz 4 vom Nationalrat beschlossen worden 
Ist, würden wir meines Erachtens unseren Fluggesellschaf­
ten längerfristig schaden, weil wir unsere ohnehin schon 
schwache Position In den internationalen Luftverkehrsver­
handlungen noch unnötig erschweren und schwächen wür­
den. Ich bin also nicht gegen die Mehrfachbezeichnungen, 
aber sie müssen als Trumpf ausgespielt werden. Sie dürfen 
nicht verschenkt werden. Sie können aber nur dann als 
Trumpf ausgespielt werden, wenn sie Im Verhandlungsman­
dat, das nicht im Gesetz verankert ist, enthalten sind. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie also, dem Antrag der Mehrheit 
der Kommission zuzustimmen und den Absatz 4 zu strei­
chen. 

Marlln Jacques (R, VD): Comme je I'ai dit dans le debat d'en­
tree en matiare, le Conseil federal approuve dans son mes­
sage la clause de multiples designatlons. Cela correspond 
exactement a sa volonte de Iiberalisatlon traduite par la sup­
pression de I'article 103. On ne peut demontrer sa volonte de 
manlare clalre par la suppression d'un monopole, puls le reln­
trodulre par une clause en fait protectlonnlste. 
On nous a dlt dans le debat que la negoclatlon d'accords de 
routes seralt plus ardue avec un tel article dans la 101 - peut­
etre. Mals j'lmaglne, Monsieur Auer, que vos homologues 
etrangers connaissent parfaltement le message du Conseil 
federai. Alors, 11 depend de votre capaclte et de votre talent a 
convalncre po ur conclure de bons accords. 
L'artlcle 30 alinea 4 a une tras serleuse portee polltique et 
creera une dlvergence essentielle avec le Conseil national si 
vous votez la proposition de majorlte. Ii est difficile pour un 
non-speclaliste de saislr la portee de cet artlcle. Swlssalr, 
dans une mlssive de lobbying extremement convaincante, 
nous falt mlrolter unlquement ses avantages a elle. C'est, 
bien sür, loglque et conforme a sa tactlque. Dans son Inter­
vention, M. Küchler vlent d'en demontrer I'efflcaclte. Mals ce 
n'est pas l'lnteret general du pays. 
La disposition decldee par le Conseil national et proposee 
par la minorite de la commlssion n'est pas dlrectement et 
automatiquement applicable. Elle est dans la 101; c'est vrai. 
Elle exlste; c'est une cautlon pour I'executif. Encore une fOls, 
c'est la continulte de la philosophie de Iiberalisation voulue 
par I'executlf et tradulte dans son message. 
C'est la raison pour laquelle je vous demande expressement 
de soutenlr la proposition de minorite de la commlsslon. 

Onken Thomas (S, TG): Wenn Ich das Wort kurz ergreife, 
dann deshalb, weil Ich der einzige Deutschschweizer In die­
ser Minderheit unserer Kommission bin und nicht möchte, 
dass dieses Anliegen, über das wir hier sprechen, ein reines 
Anliegen der Westschweiz Ist. Ich möchte mich auch als 
Deutschschweizer tar diese Interessen einsetzen. Es Ist tat­
sächlich ein kleiner Schritt des Entgegenkommens an die 
Romands, und es Ist ein Zeichen unserer Verbundenheit. 
Wenn man mit puristischen Argumenten antreten will, wird 
man natürlich sagen, es sei nicht angezeigt, eine solche Be­
stimmung in das Gesetz aufzunehmen und dem Bundesrat 
bereits von vornherein den Auftrag zu erteilen, bel diesen Ab­
kommen dann das anzustreben. Man kann so argumentie­
ren. 
Aber man kann natürlich auch sagen, es sei eine offene For­
mulierung, es helsse «strebt an». Sie verpflichtet nicht, und 
sie setzt allemal auch eine gewisse Gegenleistung von den 
Partnern voraus. Es Ist also nicht so, dass man bel den Ver­
handlungen von vornherein alle Optionen vergibt. Es bleibt 
auch bel dieser Verpflichtung noch ein Spielraum. Wir haben 
auch frOher schon analoge Bestimmungen In Gesetze oder In 
Bundesbeschlüsse aufgenommen. Ich erinnere Sie bei­
spielsweise an das Abkommen zwischen der Schweiz und 
der BundesrepublIk Deutschland über die Zulaufstrecken zur 
Neat, wo wir ebenfalls den Bundesrat ersucht haben, zusam-
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men mit den deutschen und den österreichischen Partnern 
auf die Entwicklung bestimmter Strecken hinzuwirken. Also 
auch hier ein Auftrag tar die Zukunft, In eine bestimmte Rich­
tung tätig zu werden. 
Oder wir haben beispielsweise beim Strassenverkehrsgesetz 
dem Bundesrat die Kompetenz erteilt, die Masse von Fahr­
zeugen - namentlich von Lastwagen - den europäischen 
Entwicklungen anzupassen. Dort war Ich auf der anderen 
Seite und habe gesagt, das könnte doch ebenfalls Gegen­
stand von Verhandlungen sein und ein Trumpf, den man In 
der Hand behalte; das delegiere man doch als Parlament 
nicht ohne weiteres an den Bundesrat. Aber die Mehrheit hat 
es getan, und es war wahrscheinlich richtig so. 
Das sind jedoch zwei Beispiele, wo man ebenfalls solche 
Aufträge für die Zukunft ohne Vorbedingungen erteilt hat. 
Beim Luftfahrtgesetz machen wir gewissermassen einen 
analogen Schritt In einer - wie gesagt - sehr offenen Formu­
lierung. 
Deshalb bitte Ich auch als Deutschschweizer darum, diesem 
verständlichen Anliegen Insbesondere der Romandie und 
des Flughafens von Genf Rechnung zu tragen, der Minder­
heit zuzustimmen und damit auch keine Differenz zum Natio­
nalrat zu schaffen. 

Saudan Franyolse (R, GE): Je revlendral sur une reponse, 
qul m'avalt entlarement satlsfalte, que le Conseil federal avalt 
donnee a mon Interpellation du 19 juln 1997 (97.3389). Dans 
cette reponse, le Conseil federal preclsalt tras clairement 
que, par sa declslon du 8 mal 1996, 11 s'etalt prononce pour 
la Iiberalisatlon de la politique aeronautlque suisse. 
C'est le seul moment de mon Intervention, Monsieur le Con­
seiller federal, Oll je seral de nouveau un tout petit peu Imper­
tinente. En effet, je me redemande si la position et les termes 
clalrs du Conseil federal sont reellement compris par le con­
seil d'admlnlstratlon de Swlssalr quI, dans le courrier qu'lI 
nous a adresse en date du 25 fevrier 1998, preclse ceci: 
«Pays de petIte taille, la Sulsse n'a guare de contrepartie a 
offrir, surtout lorsqu'elle mane des negoclatlons avec des 
pays plus Importants. Le Conseil federal veut une pOiitlque 
des transports aenens liberale, regle par les princlpes de 
I'economle du march9.» La, je suis entiarement d'accord. 
Mals ce meme conseil d'adminlstratlon de Swissair ajoute: 
«C'est un bon credo, et iI convlent de le soutenlr, mals en rea­
lite iI exlste peu de pays vralment Iiberaux aujourd'hul.» 
On peut avolr une coneeptlon du Iiberalisme tras partleuliare: 
on sait qu'i1 exlste malntenant un Iiberalisme soelal ou un so­
elallsme de drolte en Europe. Ca ne me derange pas. Ce qul 
me gene, e'est que dans le meme courrler, le conseil d'admi­
nistratlon de Swlssalr preclse: «En fixant la multiple designa­
tion dans la 101, c'est-a-dlre en deslgnant automatlquement 
deux eompagnles aerlennes ou plus, on donne gratultement 
un droit au partenaire de negoclatlon, sans rien lul demander 
en eehange.» Alors que c'etait I'objet de mon interpellation, 
Monsieur le Conseiller federal, vous preclsez tras elalrement, 
nous avons preclse a plusleurs reprises que de teiles nego­
clations etalent toujours menees dans un souel de reeipro­
clte; ee n'est done pas dans une situation Oll on seralt amene 
a accepter n'lmporte quol. 
Je erols que M. Delalay notamment a tras bien expllque ce 
qu'etalt I'accord a deslgnatlons multiples. J'almerais slmple­
ment po ur ma part en revenlr au texte de la 101. La disposition 
adoptee par le Conseil national est absolument conforme au 
message du Conseil federal, mals elle est d'une portee qui 
est tout sauf imperative. Elle preelse en effet que «la Confe­
deratlon veille a I'emplol de multiples deslgnatlons»; elle dit 
«anstreben» et non pas «gewährleisten» ou «garantir». Elle 
preclse done bien la marge de manoeuvre qul reste a la Con­
federatlon dans ce domalne. 
Nous sommes la, eomme I'a rappele M. Martln, dans un do­
malne tras delicat. Vous me permettrez de faire une breve 
eomparalson, meme si comparalson n'est pas raison. A la fln 
de I'annee dernlere, suite a la fusion de l'Unlon de banques 
sulsses, M. Rhinow a salsl le Parlement d'une Initiative par­
lementalre demandant au Conseil federal la possibilIte de 
malntenlr deux sieges pour eette future grande banque, en 
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raison, et nous I'avlons tout a fait comprls, de I'importance 
d'un developpement equilibre de ce pays et afln de prendre 
en compte I'ensemble des interats. Cette initiative (97.454) 
avalt ete slgnee par la majorIte des deputes romands, parce 
que nous sommes partlcullerement sensibles a ce probleme. 
J'almerals que, dans un domalne aussl delicat que celul-ci, 
qul a susclte tant d'emotlon en Sulsse - en Suisse romande 
en partlculler -, on alt la mame attitude, parce que cette dis­
position, comme I'a dit M. Delalay, touche non seulement les 
compagnles aerlennes existantes, mals ausslies compa­
gnies qui seralent amenees a se creer. Elle a une portee po­
IItlque qul va au-dela de la lettre de la 101. 
Je vous rappelle qU'elle ne fait que concretiser la volonte du 
Conseil federal, elle n'est en aucune manlere contralgnante, 
et je vous Invite, dans le sens des arguments que ]'al tente de 
developper devant vous, a adopter la proposition de minorIte. 

Rochat Erlc (L, VD): Comme le mentlonnalt le Conseil d'Etat 
du canton de Vaud dans la lettre du 7 mars 1998 qu'lI a 
adressee a M. Leuenberger, conselller federal, 11 est vral que 
la declslon de Swlssair de concentrer plus etroitement ses 
vols Intercontlnentaux sur I'aeroport de Zürlch-Kloten aporte 
une forte attelnte au potentlei de developpement de I'aero­
port de Geneve et a I'attractivlte de cette partie de la Suisse. 
SI nous avons eu, en Suisse romande plus particulierement, 
quelques mots severes a I'egard de celle qul est encore notre 
compagnle nationale, c'est parce que nous avons reallse 
alors a quel point Swlssalr s'identlflait a nos deux aeroports 
et a quel point ses declslons d'entreprise determlnaient I'ave­
nlr et le developpement de nos regions. 11 y avalt la, d'une 
certalne fa~on, un abus de langage parce que Geneve-Coln­
trin n'est pas Swlssalrl 11 y avalt la, d'une certaine fa~on, un 
abus de pouvoir parce que Geneve-Colntrln n'a pas a sublr 
passlvement les repercusslons des declslons de la compa­
gnle natlonalel Geneve-Colntrln et Zürich-Kloten sont des si­
tes prlvllegles par Swlssalr; que je sache, i1s ne font tout de 
mame pas partie de ses actifs, mals du patrlmolne national et 
cantonall 
La Suisse, malgre sa taille reduite et contrairement a d'autres 
pays, necessite deux aeroports internationaux de premier ni­
veau pour la desserte de ce qul s'est Impose clairement 
comme deux pOles d'attractlon majeurs: le pOle economlque 
de Zurlch et le pOle international et politique de Geneve. Ces 
pOles mentent d'atre desservis de la fa~n la meilleure pos­
slble et IIs I'ont ete longtemps, de fa~on preponderante, et a 
notre entlere satlsfactlon par Swissalr. 
Swlssalr a bien entendu le droit et la necesslte de se restruc­
turer, mals cela ne change rlen et ne devrait rlen changer au 
rOle et a l'lmportance Internationale respectlfs des deux aero­
ports. C'est pour cela qu'lI faut clalrement dire que ce que 
Swlssalr ne peut plus reallser Icl dolt pouvolr desormals etre 
effectue par d'autres compagnles, pour malntenlr la qualM 
des sltes. 11 ne seralt en effet pas admlsslble que, comme I'a 
dlt M. Delalay, lorsque la plus grande compagnie represen­
tee a Geneve-Cointrin desire reduire son activlte, elle banefl­
cle dans notre Etat liberal d'une clause monopollstique em­
pechant un concurrent de reprendre a son compte les actlvl­
tes abandonnees. 
L'ouverture dolt donc etre la regle. De cette regle, Swlssalr 
baneflcle et beneflciera aussl a I'etranger. La disposition pre­
vue par le Conseil national aux alineas 3 et 4 Introduit tout a 
la fols une reclprocite normale et necessaire et une plus 
grande souplesse dans I'octroi des concessions. C'est cette 
disposition que nous devons adopter, pour donner a tous les 
aeroports du pays des chances equlvalentes de developpe­
ment et de rayonnement, que Swissalr, disons-Ie, le veuille 
ou nonl 
Je vous recommande d'adopter la proposition de minorIte et 
d'adMrer a la declslon du Conseil national. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Ich habe diese Diskussion aufmerk­
sam verfolgt und möchte zum Schluss Herrn Bundesrat Leu­
enberger bitten, etwas nochmals genau festzuhalten: Ich bin 
mir nämlich nicht ganz Im klaren, ob wir alle unter dem Wort 
«Mehrfachbezeichnungen» wirklich das gleiche verstehen. 

Auch Ich, die Ich nicht Mitglied der Kommission war, musste 
mich zuerst nochmals erkundigen: Was Ist eigentlich genau 
eine Mehrfachbezeichnung Im Sinne von Artikel 30? Mehr­
fachbezeichnung helsst nicht, dass verschiedene Flughäfen 
genannt werden, die angeflogen werden, sondern es helsst, 
dass bel der Verteilung von Flugrechten mehrere Fluggesell­
schaften berücksichtigt werden können, nicht mehr und nicht 
weniger. 
Nun liegt es natürlich auf der Hand: Wenn es wenige Verbin­
dungen pro Woche gibt, kann man diese kaum auf mehrere 
Fluggesellschaften verteilen, wenn es aber viele Verbindun­
gen gibt, besteht die Möglichkeit, diese vielen Verbindungen 
auf mehrere Fluggesellschaften - soweit vorhanden - zu ver­
teilen. Das will man ja auch tun; das hat der Bundesrat mehr­
fach bekräftigt, und das Bazi hat den Auftrag, dieser Empfeh­
lung nachzuleben. 
Die entscheidende Frage Ist und bleibt: Will man das auch 
auf Gesetzesstufe so verankern? Will man das Verhand­
lungsmandat In diesem einen Punkt auf Gesetzesstufe präzi­
sieren, ohne zu berücksichtigen, dass man auch noch über 
Kapazitäten und über Preise verhandeln muss und dass man 
für die Schweiz generell um so bessere Resultate erzielen 
kann, je offener man In diese Verhandlungen geht? 
Aber meine Intervention hat lediglich zum Ziel, den Bundes­
rat zu bitten, den Begriff «Mehrfachbezeichnung» nochmals 
zu erläutern. 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Obwohl Ich kein An­
hänger von Mehrfachvoten bin, ergreife ich nochmals das 
Wort. Ich möchte nochmals festhalten: Die Kernfrage Ist nicht 
«Mehrfachbezeichnung, ja oder nein?», sondern es geht nur 
um das Wie. Ich leite nun allerdings aus der geführten Dis­
kussion ab, dass es hier um Interessen gehen solle, um be­
rechtigte Interessen der Romandie, konkret von Genf, für die 
man nun sei oder nicht sei; gegen diese Auffassung möchte 
ich mich wehren. Der Antrag der Mehrheit tangiert nicht diese 
Interessen, sondern es geht nur um die Vorgehensfrage, ob 
wir das Im Gesetz verankern wollen oder nicht. Es Ist mir als 
Berichterstatter ein Anliegen, nach dieser Diskussion festzu­
halten, dass die Annahme dieses Antrages kein Plebiszit ge­
gen die berechtigten Anliegen der Romandie wäre. 
Ich persönlich glaube sogar, dass es Im Interesse aller Betei­
ligten ist, bestmögliche Voraussetzungen für die Verhandlun­
gen zu schaffen - Im Interesse der Schweiz und damit auch 
Im Interesse der Romandie und von Genf. 
Ich beurteile es so: Für die Romandie Ist wichtiger, was In 
Artikel 28 Absatz 2 steht; der Nationalrat hat diesen Absatz 
ergänzt. Es heisst dort, dass bel der Ertellung der Konzessio­
nen namentlich auch die Bedienung der nationalen Flughä­
fen berücksichtigt wird. Ich möchte zu bedenken geben, dass 
dies das Entscheidende Ist. 
Wenn wir nun abstimmen und das Stimmenverhältnis etwa 
das Verhältnis zwischen Deutschschweiz und Westschweiz 
wiedergibt, bitte Ich Sie nochmals, dies nicht so zu interpre­
tieren, dass man diese Interessen nicht berücksichtigen 
möchte, sondern es geht einzig um die Art des Vorgehens. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Zunächst Im Sinne der 
Frage von Frau Spoerry einige Erklärungen dazu, was eine 
Mehrfachbezeichnung Ist und über welche Punkte sich solche 
Vertragsverhandlungen mit einem anderen Land abspielen: 
In einem solchen Abkommen wird zunächst einmal geregelt, 
welche Punkte In einem Land angeflogen werden. In der 
Schweiz sind das Genf, Basel, Zürich usw. Welche Städte 
oder Flughäfen sind das in einem anderen Land? Dann wird 
darüber diskutiert, ob nun diese Strecke je von einer, von 
zwei oder mehreren Fluggesellschaften beflogen wird. Es Ist 
so, dass In der Regel natürlich jedes Land seine Fluggesell­
schaft hat. Wenn es Mehrfachbezeichnungen sind, dann sind 
es entweder zwei, drei oder mehr Fluggesellschaften, die 
diese Strecken befliegen können. Auf Schweizer Seite sind 
das z. B. die Swlssalr, die SWA, die Air Engladlna und an­
dere mehr. 
Dann wird des weiteren darüber diSkutiert, welche Kapazitä­
ten und Frequenzen gewählt werden. Wird da In der Woche 
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einmal oder jeden Tag oder jeden Tag sieben Mal geflogen? 
Der letzte und In der Regel wichtigste Punkt Ist derjenige der 
Tarife. Welche Tarife gelten auf diesen Strecken? Das sind 
die Kernpunkte der Luftverkehrsverhandlungen. 
Ich kann Frau Spoerry also unterstCrtzen: Mehrfachbezeich­
nungen haben nichts mit den Flughäfen zu tun, sondern ein­
zig mit der Anzahl der Fluggesellschaften, die eine be­
stimmte Strecke befliegen können. Wenn wir beispielsweise 
mit Sansibar über die Strecke Sanslbar-Genf verhandeln, 
dann wird darOber diskutiert, ob auf schweizerischer Seite 
eine Fluggesellschaft diese Strecke fliegt und wenn ja, wei­
che. Das muss ich bei Ihrem Kampf um Mehrfachbezeich­
nungen schon sagen: Wenn wir sagen würden, die SWA 
könne nach Sansibar fliegen, aber - weil wir ja Mehrfachbe­
zeichnungen anstreben - die SWissair auch noch, könnte das 
zu einer bedrohenden Konkurrenz für die SWA führen, wäh­
rend uns dann z. B. von selten Sansibars gesagt würde, dass 
die Air Sansibar und die Air Tansania flögen. Wenn wir die Air 
Engiadina noch dazunehmen würden, käme dann auch noch 
die Air Daressalam dazu. Dann würden drei Fluggesellschaf­
ten hin- und herfliegen, und wir würden dann noch darüber 
diskutieren, wie oft dieser Flug täglich durchgeführt werden 
sollte. Soweit zum System. 
Aus diesem System heraus betrachtet möchte ich einige Vo­
ten etwas korrigieren. Frau Saudan, Sie hatten das Beispiel 
der UBS und die Bemühungen genannt, der Bundesrat solle 
der UBS zwei Sitze zugestehen. Wir haben dann auch eine 
juristische Meinung, die haarscharf neben dem Recht vorbei­
geht, dem Frieden in diesem Land zuliebe geäussert. 
Hier ist es etwas anders. Ich glaube nicht unbedingt, dass 
mehrere Fluggesellschaften wirklich zu einem Gleichgewicht 
im Lande führen würden. Das wäre die Frage der Punkte der 
Flughäfen. Dies nur als Erklärung. 
Nun zur Geschichte dieser Mehrfachbezeichnungen. Sie ka­
men, ehrlich gesagt, Im allerletzten Moment noch in die Bot­
schaft des Bundesrates hinein. Sie kamen auch deswegen 
hinein, weil dies mehr oder weniger der Praxis entspricht. Der 
Nationalrat hat dann gesagt: Wenn diese schon in der Bot­
schaft stehen, können sie auch im Gesetz stehen. Das sagen 
Sie jetzt auch. Die Befürchtung, aufgrund derer der Bundes­
rat Mehrfachbezeichnungen als Ziel bis anhin nicht im Ge­
setz verankern wollte, war folgende: Wenn der Verhand­
lungspartner schon weiss, dass wir das anstreben, dürfte der 
Preis, den wir dafür zahlen müssen, steigen. 
Es wurden hier Beispiele genannt, bleiben wir bei Sansibar. 
Der Unterhändler von Sansibar kommt mit dem schweizeri­
schen Gesetz in der Hand und sagt: Seht, das strebt Ihr oh­
nehin an, das müsst Ihr uns geben. Nun wurde gesagt: Auch 
wenn es bloss in der Botschaft steht, hat ein cleverer sansi­
barischer Unterhändler natürlich auch die Botschaft und 
kommt mit ihr und sagt: Da steht es, Ihr wollt dies ja ohnehin. 
Nach dieser ausführlichen Debatte, in deren Verlauf alle un­
terstrichen haben, am Ziel der Mehrfachbezeichnung wollten 
sie gar nicht rOttein, zweifle ich keinen Moment daran, dass 
jener sansibarische Unterhändler mit dem Amtlichen Bulletin 
daherkommt und sagt: Seht, Ihr wollt ja alle Mehrfachbezeich­
nungen. Nach dieser Debatte kommt es ja gar nicht mehr dar­
auf an. Die ganze Welt weiss, dass wir Mehrfachbezeichnun­
gen anstreben. Deshalb kann ich mich dem Begehren vor al­
lem der Romandie eigentlich nicht mehr widersetzen. 

Abs. 1-3 - AI. 1-3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der MehrheH 

Art. 31-33, 33bls, 35, 93, 103 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decision du Conseil national 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

20 Stimmen 
19 Stimmen 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Bevor wir über 
diese kurzen Zeilen beschllessen, in der festgehalten ist, 
dass unter anderem auch Artikel 103 aufgehoben wird, 
möchte ich feststellen, dass damit natürlich der entschei­
dende Punkt dieser Gesetzesrevision angesprochen wird. In 
Artikel 103 ist nämlich das Monopol der Swissair verankert. 
Mit der Aufhebung dieses Artikels schllessen wir auch eine 
Phase der Luftfahrtgeschichte der Schweiz ab. Dies zu er­
wähnen Ist meines Erachtens angebracht. 

Angenommen - Adopte 

Zift. 11 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.3 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Martin, Cavadinl Jean, Gentil) 
Die Gültigkeit sämtlicher bestehender Konzessionen Ist auf 
höchstens fünf Jahre nach Inkraftsetzung des Gesetzes be­
fristet. 

eh. 11 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
AdMrer a la decislon du Conseil national 

AI. 3 
Major/te 
Rejeter la proposHlon de la minorIte 
Minor/te 
(Martin, Cavadini Jean, Gentil) 
La validHe de toutes les concessions exlstantes est IImltee a 
clnq ans au maximum a compter de I'entree en vigueur de la 
101. 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Hier stehen sich 
wieder eine Mehrheit und eine Minderheit gegenüber. Es 
geht darum, ob wir die bestehenden Konzessionen auslaufen 
lassen möchten - so, wie es der Bundesrat gemäss den ent­
sprechenden Abmachungen vorsieht - oder ob man, wie es 
die Kommissionsminderheit Martin wünscht - Absatz 3 der 
Übergangsbestimmungen -, die Gültigkeit Sämtlicher Kon­
zessionen auf höchstens fünf Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes, also dieser Gesetzesänderung, beschllesst. 
Konkret geht der Antrag der MinderheH dahin, das Monopol 
der Swissair bzw. deren Konzession nach fünf Jahren aufzu­
heben. Ich muss Ihnen dazu kurz den Mechanismus erklä­
ren, wie er im Zusammenhang mit der Erteilung der Konzes­
sion an die Swissair besteht. Die Swissair Ist im Besitz einer 
allgemeinen Konzession. Erteilt Ist diese Konzession für die 
Dauer von fünfzehn Jahren. Nach Ablauf von jeweils drei 
Jahren wird sie auf Gesuch der Konzesslonärln hin In der Re­
gel um drei Jahre verlängert, so dass sie jederzeH noch für ei­
nen Zeitraum von zwölf Jahren gültig Ist. Entsprechend hat 
sich dieser Prozess in den vergangenen Jahren -1987, 1990 
und 1993 - abgespielt. 1993 wurde diese Konzession letzt­
mals für fünfzehn Jahre erteilt. Gültig Ist sie also bis Ende des 
Jahres 2008. Im Dezember 1996 hat die KonzessIonsbe­
hörde - unter BerOckslchtlgung, dass eine Revision des Ge­
setzes ansteht - die Konzession unter Hinweis auf die Ein­
schränkung «In der Regel» nicht bis Ins Jahr 2011 verlängert. 
Der Unterschied Ist also der, dass gemäss der Vorstellung 
der Mehrheit diese Konzession im Jahre 2008 ausläuft. Nach 
dem Vorschlag der MinderheH wäre das hingegen fünf Jahre 
frOher, wenn das Gesetz im Jahre 1999 in Kraft tritt, nämlich 
im Jahre 2003. 
Sollten nun - das muss man bedenken - die In der Konzes­
sion enthaltenen Rechte auf dem Wege der Gesetzgebung 
geschmälert werden, dann wäre von seHen der Swlssair mit 
erheblichen Schadenersatzforderungen zu rechnen. Es geht 
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hier um Investitionen, welche die Swissair unter BerOcksich­
tlgung der Konzessionsdauer getätigt hat. Zu bemerken Ist 
auch, dass In bezug auf den Entscheid des UVEK, die Kon­
zession nicht bis Ins Jahr 2011 zu verlängem, eine Be­
schwerde hängig ist - ich nehme an, beim Bundesgericht; 
Herr Bundesrat Leuenberger mOsste dies sagen, Ich bin nicht 
Jurist. Hier ist also noch eine offene Frage. 
Die Mehrheit der Kommission hat sich angesichts dieser Um­
stände dazu entschlossen, vielleicht im Hinblick darauf, dass 
es auch um Treu und Glauben geht, dass wir hier dem Bun­
desrat und dem Nationalrat folgen und diese Konzession 
nicht frOhzeitig abbrechen sollten. 

Martln Jacques (R, VD): Lors du debat d'entree en matii~re, 
j'avals dit dans mon Intervention que I'artlcle 30 alinea 4 etait 
tres important. Nous I'avons emporte avec un score extreme­
ment serre. Des lors, je retire la proposition de minorite a 
I'allnea 3 du chiffre 11 (<<Dispositions transltoires») concernant 
la duree de la concesslon. Je crols que Je I'avais explique, et 
M. Delalay I'a repete tout a I'heure: iI me parait correct de re­
tirer notre proposition de minorite. 

Abs. 1, 2-AI. 1,2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Präsident: Der Antrag der Minderheit ist zurOckgezogen 
worden. 

Angenommen gemlJss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la major/te 

Zlft.1U 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

eh. IU 
Proposition de la commlssion 
AdMrer Ei la declsion du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
FOr Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Schluss der Sitzung um 12.05 Uhr 
La saance est levae a 12 h 05 

37 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

E 10 mars 1998 
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Differenzen - Dlvergences 
Siehe Jahrgang 1997, Seite 1683 - Voir annee 1997, page 1683 
Beschluss des Ständerates vom 10. März 1998 
Dooision du Conseil des Etats du 10 mars 1998 

Bundesgesetz Ober die Luftfahrt 
Lol federale sur I'avlatlon 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Beim Luftfahrtgesetz 
gibt es nur drei kleine Differenzen. Trotzdem beantragt Ihnen 
die Kommission bzw. die Mehrheit, am Beschluss des Natio­
nalrates festzuhalten. 
Bel den Artikeln 27 und 29 geht es um die Kriter.!en fOr die Be­
willigungsertellung. Der Ständerat hat eine Anderung be­
schlossen. Bel Artikel 28 geht es um die Spielregeln fOr die 
Streckenkonzessionen. Der Ständerat hat eine Ergänzung 
beschlossen. 
Die Mehrheit der Kommission ist der Meinung, dass man bei 
den Artikeln 27 und 28 festhalten soll. Vor allem aber sollte 
man gemäss einstimmiger Kommission bel Artikel 29 der 
neuen, verbesserten Formulierung der Kommission zustim­
men. 

Art. 27 Abs. 2 Bst. b, e 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 27 al. 2 let. b, e 
Proposition de la commission 
Maintenlr 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Hier geht es um die 
Kriterien fOr die Betriebsertellung an Unternehmen mit Sitz in 
der Schweiz. Der Nationalrat hat als Erstrat die ökologische 
Komponente eingebaut, und zwar in Buchstabe b. In Buch­
stabe b geht es um die fachliche Eignung und Organisation, 
um den sicheren Betrieb von Luftfahrzeugen. 
Der Ständerat hat dann das Element Ökologie Obernommen 
und noch etwas verschärft oder verstärkt und spricht von 
«ökologisch bestmöglichem Betrieb». Der Ständerat hat dies 
nicht in Buchstabe b, sondern in Buchstabe e eingebaut, und 
in Buchstabe e geht es um die Technik, um die Anpassung 
an die international vereinbarten Standards. 
Die Kommission beantragt mit Stichentscheid des Präsiden­
ten Festhalten am Beschluss des Nationalrates. Die Kom­
mission Ist der Meinung, dass die Formulierung «ökologi­
scher Betrieb» gemäss Beschluss des Nationalrates im rich­
tigen Abschnitt, richtig und auch umsetzbar seI. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsmehrheit zu folgen. 

Baumberger Peter (C, ZH): Ich möchte Ihnen vorschlagen, 
Ober die Differenzen bel den belden Artikeln 27 und 29 ge­
meinsam zu beraten und auch gemeinsam Ober sie abzu­
stimmen. Warum das? 
Die Artikel 27 und 29 haben einen unmittelbaren inneren Zu­
sammenhang. Wir dOrfen doch nicht ausländische Gesell­
schaften, welche die Schweiz anfliegen, Im Ergebnis besser 
behandeln als unsere eigenen schweizerischen Gesellschaf­
ten. Es geht Immer um alle unsere schweizerischen Gesell­
schaften, nicht nur um die Swissalr. Gehen wir von Artikel 29 
aus -Ich glaube, das mOssen wir -, so mOssen wir uns näm­
lich fragen, was wir von ausländischen Gesellschaften ver­
langen bzw. was wir ihnen gegen Ober durchsetzen können. 
Da stellt sich sofort die Frage: Was soll denn die Formulie-

rung «ökologisch bestmöglicher Betrieb» des Ständerates 
helssen? Wir können gegenOber ausländischen Gesellschaf­
ten nicht Dinge durchsetzen, die nicht international geregeit 
sind. Das können wir schlicht nicht, sonst fliegen sie uns ganz 
einfach nicht mehr an, und die Schweiz hat einen weiteren 
Standortvortell verloren. Selbstverständlich möchten wir alle 
ökologisch bestmögliche Standards, aber verlangen können 
wir gegen Ober ausländischen Gesellschaften nur die Ertal­
lung der International vereinbarten Mlndeststandards, so, wie 
das die Kommission bei Artikel 29 richtigerwelse beantragt. 
Daraus folgt aber, dass wir bel Artikel 27 - und das folgt zwin­
gend daraus, wenn wir nicht unsere eigenen schweizeri­
schen Gesellschaften benachteiligen wollen - nichts anderes 
verlangen dOrfen als bel den ausländischen Gesellschaften. 
Mit anderen Worten: Es geht um Festhalten an unserem Be­
schluss, den Sie -Ich darf das belfOgen - seinerzeit auf mei­
nen Antrag hin beschlossen haben. Richtigerweise wird 
Artikel 27 dann noch redaktionell an Artikel 29 angepasst. 
In diesem Sinne möchte Ich Ihnen empfehlen - auch namens 
der CVP-Fraktlon -, bel Artikel 29 der Ergänzung zuzustim­
men und dann Artikel 27 slnngemäss gleich zu formulieren. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Ich habe Verständnis 
fOr den Einwand von Kollega Baumberger, aber ich bin trotz­
dem der Meinung, dass wir diese beiden Artikel getrennt be­
handeln mOssen, und zwar aus folgendem Grund: Bel Artikel 
27 geht es um die Bewilligung fOr Unternehmen mit Sitz In der 
Schweiz. Hier kann schweizerisches Recht geltend gemacht 
werden. Bel Artikel 29 geht es um die Bewilligung fOr Unter­
nehmen mit Sitz Im Ausland. Hier kann schweizerisches 
Recht nicht ohne weiteres umgesetzt und durChgesetzt wer­
den. Selbstverständlich hat der Entscheid In Artikel 27 Ein­
fluss auf die Formulierung In Artikel 29. Aber trotzdem - Sie 
können das auf der Fahne nachlesen -: Die neue Fassung 
von Artikel 29 hat auf den Beschluss In Artikel 27 ROcksicht 
genommen. Der Text kann aus den erwähnten Grunden nicht 
wortwörtlich Obernommen werden. Deshalb bin Ich der Mei­
nung, dass wir beide Artikel getrennt behandeln mOssen, 
d. h. zuerst Artikel 27 bereinigen und dann Artikel 29 behan­
deln. 

Präsident: Ich halte mich an die Empfehlung des Berichter­
statters und behandle die Artikel 27 und 29 getrennt. Herr 
Baumberger wird Insofern recht erhalten, als das Resultat 
das gleiche sein wird. 

Leuenberger MOritz, Bundesrat: Ich möchte zunächst auch 
Herm Baumberger Insofern recht geben, dass natOrlich belde 
Artikel miteinander zusammenhängen. Wenn Sie jetzt bel 
Artikel 27 Absatz 2 der Kommission folgen, dann werden Sie 
logischerweise bei Artikel 29 Absatz 2 ebenfalls der Kommis­
sion folgen. So, wie sie jetzt formuliert sind, wären die belden 
Bestimmungen kohärent. Das hindert uns aber nicht daran, 
zunächst einmal Ober Artikel 27 abzustimmen; irgendwo 
muss man ja beglnnenl 
Ich erlaube mir auch noch, daruber hinaus zu sagen: Selbst 
wenn die Formulierung des Ständerates angenommen wor­
den wäre, könnte ich mir nicht vorstellen, dass in der Praxis 
dann nur noch Bewilligungen erteilt wOrden, wenn eine maxi­
male ökologische Bedingung erfallt ist. Auch mit dem Be­
schluss des Ständerates hätte man das Gesetz so anwenden 
können, wie Sie es jetzt - das will ich der Kommission zugute 
halten - viel präziser umschrieben haben. 
Ich schliesse mich dem Resultat der Arbeit der Kommission 
an. 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 Abs. 6 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Vogel, Beguelin, Bezzola, Blrcher, Schmld Odllo) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Art. 28 al. 6 
Proposition da Ja commlsslon 
MajorIte 
Blfter 
Minorlte 
(Vogel, Beguelln, Bezzola, Blrcher, Schmld Odllo) 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Vogel Danlei (R, NE): Nous arrlvons gentlment au terme de 
la dlscusslon de la 101 sur I'avlatlon. Faut-II rappeier que 
c'etalt, au debut, un sujet explosif, qu'lI contenait une certalne 
tension? Apres les discusslons qui ont eu lieu dans les 
Chambres federales, je crols qu'on peut dlre que c'est de­
venu seulement un sujet sensible. Mais oa n'est pas encore, 
a mon avis, un sujet comme les autres: iI restera sensible a 
cause de l'lnteret que les cantons et beaucoup d'autres col­
lectlvltes publlques portent au transport aMen. 
La preuve de cet interet, on I'a vue dans les debats aux 
Chambres et dans les manlfestatlons de tout genre qul ont 
precade ces debats. On I'a vue aussi par le falt que bon nom­
bre de collectlvltes publlques detenalent un Important porte­
feuille d'actlons Swlssalr, et on I'a vue aussl par le falt que les 
collectivltes publlques, notamment en Sulsse romande, en 
rassemblant des fonds a hauteur de pres de 15 millions de 
francs, etalent pretes a s'engager dans la creatlon d'une 
compagnie aerienne. 
A mon avis, la reponse acette senslbilite est contenue dans 
la declslon du Conseil des Etats, que je vous propose de sou­
tenlr. 
A I'artlcle 28 alinea 6, on demande au Conseil faderal que 
«Ies gouvernements des cantons concernes et les entreprI­
ses publiques de transport dont les Interets sont touches» 
soient consultes «avant qU'une decision soit prise sur une de­
mande de concesslon». On demande de consulter les can­
tons concernes: oa ne vlse pas tous les cantons, forcement; 
oa n'est pas une procedure compliquee qul prendra du temps 
comme une consultatlon classlque. Consulter, oa n'est pas 
octroyer a ceux qul sont Interpelles des pouvolrs dispropor­
tlonnes - on leur demande leur avis; oa n'est pas un droit de 
veto -, on leur demande d'exprimer un point de vue. On leur 
demande aussl - et c'est une occaslon - de prendre connals­
sance des declslons. FInalement, Informer, c'est aussl une 
manlere de faire passer des declslons dlftlclles. 
La proposition de mlnorite de maintenir I'article 28 alinea 6 
ne donne pas des pouvolrs Inconslderes, dlsproportlonnes 
aux cantons et meme aux entreprises publlques; cela a pour 
effet de calmer le jeu au niveau, je I'al dlt, d'un sujet qul peut 
rester sensible. 
Dans la reponse du Conseil faderal au Conseil des Etats lors 
de la dlscusslon sur cet artlcle, on a admis que la question 
devalt etre reglee, qu'elle devalt I'etre au niveau de I'ordon­
nance. C'est bien avouer que le probleme existe, que cette 
question dolt etre tranchee. Alors, pourquol ne pas faire flgu­
rer dans la 101 une disposition montrant la bonne volonte, la 
posslblilte notamment d'lnformer les Interesses? Lorsqu'on 
met un horaire de chemins de fer en vlgueur, on donne a tous 
les citoyens de notre pays I'occaslon de se prononcer indivl­
duellement sur I'heure et le depart de chaque train. Pourquol, 
dans une 101, ne pourrions-nous pas donner aux cantons la 
possiblilte de s'exprimer, dans une bien molndre mesure, 
vous I'avouerez, qu'lI n'en est pour les chemins de fer? Cela 
me paraTt normal. 
Pour cette raison, je vous prie de soutenir ma proposition de 
minorite qul tend a Inscrire I'alinea 6 a I'artlcle 28 de la 101 sur 
I'avlatlon. Le Conseil des Etats avalt quand meme retenu 
cette disposition par 24 volx contre 3. 

Binder Max (V, ZH): Das Anliegen der Minderheit Vogel Ist 
teilweise sicher berechtigt. Es Ist wahrscheinlich auch eine 
Reaktion auf den Swlssalr-Entscheld bezOglich Genf-Colntrln 
und ZOrich-Kloten. Aber man darf diesen Passus in Artikel 28 
der Vorlage nicht auf diese Art und Welse verankern. 
Nach EU-Recht wird jede Fluggesellschaft das Recht haben, 
Innerhalb der Union frei zu verkehren. Voraussetzung dazu 
Ist, dass Flughäfen auch freie Kapazitäten haben und dass 
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der sichere Betrieb des Unternehmens geWährleistet werden 
kann. Es sind also bereits gewisse Bedingungen zu erfOllen, 
damit dieses Recht auch genutzt werden kann. Wenn dieses 
aber tatsächlich umgesetzt wird, bleibt keine Zeit mehr rur 
Anhörungen Im heutigen Rahmen, weil das EU-Recht An­
spruch auf die DurchfOhrung solcher FIOge gibt. 
Genau dieses Recht wollen wir doch auch unseren schwei­
zerischen Fluggesellschaften In der EU oftenhalten. Wir wol­
len doch letztlich gleiches Recht haben wie die ausländi­
schen Fluggesellschaften bel uns. Wir wollen gleiche Rechte, 
keine Diskriminierungen, und wir wollen auf jeden Fall die 
dannzumal notwendige Flexibilität gewähren. Deshalb darf 
eine solche Forderung nicht Ins Gesetz, weil eine gesetzliche 
Bestimmung - Sie wissen das selber - keine Flexibilität zu­
lässt. Deshalb Ist diese Forderung, wenn Oberhaupt, auf Ver­
ordnungsstufe aufzunehmen. So können wir später, wenn 
dieser freie, liberalisierte Flugverkehr Tatsache wird, auf 
diese Umstände reagieren, und zwar so, dass es auch unse­
ren eigenen Fluggesellschaften zum Nutzen gereicht. 
Wir haben In der Kommission mit 9 zu 6 Stimmen entschie­
den, Artikel 28 Absatz 6 zu streichen und dies allenfalls auf 
Verordnungsstufe zu regeln, damit wir bel der Anpassung die 
nötige Flexibilität haben. Der Bundesrat hat Obrigens Im 
Ständerat auch erklärt, er wäre bereit, einen solchen Passus 
auf Verordnungsstufe aufzunehmen. 
Ich bitte Sie, hier der KommissionsmehrheIt zu folgen. 

Bezzola Duri (R, GR), Berichterstatter: Bel Artikel 28 geht es 
um die Kriterien fOr die Erteilung von Streckenkonzessionen 
an Unternehmen mit Sitz In der Schweiz. Der Ständerat hat 
diesen Artikel mit Absatz 6 ergänzt, wonach vor dem Ent­
scheid Ober Streckenkonzessionsgesuche die Regierungen 
der betroffenen Kantone und die Interessierten öffentlichen 
Transportanstalten angehört werden sollen. Die Bestimmung 
entspricht sicherlich der heutigen Praxis, und sie Ist eigent­
lich selbstverständlich. Deshalb Ist die Kommissionsmehrheit 
der Ansicht, dass sie hier nicht speziell aufgeruhrt werden 
soli. 
Die Kommission ist mit 9 zu 6 Stimmen bel 4 Enthaltungen 
der Meinung, dass man auf diesen Absatz verzichten kann. 
Damit hat man einer flexiblen Lösung zugestimmt. Die Min­
derheit Ist, wie das Kollege Vogel erwähnt hat, der Ansicht, 
dass man dieser Ergänzung ohne weiteres zustimmen kann, 
weil es der heutigen Praxis bereits entspricht und keine Kon­
zessionsgesuche ohne vorheriges Kontaktieren der Kantone 
behandelt werden. 
Ich persönlich gehöre In diesem Fall zur Minderheit; namens 
der Kommissionsmehrheit bitte Ich Sie jedoch, nicht dem 
Ständerat zu folgen, sondern am Beschluss des Nationalra­
tes festzuhalten. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Ich ersuche Sie ebenfalls, 
dem Antrag der Mehrheit und dem Entwurf des Bundesrates 
zuzustimmen. 
Nach europäischem Recht hat jede Fluggesellschaft das 
Recht, Innerhalb der EU frei zu verkehren. Die Vorausset­
zung datar ist, dass die Flugplätze freie Kapazität aufweisen 
und dass der sichere Betrieb des Unternehmens gewährlei­
stet Ist. Wir streben In unseren Luftverkehrsverhandlungen 
mit der Europäischen Union an, dass schweizerische Unter­
nehmen dasselbe Recht bekommen. 
Sobald das umgesetzt sein wird, wird die Zeit rur Anhörungen 
im bisherigen Rahmen und In der bisherigen Extensität nlch'! 
mehr reichen. Die Stellungnahmen werden Innert sehr kurzer 
Zeit vorliegen mOssen. Sie vermögen den Entscheid In der 
Regel auch nicht zu beeinflussen, weil eben ein entsprechen­
des Recht besteht. 
Wir haben Ihnen deshalb vorgeschlagen, die Frage der An­
hörung oder der Information der Interessierten Kreise In den 
AusfOhrungseriassen zu regeln. Damit zeigen wir, dass nicht 
etwa Oberhaupt keine Anhörungen mehr erfolgen sollen; 
aber wenn sie dermassen extensiv im Gesetz festgehalten 
sind, könnten falsche Erwartungen geweckt werden. 
Aus diesen Granden ersuche Ich Sie, der Kommissionsmehr­
heit zu folgen. 
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Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit 
FOr den Antrag der Minderheit 

Art. 29 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
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81 Stimmen 
61 Stimmen 

.... fOr einen sicheren und Im Rahmen des Möglichen ökolo­
gischen Betrieb gemäss International vereinbarten Mlndest­
standards erfOllt, entsprechend beaufsichtigt .... 

Art. 29 al. 2 
Proposition de la commisslon 
.... garantlt la securtte et une exploitation aussl respectueuse 
que posslble de I'envlronnement en vertu des standards mi­
nimums convenus sur le plan International, fait I'objet d'une 
surveillance .... 

Bezzola Durl (R, GR), Berichterstatter: Wir haben vorhin be­
reits kurz aber Artikel 29 gesprochen. Hier geht es ebenfalls 
um die Bewilligungsertellung an Unternehmen, aber dieses 
Mal an Unternehmungen mit Sitz im Ausland. Bei Artikel 27 
ging es ebenfalls um Betriebsbewllllgungen, aber um Unter­
nehmungen mit Sitz In der Schweiz. 
Der Ständerat will mit seiner Formulierung dem Ausland 
schweizerisches Recht aufzwingen. "Ökologisch bestmög­
lich» Ist International nicht abgestimmt und deshalb auch 
nicht durchsetzbar. Es Ist eine logische Konsequenz, da 
gebe Ich Herrn Baumberger nochmals Recht, dass mit der 
Anderung In Artikel 27 Absatz 2 fOr die schweizerischen Un­
ternehmungen auch die Änderungen In diesem Artikel 29 be­
grundet werden massen: Ausländische Unternehmen sollen 
soweit wie möglich die gleichen Voraussetzungen ertallen 
wie die schweizerischen. Der Wortlaut von Artikel 29 sollte 
daher logischerweise möglichst nahe an demjenigen von 
Artikel 27 sein. 
Der Antrag auf der Fahne kombiniert nun die Anforderung 
von Artikel 27 Absatz 2 Buchstaben bund e. Das Anforde­
rungsprofil Ist somit in bezug auf Aspekte der Sicherheit und 
des Umweltschutzes fOr schweizerische und ausländische 
Unternehmen gleich. Die Anforderungen massen messbar 
und durchfahrbar sein. Mit dem Verweis auf die international 
vereinbarten Mlndeststandards ist dies erfOllt, denn diese 
Standards sind klar definiert. Damit haben wir eine Norm, die 
Im Internationalen Umfeld durchsetzbar Ist. ' 
Im Namen der einstimmigen Kommission bitte Ich Sie, dem 
neuen Antrag gemäss Fahne zuzustimmen. Damit schaffen 
wir jedoch eine zusätzliche Differenz zum Ständerat. 

Angenommen - Adopte 

An den Stlinderat - Au Conseil des Etats 

N 17 mars 1998 
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Erste Sitzung - Premiere seance 

Dienstag, 28. April 1998 
Mardl 28 avrll 1998 

17.15 h 

Vorsitz - Presldence: ZImmerli Ulrich (11, BE) 

Präsident: Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ich heisse Sie 
zu unserer dreltägigen Sondersession willkommen. 

97.046 

,=uftfahrtgesetz. 
Anderung 
Loi sur I'aviation. 
Modification 

Differenzen - Divergences 
Siehe Seite 296 - Voir page 296 ci-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 17. März 1998 
D6cision du Conseil national du 17 mars 1998 

Bundesgesetz über die Luftfahrt 
Lol f8derale sur I'avlatlon 

Art. 27 Abs. 2 Bst. b, e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 al. 2 let. b, e 
Proposition de la commission 
AdMrer Ei la declslon du Conseil national 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Die Kommission fOr 
Verkehr und Femmeldewesen hat sich am 9. April mit den 
wenigen Differenzen befasst, die es beim Luftfahrtgesetz 
noch gibt. Ich beginne gleich mit Artikel 27. Hier besteht ein 
Zusammenhang zu Artikel 29. Es geht um die ökologischen 
Kriterien bel den Bewllligungen und Konzessionen, die zu er­
teilen sind. Grundsätzlich Ist es so, dass die ökologischen 
Kriterien bereits in anderen Artikeln behandelt sind. Man hat 

aber hier gesagt: Doppelt genäht hält besserl Hier lagen nun 
eine Fassung des Nationalrates und eine des Ständerates 
vor; und der Nationalrat beschloss, an seiner Fassung fest­
zuhalten. Wenn man nun die Fassungen der belden Räte 
miteinander vergleicht, dann sieht man, dass es doch Im we­
sentlichen um sprachliche Unterschiede geht. Hinzu kommt 
ein Unterschied In der Gliederung, Indem der Ständerat zwi­
schen den Voraussetzungen in den Literae bund e unter­
schieden und die ökologischen Kriterien In Utera e zusam­
mengefasst hat. 
Hingegen sind die Differenzen materiell nicht sehr gross. Der 
Ständerat hat zusätzlich sichergestellt, dass die schweizeri­
schen und die ausländischen Unternehmen bezOglich dieser 
Bedingungen gleich behandelt werden, und er hat in 
Artikel 29 - wo es eben um die Streckenkonzessionen fOr 
Unternehmer mit Sitz Im Ausland geht - auch die erwähnten 
Bedingungen elngefOhrt. Der Nationalrat hat nun In Anleh­
nung an seine Formulierungen In Artikel 27 auch in Artikel 29 
eine Anpassung vorgenommen. 
Wir sind In der Kommission zum Schluss gekommen, dass 
wir uns dem Nationalrat anschllessen sollten, und zwar 
wurde dieser Beschluss mit 8 zu 0 Stimmen gefasst. 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 Abs. 6 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 28 al. 6 
Proposition de la commlsslon 
Maintenir 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: In Artikel 28 hat der 
Ständerat aufgrund der Diskussionen vor allem auch mit 
ROcksicht auf die Anliegen aus der Westschweiz eine Be­
stimmung aufgenommen, die bereits Im geltenden Gesetz 
enthalten Ist und wonach vor dem Entscheid Ober Konzes­
sionsgesuche die Regierungen der betroffenen Kantone und 
die interessierten öffentlichen Transportanstalten anzuhören 
sind. Der Nationalrat hat mit 81 zu 61 Stimmen beschlossen, 
diesen Artikel zu streichen. Die Kommission Ist mit 5 zu 
4 Stimmen der Auffassung, dass wir hier das geltende Recht 
Obernehmen sollten, weil es zweckmässlg Ist, bel den Ent­
scheiden Ober die Konzessionsgesuche abzuklären, ob es 
eventuell spezielle Anliegen gibt, die allenfalls zu berOcksich­
tigen wären oder berOckslchtlgt werden könnten. 
Es wird nun zwar gesagt, dass diese Anhörungsmöglichkei­
ten eingeschränkt wOrden, wenn das Luftverkehrsabkom­
men mit der EU abgeschlossen wOrde. Es wird aber auch 
darauf hingewiesen, dass dieses Recht auf Anhörung dann 
in einer Verordnung vom Bundesrat festgelegt werden 
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könnte. Die Kommission Ist mehrheitlich der Meinung: Wenn 
das schon In einer Verordnung festgelegt werden soll und 
wenn Im Grunde genommen auch die Zustimmung des Bun­
desrates vorliegt, dass Anhörungen stattfinden sollten, kann 
man dieses Verfahren ebenso gut Ins Gesetz aufnehmen, wie 
das bis jetzt auch der Fall war. 
Wir beantragen Ihnen deshalb mit 5 zu 4 Stimmen, an Arti­
kel 28 festzuhalten. 

Martln Jacques (R, VD): Je propose, po ur ellmlner une dlver­
gence avec le Conseil national, de biffer cette disposition, 
parce que, effectlvement, le Conseil federal s'est engage a 
l'lnclure dans I'ordonnance. 11 n'y ades lors pas de raison 
pour malntenir une dlvergence. Je crols que I'essentiel est 
que cette 101 pulsse etre mise sous toit au plus vite et que le 
vote final pulsse avolr lIeu tres rapldement. Nous sommes 
avec cette dlvergence dans le detail. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Ich bin sehr froh, dass Herr 
Martln einen Antrag stellt, der es Ihnen ermöglichen sollte, 
sich dem Nationalrat anzuschliessen und das Luftfahrtgesetz 
schon heute definitiv zu bereinigen. Ich habe Ihnen die Stel­
lungnahme des Bundesrates schon bel der letzten Behand­
lungsrunde erläutert. Es Ist nicht so, dass wir keine Anhörung 
der Betroffenen mehr wollen, sondern wir möchten das auf 
Verordnungsebene regeln und eine Delegationsnorm haben, 
wie sie der Nationalrat beschlossen hat. 
Ich habe Ihnen letztes Mal gesagt, dass nach europäischem 
Recht jede Fluggesellschaft das Recht hat, Innerhalb der Eu­
ropäischen Union frei zu verkehren. Es braucht gewisse Vor­
aussetzungen dazu: Die Flugplätze mOssen freie Kapazitä­
ten aufweisen, der sichere Betrieb des Unternehmens muss 
gewährleistet sein usw. Bel FlOgen In den EU-Raum wird 
nach Inkrafttreten des Abkommens die Zeit fOr die Anhörun­
gen Im bisherigen Rahmen zu kurz. Wenn das Gesetz so ver­
abschiedet wOrde, wie Sie es möchten, wOrde auf den bishe­
rigen Rahmen abgestellt; doch In diesem Rahmen kann man 
dann keine Stellungnahmen der betroffenen Kantone mehr 
einholen. Das wOrde die illusion wecken, man könnte den 
Stellungnahmen voll umfänglich folgen; doch dem wird ein­
fach nicht mehr so sein. Diese Formulierung wOrde den An­
gehörten ein X fOr ein U vormachen, und deswegen möchten 
wir lieber die Delegationsnorm, wie sie der Nationalrat verab­
schiedet hat. 
Ich ersuche Sie daher, dem Antrag Martin zuzustimmen. 

Präsident: Herr Martln beantragt Zustimmung zum Be­
schluss des Nationalrates. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag Martln 
FOr den Antrag der Kommission 

Art. 29 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 29 al. 2 
Proposition de la commisslon 
AdMrer a la declslon du Conseil national 

24 Stimmen 
8 Stimmen 

Malssen Theo (C, GR), Berichterstatter: Ich habe bereits er­
läutert, dass zwischen Artikel 29 und Artikel 27 ein Zusam­
menhang besteht. Wir beantragen auch hier mit 8 zu 0 Stim­
men, dem Beschluss des Nationalrates zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

E 28 avrll 1998 

I I 
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Votatlons finales 

97.046 

fr.,ufHahrtgesetz. 
Anderung 
Lol sur I'aviation. 
Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 616 hiervor - Volr page 616 cl-cievant 

Beschluss des Ständerates vom 28. April 1998 
D~lslon du Conseil des Etats du 28 avril 1998 

Bundesgesetz Ober die Luftfahrt 
Lol federale sur I'avlatlon 

Namentliche Abstimmung 
Vote nominatif 
(Ret.: 2242) 

1640 

FDr Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent le projet: 
Aeppll, Aguet, Antille, Aregger, Banga, Bangerter, Baumann 
A1exander, Baumann Ruedi, Baumberger, Bäumlin, Begue­
IIn, Berberat, Bezzola, Bircher, Blocher, Bonny, Borei, Borer, 
Bortoluzzl, Bosshard, Brunner Toni, BOhlmann, BOhrer, Bur­
gener, Cavadinl Adriano, Chiffelle, Christen, Comby, Davld, 
de Dardei, Delss, Dettling, Dormann, Dreher, Ducrot, DOnkl, 
Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Ehrler, Engel­
berger, Engler, Epiney, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fahr 
Hans, Fehr Jacqueline, Fehr Lisbeth, Filliez, Fischer-Hägg­
linge"" Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frey 
Walter, Friderlei, Frltschi, Gadient, Genner, Giezendanner, 
Goll, Grobet, Gros Jean-Michel, Gross Andreas, Grossen­
bacher, Guisan, Gusset, Gysin Hans Rudolf, Gysln Remo, 
Hafner Ursula, Hämmerle, Hasler Ernst, Heberlein, 
Hegetschweiler, Heim, Herczog, Hess Otto, Hess Peter, 
Hochreutener, Hollenstein, Hubmann, Imhof, Jaquet, Jutzet, 
Keller Christine, Keller RUdolf, Kofmel, KOhne, Kunz, Lachat, 
Langenberger, Lauper, Leemann, Leu, Leuba, Loeb, Loretan 
Otto, Lötscher, Maitre, Maspoli, Maurer, Maury Pasquler, 
Meier Samuel, Meyer Theo, Moser, MOlier Erich, MOller­
Hemml, Oehrll, Ostermann, Pelli, Philipona, Pldoux, Rag­
genbass, Rattl, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruck­
stuhl, Ruf, Rychen, Sandoz Marcei, Sandoz Suzette, 
Schenk, Scheurer, SchlOer, Schmld Samuel, Schmied Wal­
ter, Seiler Hanspeter, Semadeni, Simon, Speck, Spielmann, 
Stamm Judith, Stamm Luzl, Steffen, Stelnegger, SteIne­
mann, Steiner, Strahm, Stucky, Stump, Suter, Teuscher, 
Thanei, Theiler, ThOr, Tschäppät, Tschuppert, Vallender, 
Vermot, VetterIi, Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, 

Waber, Weber Agnes, Weigelt, Widmer, Widrig, Wiederkehr, 
Wittenwiler, Wyss, Zblnden, Ziegler, Zwygart (169) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Schmid Odilo (1 ) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excusas/absents: 
Alder, Baader, Baumann Stephanie, Binder, Blaser, Caccla, 
Carobbio, Cavalli, Columberg, Fässler, Gonseth, Grendel­
meier, Gross Jost, GOnter, Haering Binder, Jans, Jeanprätre, 
Martl Werner, Meier Hans, MOhlemann, Nabholz, Pinl, Rand­
egger, Rechsteiner Paul, Ruffy, Scherrer JOrg, Tschopp, 
Weyeneth, Zapfl (29) 

Prl1sidium, stimmt nicht - Prasidence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Sti1nderat - Au Conseil des Etats 

26. Juni 1998 S 

97.046 

fr.,uftfahrtgesetz. 
Anderung 
Loi sur I'aviatlon. 
Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 
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Bundesgesetz Ober die Luftfahrt 
Lol f8derale sur I'avlatlon 

Abstimmung - Vote 
FOr Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil fMaral 

26 Juln 1998 

40 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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